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4 Editorial 

5 Am.7. 12. 1988 um 11.41 Uhr 
SOWIe 30 Sekunden und zwei 

Minuten später erschütterten drei 
Erdstöße den Kaukasus entlang des 
Shiraktals in Armenien in einer Be­
benstärke von 10,7 auf der nach oben 
offenen Richterskala. Mehrere 
Zehntausend Menschen fanden den 
Tod. Bei den sofort aus aller Welt ein­
geleiteten Hilfsaktionen war unser 
Autor als erfahrener Unfallchirurg 
dabei. 
Prof Dr. Bernd Domres 
»Die baden-württembergische Ka­
tastrophenhilfe für die Erdbebenop­
fer in Armenien" 

11 Auf dem US-Luftwaffen-
stützpunkt Ramstein ist am 

28. August 1988 der Solo-Pilot der 
italienischen Kunstflugstaffel }) Frec­
ce Tricolori« mit zwei anderen flug­
zeugen seiner Staffel zusammenge­
stoßen. 70 Menschen fanden den 
Tod. Nützen Schuldzuweisungen und 
Verdächtigungen? 
Dr. Hermann Kater ist der Frage 
nachgegangen. 
»Ramstein >nw< eine Katastrophe 
oder schon ein Menetekel?« 

16 Oberstes Ziel aller V~rteidi-
gungsanstrengungen 1st das 

Überleben der Bevölkerung und ih­
rer freiheitlichen Lebensart. Auch 
nach der neuen Ministerrichtlinie für 
die zivile Notfallplanung in den Jah­
ren 1989 bis 1993 muß weiterhin für 
die Aufrechterhaltung der Staats­
und Regierungsgewalt, den Zivil­
schutz, die Versorgung und die Un­
terstützung der Streitkräfte eingetre­
ten werden. Wie steht es mit der Not­
fallvorsorge? 
Ministerialdirigent Wolfgang Beyer 
stellt die 
»Realitäten der Notfallvorsorge« 
vor. 

21 Obwohl die Katastrophen-
medizin in ihrer Entwick­

lungsgeschichte wesentliche Bezüge 
der Kriegschirurgie und Wehrmedi­
zin zeigt, vorn Massenanfall von Ver­
letzten in Kriegssituationen wichtige 
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Veränderungen und Impulse für zivi­
le Katastrophen resultierten, zeigt 
sich in jüngster Zeit eine Interessen­
verlagerung hin zur Notfallrnedizin. 
Dr. Stefan Neuhauser 
»Katastrophenmedizin - Versuch 
einer Standortbestimmung aus ärzt­
licher Sicht« 

30 Nach der Flugkatastrophe 
von Ramstein, bei der viele 

Menschen durch Verbrennungen den 
Tod fanden , erhebt sich erneut die 
Frage nach der wirkungsvollsten Be­
handlung von Verbrennungen. An­
hand der Literatur untersuchen 
Prof Dr. Armin Geistier, Prof Dr. 
Friedrich Wilhelm Ahnefeld und 
Prof Dr. Rolando Rossi 
»Kaltwasserbehandlungen von Ver­
brennungen - Eine kritische Stel­
lungnahme anhand der Literatur« 

35 Nach der Vorstellung des Zi-
vilschutzes im kleinsten skan­

dinavischen Staate Dänemark in 
ZIVTLVERTEIDIGUNG 11/ 88 gibt 
der gleiche Autor nach mebrwöchi­
gen Reisen durch Schweden einen 
Bericht über die zivile Verteidigung 
im größten skandinavischen Staat. 
Dr. Horst Schöttler 
»Schwedens Bevölkerungsschutz -
Grundlagen der Landesverteidi­
gung« 

44 Ankerschienen und Dübel 
gehören heute zu den wich­

tigsten Befestigungselementen im 
Bauwesen. Nach welchen Kriterien 

sind diejenigen auszuwählen, die si­
chere Verankerung im Ankergrund 
auch bei Schockeinwirkungen ge­
währleisten? 
Dipl.-Ing. BauDir. Otto K. Schaible 
»Ankerschienen und Dübel im 
Schutzraumbau« 

5 2 Der Abschluß des INF-Ab-
kornmens von Washington 

am 8. 12. 1987 hat neben ersten 
hochgestimmten Bewertungen be­
reits unmittelbar danach zu Einwän­
den und Bedenken geführt. Einern 
wichtigen Einwand - nämlich dem 
Verbleib der atomaren Sprengköpfe 
der INF-Systeme - ist der unseren 
Lesern bekannte Experte nachge­
gangen. 
Dr. Heinz Magenheimer 
»Was geschieht mit den atomaren 
Sprengköpfen bei Beseitigung der 
INF-Systeme?« 

5 7 Zahlreiche Agitationen ge-
gen die Errichtung von 

Schutzräumen für die Bevölkerung, 
die damit argumentieren, der beste 
Schutz sei die Abschaffung aller 
Kernkraftwerke, sind Grund genug, 
sich mit den Möglichkeiten der Kom­
munen zu befassen, den Schutzraum­
bau doch durchzusetzen. 
Friedhelm Voge/busch, Leiter des 
Bereiches Zivile Verteidigung und 
Notfallplanung beim Zivilschutzamt 
der Landeshauptstadt Düsseldorf 
nimmt Stellung. ' 
»Beschlüsse kommunaler Gremien 
zw Errichtung von Schutzbauten« 

61 Spektrum 

Unser Titelbild zeigt das Erdbeben­
gebiet in Armenien, es wurde ange­
fertigt von Prof. Dr. Bernd Dornres. 

Bitte beachten Sie die Beilage der 
Firma Heymanns Verlag KG, Lu­
xemburger Straße 449, 5000 Köln, 
sowie die Inserate auf den Seiten 45 
und 49. 
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Editorial 1/89 
Es steht schlecht um die zivile Verteidigung in unserem Lande. Sicher 
sorgt sich niemand mehr, wie er überleben könne in einem Atomkrieg, 
denn an die Möglichkeit eines solchen glaubt ohnehin keiner mehr. Dies 
ist sehr erfreulich und dies ist das Ergebnis der fruchtbringenden Arbeit 
der Politiker in West und Ost. Diese Angst ist den Menschen zwar genom­
men, aber die Gefahren durch den Alltag im Zusammenleben nUt der 
Hochtechnologie haben so rasant zugenommen, wie die Kriegsgefahr sich 
verringert hat. 

Deshalb erscheint der Ruf nach weniger Schutz für die Zivilbevölkerung 
der Bundesrepublik Deutschland, der nUt einer Beratung des Etatgesetz­
entwurfes für 1989 am 12. Oktober 1988 zu hören war und mit Verringe­
rung der Ausgaben für Schutzraumbau, Lebensmittelbevorratung, im 
Post- und Fernmeldewesen für den Zivilschutz und in anderen Bereichen 
durch Kürzungsvorschläge der vorgesehenen Etatausgaben sein Echo ge­
funden hat, unverständlich. 

Wohin, wenn die Alarmierung durch die vorgesehenen neuen Sirenenan­
lagen erfolgt? Wo ist mein Zufluchtsplatz, wohin kann ich mich retten bei 
einem Chemieunfall, einem Kraftwerksunfall, einer Umweltverseu­
chung, bei durch menschliches Versagen in der Bedienung der Hochtech­
nologie verursachten Katastrophen, wenn es nicht einen solchen Zu­
fluchtsort gibt? 

Die Partei der Grünen im Deutschen Bundestag hatte sogar dafür plä­
diert, zunächst einmal sämtliche Mittel für den Zivilschutz und Katastro­
phenschutz zu sperren. Gekürzt werden soll nun vor allem bei den Zu­
schüssen zur Schaffung von Schutzraum in Wohngebäuden und Schulen. 

Es tut weh, bei dem Gedanken an Schutzraumbau immer nach dem Aus­
land nur schauen zu müssen und die Versorgung der Bevölkerung dort mit 
der Nichtversorgung für den Katastrophenfall bei uns vergleichen zu müs­
sen. Als ob wir nicht allesamt in einem Boot säßen - zumindest die Men­
schen eines Kontinents -, weil Katastrophenauswirkungen vor Länder­
grenzen eben nicht halt machen. Entweder wir sind allesamt um den 
Schutz der Menschen bemüht, oder aber wir können tatsächlich ganz dar­
auf verzichten und uns preisgeben und frisch in den Tag hineinleben. 

Kann solche Verantwortung für sträfliche Sorglosigkeit überhaupt je­
mand übernehmen wollen? Die Hochtechnologie schreitet voran, die nUt 
ihr einhergehenden Risiken halten Schritt. Da wir nur eine Zukunft mit 
diesen Gefahren haben, müssen wir versuchen, ihre Auswirkungen so ge­
ring wie nur möglich zu halten und sie in den Griff zu bekommen. Sich in 
ein Schneckenhaus zurückziehen kann der Mensch nicht, also muß er sich 
stellen, das beißt, muß er sich schützen. 

Etatkürzungen im Bundeshaushalt ausgerechnet bei der Zivilen Verteidi­
gung und der Katastrophenhilfe sollten überdacht werden, sie können 
nicht als fest beschlossen hingenommen werden. 

Daß - wenn es im privaten Haushalt zu Engpässen kommt - zuerst ein­
mal an das Aufkündigen von Versicherungsverträgen gedacht wird, mag 
verständlich sein, weil man diesen Entschluß schnell wieder revidieren 
kann. Auf die Anstrengungen um den Schutz der Bevölkerung aber zu 
verzichten und bereits vorhandene Einrichtungen aufzugeben, hieße, die 
Menschen der Resignation zu überlassen, weil sie an dieser Hilf- und 
Schutzlosigkeit nichts ändern können, wenn ihre Vertreter im Deutschen 
Bundestag sich nicht für Schutzmaßnahmen stark machen. 

Eva Osang 
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Die baden-WÜrttembergische Katastrophenhilfe 
für die 

Erdbebenopfer in Annemen 
B. Domres, W. Zeller, J. Mutschier 

Professor Dr. med. Bernd Domrt!S ist den Lesern von 
ZIVILVERTEIDIGUNG aus mehreren Beiträgen 

bekannt. Er war dabei, um im Einsatz als erfahrener 
Chirurg zu helfen, als die Erde in Armenien gebebt 

Ablauf und Ausmaß 
des armenischen 
Erdbebens 

Am 7. 12. 1988 um 11.41 Uhr 
sowie 30 Sekunden und 2 Mi­
nuten später erschütterten 
drei Erdstöße den Kaukasus 
entlang des Shiraktals in Ar­
menien in einer Bebenstärke 
von 10,7 auf der nach oben of­
fenen Richterskala. Die Stadt 
Leni.nakan (290 000 Einwoh­
ner) wurde zu zwei Dritteln, 
Kirowakan (170000 Einwoh­
ner) zur Hälfte und die Stadt 
Spitak (20 000 Einwohner 
und 6 000 Flüchtlinge aus Ka­
rabach) fast vollständig zer­
stört. 170 Dörfer, die bis zu 
2 000 Meter hoch im Kauka­
sus liegen, waren außerdem 
betroffen. 

Es wirkte sich ungünstig aus, 
daß zum Zeitpunkt des Be­
bens Kinder in ihren Schulen 
waren und Arbeiter in ihren 
Betrieben und Fabriken, die 
zusammenstürzten. 

Bilanz der Schäden: 

500 000 Obdachlose, 24 854 
verloren ihr Leben, 10 000 
Schwerverletzte werden noch 
stationär behandelt und zum 
Teil werden sie bleibende 
Schäden behalten. 
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Glücklicherweise blieb Eri­
wan, die Hauptstadt Arme­
niens, von Erdbebenschäden 
völlig verschont. Der Berg 
Ararat (4092 Meter hoch) 
schützte die Stadt, da er zwi­
schen dem Shiraktal und Eri­
wan liegt und die Erdstöße ab­
fing. 

Die Phasen der Hilfe: 

1. Phase der Selbsthilfe (er­
ster und zweiter Tag) 

Zunächst waren nur Kamera­
den- und Selbsthilfe möglich. 
Verantwortliche (von 37 Fa­
brikdirektoren hatten in Leni­
nakan 18 den Tod gefunden) 
waren arn eigenen Leib be­
troffen oder mußten zunächst 
Familienangehörige, Frau 
und Kinder aus den Trüm­
mern bergen. Ein Bürgermei­
ster verlor seine Frau und zwei 
Kinder durch das Erdbeben, 
und ihm oblag außerdem die 
Gesamtorganisation der Ka­
tastrophenhilfe in seiner 
Stadt. 

2. Phase der organisierten 
Hilfe und Lebensrettung (2. 
Tag bis 14. Tag) 

In die organisierte Hilfe wur­
den erstmals internationale 
Hilfsaktionen ermöglicht und 

hatte und mehrere Zehntausend Menschen den Tod 
gefunden haben. Prof. Dr. Domres wirkt an der 
Chirurgischen Universilätsklinik Tübingen. Er ist Vor­
standsmitglied der Deutschen Retlungsj1ugwacht e. V. 

integriert: Über die Botschaf­
ten wurden hilfsbereiten Län­
dern Listen über erwünschte 
Hilfsmaßnahmen, benötigtes 
Material, Medikamente, tech­
nische und medizinische Hilfe 
bekanntgegeben. So wurde 
auch der baden-württember­
gische Ministerpräsident Lo­
thar Späth vom russischen 
Botschafter um Hilfe für die 
Erdbebenopfer in Armenien 
persönlich angesprochen. 

Erschwerend für die organi­
sierte Hilfe kam hinzu, daß die 
Krankenhäuser entweder zer­
stört (siehe Abbildung Hospi­
tal Spitak) oder zum Beispiel 
durch Ausfall und Abschalten 
des Stroms weitgehend funk­
tionsuntüchtig waren. Den­
noch wurden im Erdbebenge­
biet täglich ca. 2 000 Opera­
tionen zum Teil bei Kerzen­
licht vor Ort und in Zelten 
vorgenommen. Zahlreiche 
Verletzte wurden auch nach 
der Bergung mit privaten Au­
tos und Ambulanzen in das 
Zentrum Eriwan über Entfer­
nungen von 150 bis 200 Kilo­
meter transportiert. Verständ­
lich, daß hierdurch auch Cha­
os und Verkehrsstörungen 
entstanden, allein auf der 
Straße nach Spitak wurden an 
einem Tag 3 500 Fahrzeuge 

Hilfsbereiter oder Flüchten­
der gezählt. 

Die erste baden-württem­
bergische Hilfsaktion fand 
noch in der Phase der organi­
sierten Hilfe vom 12. bis 18. 
Dezember statt. 

3. Phase der Rehabilitation 
der Verletzten und Koordi­
nation der Hilfsaktionen 
nach Ablauf von 14 Tagen 

Da aufgrund von Erfahrun­
gen aus anderen Erdbeben 
wie Algerien und Mexico 
nach 13 Tagen nur ausnahms­
weise noch Verletzte lebend 
geborgen werden, rechnet 
man Verschüttete und Ver­
mißte nach Ablauf von 13 Ta­
gen zu den Toten. Die Bevöl­
kerung wird evakuiert, man 
beginnt die nicht mehr auf­
baufähigen Stadtteile einzu­
ebnen (allerdings fand man 
arn 17. 12. noch 21 Lebende 
unter Trümmern begraben). 
Suchdienste helfen, die Ange­
hörigen zu finden und zusam­
menzuführen. Vor allen Din­
gen in den Dörfern, die nicht 
völlig zerstört sind und deren 
Bevölkerung aus Angst vor 
weiteren Beben die Häuser 
meidet, werden Notunter­
künfte wie Zelte, Eisenbahn­
waggons und Wohnwagen be­
reitgestellt. 
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Erdbeben in Armenien 

Die b aden-württem­
bergische 
Hilfsaktion 

1. Der Krisenstab 

Sofort nach dem Bekanntwer­
den, daß internationale Hilfe 
möglich und erwünscht war, 
wurde auf Veranlassung des 
Ministerpräsidenten Lothar 
Späth in Baden-Württemberg 
ein Krisenstab der Landesre­
gierung im Sozialministerium 
Stuttgart einberufen. Der Kri­
senstab beschloß, gemäß den 
Anforderungen der russi­
schen und armenischen Mini­
sterien, die Aufgabe der Dia­
Iysebehandlung Verschütteter 
zu übernehmen (siehe auch 
medizinische Aspekte). Rich­
tig war auch die Entscheidung 
des Krisenstabes, nicht nur 21 
Dialysegeräte und die dazu 
notwendige Software zu schik­
ken, sondern zudem durchzu­
setzen, daß Dialyseärzte, 
Schwestern, Pfleger und 
Techniker mitgeschickt wur­
den, um die Geräte betriebs­
bereit zu machen. Dies erwies 
sich vor Ort als absolut richtig. 
Das technische Personal muß­
te in Armenien erst die Vor­
aussetzungen wie Wasserauf­
bereitung, Wasserdruck, elek­
trische Anschlüsse herstellen. 
Die Ärzte, Schwestern und 
Pfleger wiesen in Eriwan ein­
heimische Ärzte und Techni­
ker in die Bedienung und 
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Technologie der mitgebrach­
ten Dialysegeräte ein. Ohne 
diese Einweisung hätte dort 
nie ein Gerät je gearbeitet. 

2. Das Team 

Innerhalb von 24 Stunden 
wurde in Stuttgart das Ein­
satzteam zusammengestellt 
und einschließlich persönli­
cher Ausstattung für die er­
sten Tage in Marsch gesetzt. 
Folgende Institute und Orga­
nisationen stellten unbürokra­
tisch Fachleute frei: 

Chirurgische Universitätskli­
nik Tübingen, Marienhospital 
Stuttgart, Robert-Bosch-
Krankenhaus Stuttgart, 
Heimdialyse Heidenheim und 
Mainz, Deutsche Rettungs­
flugwacht Stuttgart, Deut­
sches Rotes Kreuz Landesver­
band Baden-Württemberg 
sowie medizin-technische Be­
triebe (Fresenius). 

Das Team unter der Leitung 
von zwei Einsatzleitern des 
Sozialministeriums Stuttgart 
hatte außerdem folgende 
Fachleute: 2 Dialyseärzte, 
1 Chirurg/ UnfaJIchirurg, 1 Not­
arzt, 1 Allgemeinarzt, 1 Fach­
mann für Kommunikation, 
1 Elektrotechniker, 1 Wasser­
techniker, 3 Dialyseschwe­
stern, 3 Dialysepfleger, 3 Dia­
lysetechniker. 

Außerdem flogen mit dem ba­
den-württembergischen Team 

Blick in den OP des Krankenhauses Spitak 

2 offizielle Delegierte der 
Deutschen Caritas, darunter 
ein Pfarrer mit armenischen 
Sprachkenntnissen, der nach 
der Landung in Eriwan als 
Dolmetscher des Teams fun­
gierte. 

3. Die Ausrüstung 

Mit dem Team wurden in der 
Lufthansa-Maschine 727 18 
Tonnen medizinischen und 
medizin technischen Materials 
geflogen, darunter die 21 Dia­
lysegeräte einschließlich Dia­
lysatoren und zugehörige 
Software. 

Aufstellung der wesentlichen 
Bestandteile der Ausrüstung: 

21 Dialysegeräte; 2 Wasser­
aufbereitungsanlagen; 2 Was­
serpumpen; 5 Stromgenera­
toren a 450 Watt, Software für 
Dialysegeräte, wie Dia lysato­
ren, arteriovenöse Schlauch­
systerne und anderes; chirur-

gisehe Instrumente, Antibio­
tika, Blutplasma, Stethosko­
pe, Laryngoskope, Analgeti­
ka und 500 kg Schokolade ei­
nes unbekannten Spenders. 

4. Der Einsatz 

Am 12. 12. 88 traf sich das 
18köpfige Team morgens um 
6 Uhr zu einem kurzen Brie­
fing im Sozialministerium in 
Stuttgart. Um 14 Uhr startete 
die 727 der Lufthansa vom 
Frankfurter Flughafen mit 
dem Team und der Ausrü­
stung und erreichte nach Zwi­
schenlandung in Ankara si­
cher um 19 Uhr Ortszeit den 
Flughafen in Eriwan. Das 
Team half bei der Verladung 
der Ausrüstung auf 5 LKW, 
was 5 Stunden in Anspruch 
nahm. 

Der Flughafen Eriwan, der 
normalerweise für die Lan­
dung von täglich 25 Flugzeu-
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Mehrere Zehntausend Todesopfer mußten begraben werden 

gen konzipiert ist, hatte täglich 
bis zu 100 Flugzeuge zu be­
und entladen. Die durch­
schnittliche Entladungszeit be­
trug 12 Stunden und die Hilfs­
sendungen wurden zunächst in 
Frachträume gebracht. 

Es wurde also eine Ausnahme 
für das baden-württember­
gische Team gemacht, das auf­
grund seines klaren Auftrages 
und seiner Möglichkeiten des 
Zusammenwirkens von Team 
und Ausrüstung ohne wesent­
liche Verzögerung eingesetzt 
werden konnte. Vom armeni­
schen Gesundheitsministeri­
um war als Einsatzort des 
baden -wü rttem bergischen 
Teams die Central Surgery 
Branch of Academy of Sience 
Moskau in Eriwan vorgese­
hen. Die Klinik heißt auch 
nach dem Primarius Professor 
Mikaelian-Krankenhaus. In 
dieses Krankenhaus waren 
700 Schwerstverletzte, darun­
ter vorwiegend Verschüttete, 
die ein Crush-Syndrom hat­
ten, eingeliefert worden. Die­
se Verletzten mit Crush-Syn­
drom sollten durch Künstli­
che-Niere-Behandlung geret­
tet werden. 

Trotz Sperrstunde konnte das 
Team mit den 5 beladenen 
LKWs nachts die Militärkon­
trollen in die Stadt Eriwan 
und zum Krankenhaus passie­
ren und erreichte sein Ziel um 
2 Uhr nachts. Es wurde dort 
vom KJinikchef Professor Mi-
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kaelian empfangen, eingewie­
sen und verzichtete in dieser 
Nacht auf Schlaf. Bereits um 7 
Uhr waren von dem Dialyse­
team am nächsten Morgen die 
ersten beiden künstlichen 
Nieren in Betrieb. Von da an 
wurde im Schichtbetrieb 24 
Stunden Dialysebehandlung 
(120) durchgeführt. 

Zusätzlich wurden 2 Dialysen 
im Kinderkrankenhaus (40 
dialysepflichtige Kinder) an­
geschlossen bzw. auch die 
technischen Voraussetzungen 
wie Wasseraufbereitung, 
Wasserdruck erstellt. 

Chirurgischerseits wurden 
Dialysepatienten mitbehan­
delt, das heißt verbunden 
oder, wo nötig, operativ mit­
behandelt (siehe medizinische 
Aspekte). Auch wurden wir zu 
chirurgischen Konsultationen 
in das Military Hospital geru­
fen. Hier lagen viele Verschüt­
tete mit Knochenbrüchen, 
Nerven geflech tlähm u ngen 
und Quetschverletzungen der 
Arme und Beine (Kompart­
mentsyndrom KS). Die Patien­
ten waren Lege artis operativ 
behandelt (Fasziotomie, Myo­
ektomie), die Knochenbrüche 
häufig mit den Fixateur extern 
(nach lIisaroff) geschient. 

Ortsbesichtigung Spitak, 
Stepanawan, Kirowakan 

Die Delegationsleitung erhielt 
einen Einblick vor Ort in Spi­
tak, Stepanawan und Kirowa-
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Zelte für die Med. Versorgung vor Ort 

kan am 15. 12.88. Dabei wur­
de die Delegation durch den 
Stellvertretenden Minister im 
Gesundheitsministerium für 
das Bauwesen aus Moskau be­
gleitet, der gleichzeitig auch 
Vizepräsident der Akademie 
der Wissenschaften Moskaus 
war (A. Kazenov). Die Orts­
besichtigung machte uns be­
troffen und muß nicht noch­
mal dargestellt werden , da be­
reits ausführlich berichtet 
wurde. 

Die persönlichen Eindrücke 
verstärkten noch die Hilfsbe­
reitschaft, den Lebenden zu 
helfen, unter den Lauf der 
Geschichte einen Schlußstrich 
zu ziehen und über menschli­
che Verbindungen auch in 
Zukunft zu helfen und zusam­
menzuarbeiten. 

Konferenz des Roten 
Kreuzes zur Koordi­
nation der Hilfsak­
tionen 
Am 14. 12. 88 nahmen zwei 
Teammitglieder abends an ei­
ner Sitzung des Roten Kreu­
zes im Hotel Armenia in Eri­
wan tei\. Hier wurden die 
Hilfsaktionen erfaßt, kritisch 
beurteilt und die Einsätze ko­
ordiniert. Im Präsidium dieser 
Sitzung wirkten der russische 
Delegierte bei der Rotkreuz­
Liga in Genf (Herr Kisselioff) 
und der Präsident des Russi­
schen Roten Kreuzes, Profes­
sor Benedikto, mit. Vor allem 
wurde die internationale Hilfe 

anerkannt und gewürdigt. Es 
wurde hervorgehoben, daß sie 
zum Teil schneller und effekti­
ver zur Stelle war als Hilfsak­
tionen aus den Sowjetrepubli­
ken. Die internationale Hilfe 
wurde als erste wertvolle Er­
fahrung betrachtet und als Be­
ginn einer neuen humanitären 
Zusammenarbeit. Es erstaun­
te auch in dieser Sitzung die 
offene Darstellung aller Orga­
nisationen. Überzeugend wa­
ren auch die Selbstkritik und 
die daraus sich ergebenden 
Konsequenzen. 

Das Ablöseteam 
Der Einsatz des ersten baden­
württembergischen Teams 
dauerte bis zum 18. 12. 1988. 
Das nachfolgende Team be­
stand aus einem Arzt (Inter­
nist und Dialysespezialist der 
Universitätskliniken Ulm), 2 
Dialysetechnikern aus der In­
dustrie, einem Dialysepfleger 
(Dialysezentrum Ehingen) 
und einem Administrator 
(Deutsche Rettungsflugwacht 
e. Y.). 

Das Ablöseteam traf am 18. 
12. 88 um 9.30 Uhr Ortszeit 
auf dem Rughafen Eriwan 
mit einer Maschine der Rug­
bereitschaft des Bundesmini­
sters der Verteidigung ein. Die 
707 hatte neben dem Ablöse­
team aus Baden-Württem­
berg und Mitarbeitern ande­
rer Hilfsorganisationen noch 
20 Tonnen Zuladung mit an 
Bord. Es handelte sich hierbei 
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vorwiegend um medizinisches 
Dialyse-Verbrauchsmaterial. 

Im Mikaelian-Krankenhaus 
übernahm das Team die in Be­
trieb befindlichen Dialysege­
räte und führte die Behand­
lungen fort. Zur Hauptaufga­
be der neuen Mannschaft ge­
hörte es, eine Dialyse-Groß­
Wasseraufbereitungsanlage 
zu installieren und in Betrieb 
zu setzen. Hierzu waren um­
fangreiche Wasser- und Elek­
troinstallationsarbeiten not­
wendig. An diese Großanlage 
wurden 20 Dialyseeinheiten 
angeschlossen und in Betrieb 
genommen. Armenische ÄIz­
te, Pflegepersonal und Tech­
niker wurden mit der Anlage 
vertraut gemacht und in die 
System technik eingewiesen. 

Am 23. 12. 88 erfolgte die 
Übergabe der Anlagen und 
des Lagers mit Dialysever­
brauchsmaterial und Ersatz­
teilen sowie Medikamente 
und Laborgeräte an den Pri­
marius Professor Mikaelian. 

Medizinische Aspek­
te: 
Crush-Syndrom, 
Kompartmentsyn­
drom-typische Ver­
letzungen bei Erdbe­
ben 
Crush-Syndrom 

Die pathophysiologischen 
Zusammenhänge dieses 
Krankheitsbildes, der soge­
nannten Crush-Niere, sind 
seit dem Zweiten Weltkrieg 
bekannt. In London unter­
suchte man aus Trümmern ge­
borgene Verschüttete, die 
später ohne größere sichtbare 
Verletzungen verstorben wa­
ren. Man fand ein Nierenver­
sagen als Ursache, das hervor­
gerufen war durch Ausfall von 
Muskeleiweiß (Myoglobin) in 
den Nierentubuli. Das Crush­
Syndrom gilt seitdem als typi­
sche Komplikation Verschüt­
teter, sei es unter Bomben­
trümmern oder als Folge von 
Erdbeben. Auch nach dem 
Erdbeben 1980 in EI Asnam, 
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circulus vitiosus 
des Kompartmentsyndroms 

arterielle Minder­
durchblutung 

~Muskelnekrose 
/ Crushniere 

Ischämie 

erhöhter 
Druck 

Quetschung 
der Muskeln 
z. B. infolge 

Verschüttung 

Ödem 

Schwellung 

Volumen­
zunahme erhöhter Druck 

venöse Stauung 

Algerien, wurden zur Be­
handlung der Erdbebenopfer 
mit Crush-Syndrom in Algier 
und Oran Nierendialysesta­
tionen eingerichtet. 

Kompartmentsyn­
drom 

Aus der Pathophysiologie und 
dem Verlauf der arteriove­
nösen Verschlußkrankheit 
wissen wir, daß die querge­
streifte Muskulatur eine 
Ischämiezeit von 6 Stunden 
toleriert. Wird ein Muskel ge­
quetscht, also seine Durchblu­
tung gestört, so führt diese 
Schädigung zunächst zu ei­
nem Ödem des Muskels, das 
heißt, er lagert Wasser ein und 
quillt. Der Gewebedruck im 
Muskel (normalerweise 1 bis 
max. 25 mm Hg) steigt an. Der 
in eine Faszie eingehüJ]te 
Muskel kann sein Volumen je­
doch nicht ausdehnen, sein 
Raum, sein Kompartment 
wird zu eng. Dies beeinträch­
tigt zusätzlich die venöse und 
später auch arterielle Blutver­
sorgung des bereits geschädig­
ten Muskels. Zunächst wird 
der venöse Abfluß behindert, 
die venöse Stauung erhöht 
noch das Volumen und den 
Druck im Muskelkompart­
ment. Zu diesem Zeitpunkt 

können die Arterienpulse 
noch tastbar sein, später wird 
auch die arterielle Blutzufuhr 
sistieren. Der Muskel stirbt 
ab. Das Muskeleiweiß Myo­
globin gelangt in die Nieren 
und verursacht hier das Nie­
ren versagen. 

Diagnostik des Kom­
partmentsyndroms 

Symptome und Zeichen: 

• Schmerz besonders bei 
Streckung der Muskeln; 

• Schwellung > 2,5 cm Um­
fangdifferenz oder > 10 % 
Umfangsvermehrung; 

• Fehlender Kapillarpuls 
und arterieller Pulsationen; 

• Blässe oder livide Verfär­
bung der Haut; 

• verminderte Oberflächen­
temperatur; 

• Störung oder Verlust des 
Gefühls; 

• Verlust der motorischen 
Funktion. 

Untersuchungen: 

CPK 
Laktatazidose 
Hyperkaliämie 
Myoglobinurie 
Gewebedruck 
PH 

Sauerstoff 
Chronaximetrie 
Muskelelektrostimulation 
Plethysmographie 
Dobbler Ultraschall 
arterielle Flowmessung 
Termagraphie 
Angiographie 
Vitalfärbung der Muskulatur 
und Haut 
Gewebebiopsien 

Therapie des Kom­
partmentsyndroms 

Die Fasziotomie 

Nur eine frühzeitige Druck­
entlastung des betroffenen 
Muskelkompartments kann 
den Gewebstod des Muskels 
abwenden. Die Entscheidung, 
chirurgisch vorzugehen, darf 
nicht aufgeschoben werden , 
bis alle klinischen Zeichen po­
sitiv sind oder alle möglichen 
Untersuchungen positive Er­
gebnisse bringen. Zu einem 
solchen Zeitpunkt wäre die 
Therapie zu spät, und die Ex­
tremität ist verloren bzw. es 
verbleiben schwerwiegende 
neuromuskuläre Ausfälle. Die 
Indikation zur Fasziotomie 
muß frühzeitig gestellt wer­
den . Sie erfordert vor allen 
Dingen klinische Erfahrung 
und Entschlußfreudigkeit, 
und es ist besser, einmal zu 
früh zu operieren als einmal zu 
spät. 

Technik der Fasziotomie: 

Sinn der Fasziotomie ist es, 
den Druck im Muskelgewebe 
des betroffenen Kom part­
ment zu senken. 

Technik der Fasziotomie 
der unteren Extremität: 

An der unteren Extremität 
gibt es drei Kompartments : 

1. T ibialis-anterior KS 
2. Peroneales anteriolaterales 
KS 
3. Posteriores KS 

Das Tibialis-anterior KS ent­
hält die drei Muskeln Exten­
sor digitorum longus, Exten­
sor hallucis longus, Tibialis 
anterior. 
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Die Fasziotomie an der unte­
ren Extremität erfordert eine 
Längsinzision der Haut und 
Muskelfaszie 2 Zentimeter la­
teral der vorderen Schienbein­
kante. Die bei den anderen 
Kompartments werden von 
einer longitudinalen Inzision 
angegangen, die hinter einer 
gedachten Linie, gezogen 
vom Fibulaköpfchen zum Au­
ßenknöchel verläuft. In ihrem 
proximalen Drittel kreuzt hier 
der Peroneus-Nerv, der zu 
schonen ist. Im distalen Ab­
schnitt der Operationswunde 
kann wie am Arm die Faszie 
unter der intakt gelassenen 
Haut inzidiert werden. Hier­
durch bleiben die Sehnen von 
Haut bedeckt und das Kom­
partment ist entlastet. Im 
muskulären Abschnitt muß 
al lerdings die Haut in ganzer 
Länge gespalten werden. Nur 
so kann die Vitalität der Mus­
kulatur sicher beurteilt wer­
rlen . Ist der Muskel abgestor­
ben, so muß er entfernt wer­
den (Myoektomie) . Nur so 
kann eine Myoglobinurie und 
das Nierenversagen (Crush­
Syndrom) vermieden werden. 

Die Fasziotomie am Arm: 

Am Arm reicht die Inzision 
bis in die Hohlhand. An den 
Gelenken der Hand und des 
Ellbogens verlaufen die 
Schnitte bogenförmig. In der 
Chirurgischen Universitäts­
klinik Tübingen entwickelten 
die Gefäßchirurgen mit den 
Unfallchirurgen ein Verfah­
ren, bei dem Silasticfolien die 
breitklaffende Wunde bedek­
ken und zum Schutz der frei­
li egenden Strukturen einge­
näht werden. Redondraina­
gen werden eingelegt, um ei­
nen Abfluß des Wundsekretes 
zu gewährleisten. 

Nach Rückgang des Ödems 
wird täglich durch Raffnähte 
der Folie die Breite der Wun­
de vermindert, bis die Wunde 
verzögert durch Naht ver­
schlossen werden kann (ver­
zögerte Primärnaht). Am 4. 
bis 7. Tag kann die Silasticfo­
lie entfernt werden. Verbleibt 
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ein Defekt, so wird er mittels 
Thiersch oder Meshgraft ge­
deckt (verzögerter primärer 
Wundverschluß). 

Eine typische Kran­
kengeschichte: 
Am 7.12. 1988,11.41 Uhr be­
fand sich der 12jährige T. P. 
mit seiner 8jährigen Schwe­
ster im 2. Stockwerk eines 
5geschossigen Hauses, als die 
Erde erstmals bebte. Er rann­
te zum Fenster, seine Schwe­
ster weinte, er nahm sie an die 
Hand. Bei dem Beben, 30 Se­
kunden und 2 Minuten später, 
stürzten der 5., 4. und 3. Stock 
und die Decke des 2. Stocks 
und begruben die Kinder. Sie 
lagen in Reichweite nebenein­
ander. Das Mädchen erstickte 
offensichtlich. Es klagte über 
Luftmangel und sagte zu ih ­
rem Bruder: "Ich will sterben, 
die Augen treten mir heraus, 
nimm sie raus, dann wird mir 
leichter. " Dann verloren beide 

das Bewußtsein. Das Mäd­
chen starb eine halbe Stunde, 
nachdem sie 9 Stunden ver­
schüttet gewesen war und von 
den Eltern geborgen wurde. T. 
war 13 Stunden verschüttet. 
Die Betondecke lastete auf 
seinem linken Arm sowie lin­
ken und rechten Bein. Die 
Last war so schwer auf seinem 
rechten Unterschenkel, daß 
ie nicht gehoben werden 

konnte. Sieben Männer zogen 
daher mit Gewalt den Buben 
aus den Trümmern, um ihn 
von der Einquetschung am 
rechten Bein zu befreien. Der 
Bub wurde mit privatem Pkw 
ins Krankenhaus nach Eriwan 
verlegt, wo sofort die Ampu­
tation des rechten Unter­
schenkels erfolgte. T. hatte 
insgesamt folgende Verlet­
zungen : 1. Teilamputation des 
rechten Unterschenkels, 2. 
schweres Kompartmentsyn­
drom des gesamten linken Ar­
mes mit Muskelnekrosen, 
Ausfall der Motorik und Sen-

sibilität, 3. Quetschverletzun­
gen mit Bruch des Schien­
beins, Außen knöchels und 
Sprungbeins am linken Bein. 

Am 13. 12. 88 hörte der Vater 
von der Ankunft des baden­
württembergischen Teams 
und bat, seinen Sohn zu unter­
suchen. Es bestand die Frage, 
ob auch der linke Arm ampu­
tiert werden müsse. Zu die­
sem Zeitpunkt war der Arm 
auf über den doppelten Um­
fang geschwollen, Muskeln 
und Nerven gelähmt und ge­
fühllos. Außerdem war inzwi­
schen die Wunde nach der 
Amputation am rechten Un­
terschenkel infiziert. Zwei 
kleine Inzisionen waren not­
fallmäßig bereits vorher vor­
genommen worden. Aus einer 
drei Zentimeter langen Inzi­
sion auf der Beugeseite des 
Unterarms wölbte sich pilz­
förmig Muskulatur nach au­
ßen vor. Der Vater wurde in­
formiert und willigte in die so­
fort nötige operative Behand­
lung des Arms ein. In kollegia­
ler Zusammenarbeit gab es 
keine Probleme, im Kranken­
haus den OP-Raum zu benut­
zen. OP-Schwester, ein Mos­
kauer Kollege und Moskauer 
Narkoseärztin halfen bereit­
willig. Es wurde die Faszioto­
mie der drei Kompartments 
am linken Arm bis in die 
Hohl ha nd vorgenommen. Es 
zeigte sich, daß zumindest die 
oberflächlichen Beugemus­
keln im Bereich des Unter­
arms bereits nekrotisch waren. 
Hier wurde die Myoektomie 
angeschlossen. Nach punkt­
förmiger Blutstillung wurde 
die breit (10 cm) klaffende 
Wunde steril verbunden und 
der Arm geschient. Am linken 
Amputationsstumpf wurden 
die Fäden entfernt, die Wun­
de gespült und drainiert. T. er­
holte sich rasch von der Ope­
ration und unter antibioti­
scher Behandlung und Infu­
sionstherapie u. a. mit Rin­
gerlaktat (und Pipril 2 x 4 g 
pro die als Kurzinfusion) ent­
fieberte er bald. 
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Die Verlegung nach Deutsch­
land: 

Am 16. 12. bat der Vater, das 
deutsche Team möge die Be­
handlung auch nach unserer 
geplanten Heimreise in Tü­
bingen fortsetzen. Er wollte 
uns den Sohn anvertrauen, 
selbst wenn er persönlich ihn 
nicht begleiten durfte. Dieses 
Ansinnen hielten wir zunächst 
für unmöglich. Nachdem das 
Gesundheitsministerium und 
das Außenministerium in Ar­
menien und die Ministerien in 
Moskau das Ansinnen des Va­
ters nicht ablehnten, entschied 
der armenische Gesundheits­
minister, ein Komitee von 
Fachärzten möge entschei­
den. Dabei sei eine Mehrheit 
des Entschlusses von 51 % 
gültig. Am 17. 12. tagte eine 
Ärztekommission von 12 Pro­
fessoren, die aus Eriwan, 
Moskau, Kiew und Tiflis 
stammten und in Eriwan an­
läßlich des Erdbebens einge­
setzt waren. Unter ihnen auch 
Prof. Schimenko aus dem 
Dialysezentrum in Moskau. 
Die Krankengeschichte und 
Befunde des verletzten Buben 
wurden dargestellt. Der Junge 
wurde von den Mitgliedern 
des Komitees untersucht. Auf 
Befragung wurden folgende 
Argumente für die Weiterbe­
handlung des Patienten in der 
Bundesrepublik Deutschland 
gegeben: 1. Die Qualität der 
Behandlung in Eriwan, Mos­
kau und Tübingen ist im Prin­
zip gleichwertig, aber in Ar­
menien werden zur Zeit noch 
6 000 Schwerverletzte behan­
delt. 2. Die prothetische Ver­
sorgung des rechten Beins 
kann in der Bundesrepublik 
Deutschland nach den mo­
dernsten technologischen Er­
kenntnissen erfolgen. 3. Es 
sprechen wichtige ethische 
und humanitäre Gründe wie 
auch das Vertrauen für eine 
Fortsetzung der Behandlung 
in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Die einzelnen Mitglieder des 
Komitees gaben ein State-
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ment ab, daß die Heilungs­
chancen in RußIand-Arme­
nien mit denen in der Bundes­
republik Deutschland gleich 
seien, und entschieden auf­
grund ethisch humanitärer 
Gründe für die Weiterbe­
handlung des Buben in Ba­
den-Württemberg. Bei die­
sem Gespräch war ebenfalls 
Pfarrer Rauch als Dolmet­
scher für Russisch und Arme­
nisch sehr hilfreich. 

Über den Komiteebeschluß 
wurde ein Protokoll in russi­
scher Sprache verfaßt, das von 
Primarius Professor Dr. Mi­
kaelian und Prof. Dr. Domres 
unterzeichnet wurde. 

Die weiteren Formalitäten 
und Paßangelegenheiten wur­
den rasch und unbürokratisch 
innerhalb eines halben Tages 
erledigt, sowohl für die Aus­
reise des Kindes als auch für 
den begleitenden Vater. Über 
die Kommunikationszentrale 
der Deutschen Rettungsflug­
wacht wurden die Chirurgi­
sche Universitätsklinik Tü­
bingen (Direktor Professor 
Dr. Becker) und die Kinder­
chirurgische Abteilung (Pro­
fessor Dr. Schweizer) infor­
miert und daraufhin die Vor­
bereitung für die stationäre 
Aufnahme getroffen. 

In der Öffentlichkeit wird na­
türlich die Frage gestellt, war­
um ausgerechnet dieser Bub 
in der Bundesrepublik behan­
delt werden muß. 

"Wie komme ich hierher?", 
"diese Worte bringen nicht ei­
ne Frage zum Ausdruck, son­
dern etwas Unbestimmtes, ein 
feierliches Erstaunen. " So 
lauten die ersten Sätze des 
monumentalen Romans "Die 
40 Tage des Musa Dagh" von 
Franz Werfe\. Das Werk be­
richtet über die leidvolle Ge­
schichte der Armenier, die seit 
301 post Christum natum zum 
christlichen Glauben überge­
treten sind. Auch über Tigran 
Petrosians Leid und Reise aus 
Spitak in Armenien nach Tü-

"Die Katastrophenhilfe hat dem 
Frieden der Menschen gedient, die 
hierzu guten Willens sind. U 

Die beiden sonnenbeschienenen Araratgipfel, von Eriwan aus gesehen 

bingen passen die Worte von 
Franz Werfe\. Tigran ist aus 
humanitären Gründen in Tü­
bingen. Seine Ausreiseerlaub­
nis steht am Anfang eines 
neuen Vertrauens zwischen 
Armenien, der Sowjetunion 
und der Bundesrepublik 
Deutschland, nachdem unter 
die Geschichte ein Schluß­
strich gezogen ist. Die Zeit 
war dafür reif, das Erdbeben 
hat hier einiges in Bewegung 
gesetzt. Über menschliche 
Brücken werden Verbindun­
gen zwischen den Universitä­
ten von Eriwan und Tübin­
gen, Armenien und Baden­
Württemberg, Sowjetunion 
und der Bundesrepublik 
Deutschland geknüpft wer­
den. 

Schlußfolgerungen 

1. Die Internationale Kata­
strophenhilfe, die vom Land 
Baden-Württemberg geleistet 
wurde, hat Menschenleben 
gerettet und ihr gesetztes Ziel 
der Dialysebehandlung von 
Crushpatienten erreicht. 

2. Die kollegiale Zusam­
menarbeit im Surgery Center 

der Stadt Eriwan (Primarius 
Professor Mikaelian) ließ uns 
selbstverantwortlich arbeiten. 
Auch Zutritt und Arbeiten in 
den OP-Räumen waren rei­
bungslos möglich, ohne daß 
wir allerdings als Invasoren 
auftraten. 

3. Die Katastrophenhilfe 
hat zwischenstaatliche Feind­
bilder abgebaut und das ge­
genseitige Vertrauen der 
Menschen gewonnen. 

4. Die Katastrophenhilfe 
hat dem Frieden der Men­
schen gedient, die hierzu gu­
ten Willens sind. 

5. Es sollte überlegt wer­
den, ob nicht ein stets einsatz­
bereites mobiles Katastro­
phenteam mit entsprechender 
Ausrüstung von staatlicher 
Seite vorgehalten werden soll­
te. In Zusammenarbeit einer 
Universitätsklinik mit Ret­
tungsorganisationen kann es 
noch rascher vor Ort sein, ef­
fektiver handeln und die ge­
wonnenen Erfahrungen für 
die Zukunft umsetzen. 
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Ramstein 
)) nur (( 
eine Katastrophe 
oder schon ein 

Menetekel? 

Bermann Kater 

A uf dem US-Luftwaffen­
stützpunkt Ramstein ist am 
28. August 1988 der Solo-Pi­
lot der italienischen Kunst­
flugstaffel "Frecce Tricolori" 
mit zwei anderen Flugzeugen 
seiner Staffel zusammenge­
stoßen. Die abstürzenden 
Flugzeuge sind in die Zu­
schauermenge gestürzt. Das 
ist das Ergebnis einer am 24. 
Oktober 1988 vorgelegten 
Untersuchung einer italie­
nisch-amerikanisch-deut­
schen Kommission. Das Gre­
mium kam zu dem Schluß, 
daß kein Verstoß gegen die 
Bestimmungen der für die 
NATO-Mitgliedsländer ver­
bindlichen Rechtsvorschriften 
für Flugveranstaltungen vor­
gelegen habe. Der Veranstal­
ter habe die Sicherheitsaufla­
gen erfüllt, in Teilen sogar ver­
schärft. Andere Ursachen, wie 
technische Gründe oder Vo­
gelschlag, scheiden nach dem 
vorliegenden Ergebnis der 
Ermittlungen aus. 

Viele Zuschauer erwar­
ten Nervenkitzel 

Mehr als 30 000 Besucher wa­
ren zu dem Militär-Spektakel 
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gekommen. Unabhängig da­
von, ob deutsche Behörden 
überhaupt das Recht haben, 
solche militärischen lmpo­
nier-Demonstrationen unse­
rer NATO-Verbündeten auf 
deutschem Boden zu verbie­
ten, muß darauf hingewiesen 
werden, daß ein nahezu per­
verses Interesse solcher Zu­
schauerrnassen ein solches 
Unglück mit über 70 Todes­
opfern überhaupt erst ermög­
licht. Viele Zuschauer gehen 
zu einem solchen Spektakel, 
um mit einern gewissen Ner­
venkitzel darauf zu warten, ob 
"etwas" passiert. Derartige 
Kunstflug-Vorführungen ha­
ben mit dem normalen Aus­
bildungsprogramm von Luft­
streitkräften überhaupt nichts 
zu tun. Für sie gilt auch das 
Parkinsonsche Gesetz: "Al­
les, was passieren kann , pas­
siert auch eines Tages" . So 
lautete die Titelzeile einer 
Zeitung zu Recht "Einmal 
mußte die Katastrophe ja pas­
sieren" . 
Rund 200 deutsche Rettungs­
kräfte des Roten Kreuzes ar­
beiteten vor Ort zusammen 
mit US-Behörden und der Po­
lizei. Mit US-Mannschafts-

bussen, offenen Pritschenwa­
gen und aus dem ganzen süd­
westdeutschen Raum ange­
forderten Hubschraubern und 
Rettungsfahrzeugen wurden 
die schrecklich zugerichteten 
Schwerverletzten abtranspor­
tiert und auf zahlreiche Kran­
kenhäuser verteilt. Bereits 
vier Tage nach der Katastro­
phe von Ramstein entbrannte 
ein heftiger Streit über die me­
dizinische Versorgung der 
schwerverletzten Opfer. Ärz­
te kritisierten, die Schwerver­
brannten seien nicht in dafür 
geeignete Krankenhäuser 
transportiert worden. Gegen 
das "Schlachtfeld"-Konzept 
der US-Rettungseinheiten 
("alles abräumen!") wurden 
bereits kurz nach dem Un­
glück Vorwürfe erhoben. Das 
deutsche Rettungskonzept 
setzt, abweichend vom ameri­
kanischen, auf eine Erstver­
sorgung am Unfallort durch 
den Notarzt. Zu den unver­
meidlichen Sprachbarrieren 
kam nach Aussage mehrerer 
Ärzte und Helfer noch die 
mangelnde technische Kom­
munikation. Die US-Ret­
tungseinheiten funkten auf ei­
ner ganz anderen Frequenz als 

ihre deutschen Kollegen. Aus 
der Berufsgenossenschaftli­
chen Unfallklinik in Ludwigs­
hafen wurde bekannt: "Stun­
den nach der Katastrophe irr­
te noch ein amerikanischer 
Armeebus mit Verletzten her­
um. Er war über die Autobahn 
nach Ludwigshafen geschickt 
worden. Dabei ist ein zehnjäh­
riges Mädchen an seinen 
schweren Verletzungen ge­
storben, weil es ohne Infusion 
in die Unfallklinik gekommen 
ist. Schwierigkeiten in der 
Versorgung entstanden auch 
dadurch, daß die auf deut­
scher und amerikanischer Sei­
te unterschiedlichen Infu­
sionsbestecke nicht zueinan­
der paßten." 
Nach Presseberichten vorn 15. 
Oktober 1988 hat der rhein­
land-pfälzische Innenminister 
Rudi Geil "Pannen in Ram­
stein" eingeräumt. Es hätte 
Probleme bei der Zusammen­
arbeit deutscher und amerika­
nischer Rettungsdienste und 
unzureichende Erstversor­
gungen gegeben. Die Einsatz­
leitung der Amerikaner habe 
die Rot-Kreuz-Kräfte und die 
Rettungsleitung in Kaisers­
lautern "sicherlich nicht aus-
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reichend" informiert. Ich habe 
Minister Geil diese Publika­
tion vom 15. Oktober 1988 
am 21. Oktober zugeschickt 
und ihn um möglichst aus­
führliche Informationen ge­
beten. Der Minister hat nicht 
geantwortet. 

Schuldzuweisungen 
nützen niemandem 

Professor Rolf Hettich, Direk­
tor der Abteilung für Verbren­
nungs-, Plastische und Wie­
derherstellungschirurgie am 
Klinikum Aachen, kritisierte, 
daß die Rettungshubschrau­
ber "wild herumgeflogen sind 
und dann irgendwo die Pa­
tienten abgeladen" haben. 
Sein Kölner Kollege Gerald 
Spilker sagte über die Fehllei­
stungen der Ramsteiner Ein­
satzleitung: "Was da ablief, 
war eine Katastrophe". Spil­
ker ist Leiter des bundesweit 
größten Zentrums für die Be­
handlung schwerer Verbren­
nungen. Er hat extra Betten 
freigemacht, obwohl die Sta­
tion am Wochenende voll war. 
Doch die Reaktion der Ein­
satzleitung in Kaiserslautern 
auf Hilfsangebote von Spezia­
listen aus dem gesamten Bun­
desgebiet sei "gleich Null" ge­
wesen. Innenminister Geils 
beschwichtigende Hinweise, 
alle Verletzten seien innerhalb 
von 75 Minuten in umliegen­
den Krankenhäusern unterge­
bracht worden, bezeichnet 
Spilker als sachlich völlig 
falsch . "Gerade in der Ver­
brennungschirurgie ist das A 
und 0 die sofortige Flüssig­
keitssubstitution. Wenn das 
nicht geschieht, versagen 
schnell die Organe". Allge­
meinchirurgen seien zwangs­
läufig total überfordert, wenn 
plötzlich zehn Schwerver­
brannte eingeliefert werden. 
Die unverzügliche Einwei­
sung der Brandopfer in Spe­
zialkliniken sei deshalb not­
wendig. Es hätte dafür genü­
gend Hubschrauber und aus­
reichend Betten gegeben. 

Außer den inzwischen Ver-
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storbenen hat es in Ramstein 
über 300 Verletzte gegeben. 
Wenn ein Schwerverbrannter 
überlebt, ist er meist verstüm­
melt. Eine Zeitung schrieb 
"Kein Ende der Schreckensbi­
lanz!" 

ZIVlLVERTEIDIGUNG 
brachte in Heft lII / 88 den 
ausführlichen Artikel von Dr. 
med. Stefan Neuhauser: "Der 
Leitende Notarzt I Ein neues 
Aufgabengebiet zwischen 
Großschadensereignis und 
Katastrophe". Auf Anfrage 
teilte mir die Bundesvereini­
gung der Arbeitsgemeinschaft 
Notärzte Deutschlands am 10. 
Oktober 1988 mit: "Einen 
Leitenden Notarzt in Rhein­
land-Pfalz gibt es derzeit noch 
nicht". Der Vorsitzende der 
Bezirksärztekammer Pfalz in 
Neustadt an der Weinstraße 
Dr. Schenk, schrieb mir am 3: 
November 1988 auf meine 
Bitte nach Informationen, daß 
er mir keine Einzelheiten mit­
teilen könne, die über Presse­
berichte hinausgingen. Er 
dürfe ergänzend darauf hin­
weisen, daß der Rettungs­
dienst nach den Vorschriften 
des Rettungsdienstgesetzes 
von Rheinland-Pfalz eine ge­
setzliche Aufgabe der zustän­
digen Kommunalverwaltun­
gen in Verbindung mit den 
Rettungsdienstorganisatio­
nen ist, so daß die Bezirksärz­
tekammer Pfalz in diesem Be­
reich auch nicht eingeschaltet 
wird, soweit es sich um vorbe­
reitende Katastrophenschutz­
maßnahmen für Veranstal­
tungen wie in Ramstein han­
delt. 

Der Leitende Notarzt ist 
unverzichtbar 

Darin dürfte eine wesentliche 
Ursache für die katastropha­
len Versorgungspannen in 
Ramstein liegen! Der "Leiten­
de Notarzt" steht bisher weit­
gehend auf dem Papier. Die 
Katastrophen-Gesetzgebung 
in Niedersachsen betrifft weit­
gehend die Rettungsorganisa­
tionen. Die Ärzte werden nur 

am Rande erwähnt. Trotzdem 
oder gerade deswegen hat der 
Präsident der Ärztekammer 
Niedersachsen, Professor Dr. 
Gustav Osterwald, schon vor 
Jahren die Ärzte in seinem 
Lande aufgerufen, sich frei­
willig für Katastropheneinsät­
ze zur Verfügung zu stellen. 
Das ist auch geschehen. Die 
Ärztekammer Niedersachsen 
hat 1982 einen "Wegweiser 
Medizinische Katastrophen­
hilfe I Schwerpunkt ärztlicher 
Hilfe bei Großunfällen und zi­
vilen Katastrophen" heraus­
gegeben (Schlütersche Ver­
lagsanstalt und Druckerei 
3000 Hannover 1, GeorgswalJ 
4). 
Seit Jahren gibt es in der medi­
zinischen Literatur den Be­
griff des Leitenden Notarztes. 
Nachdem die Bundesärzte­
kammer Fortbildungsemp­
fehlungen zu dieser neuen 
ärztlichen Tätigkeit veröffent­
lichte und die Landesärzte­
kammer mit der Fortbildungs­
regelung beauftragte, sollen 
jeder Rettungsbezirk bzw. je­
der Landkreis einen Leiten­
den Notarzt bekommen. Nach 
überwiegender Meinung soll 
der Leitende Notarzt unter­
halb der Katastrophenschwel­
le arbeiten. Die Praxis wird je­
doch zeigen, daß der Leitende 
Notarzt im Bereich von weni­
gen Verletzten und dem ech­
ten Massenanfall (der Kata­
strophe) eingesetzt werden 
wird. So hieß es im Vorspann 
des Artikels "Der Leitende 
Notarzt" von Dr. Stefan Neu­
hauser in Heft IlI / 1988 von 
ZIVILVERTEIDIGUNG. 
Der Rettungsdienst wird nach 
der herrschenden Rechtsmei­
nung als Teil der Daseinsvor­
sorge dem Gesundheitswesen 
zugeordnet und fällt damit in 
die grundSätzliche Kompe­
tenz der Länder. Die meisten 
Länder haben deshalb spe­
zielle Rettungs-Dienstgesetze 
verabschiedet bzw. weitere 
Gesetzesvorlagen werden z. 
Z. intensiv beraten. Der Not­
fallpatient hat ein "Grund­
recht auf Rettung und schnelle 

ärztliche Hilfe". Der Leitende 
~otarzt muß ein kompetenter, 
ID Notfall- und Katastrophen­
medizin geschulter Arzt sein, 
der bei einem Massenanfall 
von Verletzten als verantwort­
licher Arzt am Einsatzort oder 
als ärztlicher Koordinator bei 
der Rettungsstelle eingesetzt 
wird. Bei größeren Schadens­
ereignissen koordiniert und 
lenkt er den Einsatz des ärztli­
chen und nichtärztlichen Per­
sonals unter notfa llmedizini­
schen und sanitätstaktischen 
Gesichtspunkten. Er soll wei­
terhin entsprechende Kennt­
nisse, Fähigkeiten und Kom­
petenzen besitzen und ge­
meinsam mit anderen Füh­
rungseinheiten, wie Polizei , 
Feuerwehr und Katastro­
phenschutzbehörden, zusam­
menwirken. Bei zivilen Kata­
strophen muß der schwerst­
verletzte Mensch die best­
mögliche Versorgung und von 
daher die höchste Priorität in 
der ärztlichen Zuwendung ha­
ben. Da die Durchführungs­
zuständigkeit für Fragen des 
Rettungsdienstes bei den 
Bundesländern und in Auf­
tragsverwaltung bei den Krei­
sen und kreisfreien Städten 
liegt, sollte der Leitende Not­
arzt durch die genannten Be­
hörden berufen und mit der 
erforderlichen Kompetenz 
ausgestattet werden. 

"Sichtung" in der Kata­
strophe nicht zu umgehen 

Die RoBe des Medizinalbe­
amten (Amtsarzt, Arzt für öf­
~entliches Gesundheitswesen) 
Ist unklar. Als Mitglied der 
Katastrophenschutzleitung 
und Fachberater im Stabe des 
Hauptverwaltungsbeamten 
sind Aufgabe und Funktion in 
der Katastrophe unklar defi­
niert. Das Gesundheitsamt 
spielt ... . .. , was die Praxis 
des Krankentransportes und 
des Rettungswesens anbe­
langt, eine wesentliche, bis 
heute unterschätzte Rolle . . . 
Das Gesundheitsamt wird in 
Zukunft vermehrt die Durch­
führung und Praxis des öffent-
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lichen Rettungsdienstes über­
wachen, und, indem es die 
Person des Leitenden Notarz­
tes nennt, nach welchen Krite­
rien auch immer, wird seine 
herausragende Rolle als Sach­
verständiger nicht erst im Ka­
tastrophenschutz, sondern 
unterhalb der Schwelle der 
Katastrophe unterstrichen ... 
Der Übergang von der Not­
fallmedizin zur Katastrophen­
medizin ist fließend , und jede 
Katastrophenmedizin ist ge­
nauso Individualmedizin wie 
eine Individualmedizin am 
Notfallort, die z. B. durch den 
einzelnen Notarzt zumindest 
sehr kurzfristige Sichtung er­
forderlich macht. - Mit dieser 
Forderung schließt der Arti­
kel von Dr. Stefan Neuhauser 
in ZIVILVERTEIDIGUNG. 

Bei Versorgung und Abtrans­
port der Verletzten in Ram­
stein scheint es solche Überle­
gungen und ihre Anwendung 
nicht gegeben zu haben. 
Bleibt abzuwarten, wie sich 
die Landesregierung von 
Rheinland-Pfalz und das zu­
ständige Gesundheitsamt 
nach Abschluß der Untersu­
chungen äußern werden. Wie 
schon gesagt, weist die Be­
zirksärztekammer Pfalz in 
Neustadt a. d. Weinstraße jeg­
liche Verantwortung zurück, 
auch weil sie nicht eingeschal­
tet war. Der frühere Inspek­
teur des Sanitäts- und Ge­
sundheitswesens der Bundes­
wehr, Generaloberstabsarzt a. 
D. Professor Dr. med. Ernst 
Rebentisch, hat kürzlich ein 
"Handbuch der medizini­
schen Katastrophenhilfe" 
herausgegeben. (Werk-Verlag 
Dr. Edmund Banaschewski, 
München-Gräfelfing 1988) 

Nach Angabe des Autors ent­
hält es nahezu 50 % Anga­
ben, was, wo und wie aus ärzt­
licher Sicht für eine effektive 
medizinische Hilfe getan wer­
den muß. Professor Reben­
tisch war im letzten Kriege 
Führer einer Panzertruppe 
und hat sich schon damals da­
gegen gewehrt, den Sanitäts-
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dienst in direkten Zusammen­
hang mit der "Logistik", dem 
Quartiermeistergebiet, zu 
bringen oder ihn gar nach lo­
gistischen, d. h. materiellen 
Grundsätzen zu bewerten und 
zu leiten. Professor Reben­
tisch sieht im Sanitätsdienst 
einen eigenständigen, von 
ärztlichen Grundsätzen gelei­
teten Aufgabenbereich, der 
selbstverständlich seine eige­
ne Logistik braucht. (Gerade 
daran scheint es bei der Kata­
strophe in Ramstein gefehlt zu 
haben. Verf.) Professor Re­
ben tisch bezeichnet Ramstein 
als das klassische Beispiel, daß 
die sanitätsdienstliehe Orga­
nisation am Ort des Gesche­
hens entweder überhaupt 
nicht existent war oder total 
versagt hat. Daß dies notwen­
dig und durchaus möglich 
war, ist erwiesen. Seines Er­
achtens herrschte statt der 
notwendigen amerikanisch­
deutschen Regelung ein gren­
zenloser Leichtsinn. Bis zu 
seinem Schreiben am 25 . Ok­
tober 1988 war es Professor 
Rebentisch trotz seiner Bemü­
hungen nicht gelungen, exak­
te Angaben zu bekommen. 

Katastrophen durch Flug­
zeugabstürze können 
jeden Tag passieren 

Katastrophen durch Flugzeug­
abstürze können jeden Tag 
passieren. Wenn dabei z. B. 
Atomkraftwerke oder Che­
miewerke getroffen werden, ist 
der Umfang einer Katastrophe 
gar nicht abzusehen. Am 18. 
Oktober 1988 ist ein britisches 
Kampfflugzeug vom Typ 
"Phantom F 4" unweit der Ort­
schaft Polle im Landkreis Holz­
minden (Niedersachsen ) abge­
stürzt und explodiert. Der Pilot 
und sein Kampfbeobachter 
konnten sich mit dem Schleu­
dersitz retten. Die AbsturzsteI­
le liegt nur 400 m von einer 
Siedlung, 15 Kilometer vom 
Atomkraftwerk Grohnde und 
30 Kilometer vom Atomkraft­
werk Würgassen entfernt. 

Flugkatastrophe Ramstein 

Sekunden können über 
das Leben Hunderttau­
sender entscheiden 

Der Rat der Gemeinde Em­
mertbal, in deren Bereich das 
Atomkraftwerk Grohnde liegt, 
und der Rat der Stadt Hameln 
haben am 17. bzw. 2. Novem­
ber 1988 einstimmig beschlos­
sen, die Bundesregierung und 
die NATO aufzufordern, ein 
Konzept zu erarbeiten, das den 
Verzicht von militärischen 
Tiefflugübungen möglich 
macht. Die Vielzahl der Ab­
stürze von Militärmaschinen in 
den letzten Jahren in der Nähe 
von Wohngebieten, Atom­
kraftwerken und bei F1ug­
schauen hätten beträchtliche 
Gefahren deutlich gemacht. 
Bei hohen Fluggeschwindig­
keiten würden Sekunden über 
den Tod Hunderttausender im 
Weserbergland entscheiden. 
In Zeiten technisch hochent­
wickelter Flugsimulatoren 
könnte auf Tiefflugübungen 
und damit auf die höchste Ge­
fährdung der Bevölkerung 
verzichtet werden. 

Schon vor diesen Beschlüssen 
hatte ich am 31. August 1988 
an Professor Dr. jur. Rupert 
Scholz als Bundesminister der 
Verteidigung u. a. geschrie­
ben: "Die Katastrophe beim 
Flugtag in Ramstein und die 
mir bekannt gewordenen Pro­
bleme im ärztlichen Katastro­
phenschutz veranlassen mich 
zu einigen Fragen an Sie, für 
die Sie hoffentlich Verständ­
nis haben. Als CDU-Ratsherr 
der Stadt Hameln werde ich 
von meinen Mitbürgerinnen 
und Mitbürgern immer wie­
der gefragt, ob die ständigen 
Tiefflüge über die Stadt Ha­
meln und über dem Wesertal 
bei einem eventuellen Ab­
sturz auf das Atomkraftwerk 
Grohnde zu einer Katastro­
phe führen können. Das 
Atomkraftwerk liegt etwa 
zehn Kilometer südlich von 
Hameln an der Wes er in der 
Gemeinde EmmerthaI .. ... 
Ich vermag nicht einzusehen, 

daß die Piloten offenbar dem 
Verlauf der Weser folgen und 
dabei die markanten Kühltür­
me des Kraftwerks Grohnde 
geradezu ,ansteuern'. Das 
wird von der Bevölkerung hier 
jeden Tag beobachtet und 
steht außer Zweifel!" 

Der Bundesminister der 
Verteidigung nimmt Stei­
lung zur Notwendigkeit 
von Tiefflügen 

Bundesverteidigungsminister 
Professor Dr. Rupert Scholz 
schrieb mir am 9. November 
1988 u. a.: "Es ist selbstver­
ständlich, daß wir berechtigte 
Interessen der Bürger und mi­
litärische Erfordernisse im 
Rahmen unseres Verteidi­
gungsauftrages sorgfältig ge­
geneinander abwägen. Um 
die Belastung der Bürger ab­
zubauen, wurde bereits ein 
ganzes Bündel flugbetriebli­
cher und organisatorischer 
Maßnahmen verfügt. Als Bei­
spiele seien unsere Bemühun­
gen um die Entwicklung neu­
er Flugtriebwerke mit gerin­
gerer Lärmemission und mo­
dernster Flugsimulatoren für 
die fliegerische Aus- und Wei­
terbildung genannt, und die 
Tatsache, daß ein beträchtli­
cher Teil der Ausbildung, 
nämlich mehr als 1/ 3 der 
Tiefflugausbildung und 2/3 
der Luft-Boden-Waffenaus­
bildung, bereits ins Ausland 
verlagert wurden ... " 

"Ich versichere Ihnen, daß 
mich die Flugzeugabstürze in 
den vergangenen Monaten 
und die schreckliche Katastro­
phe beim Flugtag in Ramstein 
tiefst betroffen gemacht ha­
ben. Sie wissen, daß ich noch 
am Abend des Unglückstages 
für alle Zukunft Kunstflüge 
bei militärischen Flugveran­
staltungen in der Bundesrepu­
blik Deutschland verboten ha­
be. Ich bitte Sie aber, einen 
deutlichen Unterschied zwi­
schen Flugvorführungen an 
Flugtagen einerseits und der 
Durchführung von Tiefflug­
übungen als notwendige Form 
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der Landesverteidigung ande­
rerseits zu sehen. Radikallö­
sungen, wie Tiefflugabschaf­
fungen , sind nicht zu verant­
worten. Ich bekenne mich je­
doch ausdrücklich dazu, daß 
wir, bei Wahrung des verteidi­
gungspolitisch notwendigen 
Minimums, alle Möglichkei­
ten ausschöpfen, um zu wirk­
licher Erleichterung für unse­
re Bevölkerung zu gelan­
gen ... " 

"Gerade nach Unfällen 
kommt es immer wieder zu 
der Forderung, den Tiefflug­
betrieb völlig einzustellen, 
weil viele Bürger glauben, das 
Risiko eines Absturzes sei bei 
Tiefflügen höher als in größe­
ren Höhen. Insbesondere 
werden dabei der Absturz auf 
ein Kernkraftwerk und die 
Auslösung einer atomaren 
Katastrophe befürchtet. Dies 
ist verständlich, letztlich je­
doch aufgrund bisheriger Er­
fahrungen und wissenschaftli­
cher Berechnungen nicht zu 
belegen. Aus der Analyse bis­
heriger Flugunfälle wissen 
wir, daß bei Tiefflügen, im 
Vergleich zu anderen Flughö­
hen, kein erhöhtes Absturzri­
siko gegeben ist. Der Nach­
weis, daß eine niedrige F1ug­
höhe als in besonderem Maße 
unfallauslösend angesehen 
werden muß, also eine beson­
dere Gefährdung der Bevöl­
kerung darstellen würde, kann 
nicht erbracht werden. Luft­
notfälle können in allen F1ug­
höhen eintreten .. . " 

"Vor Festlegung der Sicher­
heitsbestimmungen für die 
bauliche Auslegung von 
Kernkraftwerken wurde so­
wohl das Risiko eines F1ug­
zeugabsturzes auf das Reak­
torgebäude als auch die Wahr­
scheinlichkeit des Schmelzens 
des Reaktorkerns wissen­
schaftlich berechnet. Dabei 
wurde festgestellt , daß das Ri­
siko eines Absturzes auf ein 
Kernkraftwerk rechnerisch 
äußerst gering ist. Die Wahr­
scheinlichkeit, daß dadurch 
ein schwerer Störfall ausgelöst 
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wird, ist noch geringer." (An­
merkung des Verfassers: 
Sachkundige Wissenschaftler 
sehen durchaus Gefahren, zu­
mal die älteren Atomkraft­
werke keinesfalls Sicherheit 
gegen Flugzeugabstürze bie­
ten). 

"Zur Beantwortung der Fra­
ge, ob Flugverbote bei Tiefflü­
gen oder erweiterte Schutzzo­
nen einen Absturz wirksam 
verhindern können, ist auch 
grundsätzlich festzustellen: 
Der Restflugweg eines von 
der Besatzung aufgegebenen 
oder steuerlos abstürzenden 
Flugzeuges wird in der Regel 
mit zunehmender Flughöhe 
länger und der Absturzort da­
mit unbestimmbarer, weil der 
Flugweg nicht mehr beein­
f1ußt werden kann. Dagegen 
kann der Aufschlagsort exak­
ter beeinflußt werden, je tiefer 
das Flugzeug beim Eintritt des 
Notfalls liegt." 

"Um die an sich schon gerin­
gere Absturzwahrscheinlich­
keit auf ein Kernkraftwerk 
rechnerisch überhaupt noch 
meßbar zu verringern, müßte 
ein Gebiet vom 20 km Radius 
am Boden und 50 km in etwa 
9 km Höhe um ein Kernkraft­
werk für den militärischen 
und zivilen Flugverkehr ge­
sperrt werden, wobei auch ei­
ne solche Beschränkung einen 
Absturz auf das Gelände des 
Kernkraftwerkes nicht mit Si­
cherheit ausschließen könnte. 
Selbst die Einrichtung einer 
Schutzzone mit Radius von 
100 km und mehr würde den 
Absturz eines Flugzeuges aus 
größerer Höhe auf ein Kern­
kraftwerk nicht absolut un­
möglich machen." 

Der Minister hält das bereits 
verfügte Überflugverbot für 
Kernkraftwerke im Tiefflug 
für angemessen. Die Beob­
achtungen eines "Anfliegens" 
des Kernkraftwerks Grohnde 
hätten beim E insatz des F1ug­
überwachungsradars SKY­
GUARD in keinem einzigen 
Fall nachgewiesen werden 
können . Es könne für den Be-

obachter je nach Blickwinkel 
subjektiv leicht ein falscher 
Eindruck entstehen, selbst 
wenn tieffliegende Flugzeuge 
im korrekten Abstand (500 
Fuß) an Kernkraftwerken vor­
beiflögen, würden diese Vor­
beiflüge zu oft als direkte An­
bzw. Überflüge empfunden. 

"Sie dürfen versichert sein, daß 
ich auch weiterhin intensiv 
nach Lösungen suchen werde, 
die sowohl dem Auftrag der 
Streitkräfte Rechnung tragen 
als auch den Forderungen 
nach Entlastung gerecht wer­
den. Mit ersten Ergebnissen 
bin ich bereits am 29. Juli 
1988 in einer Pressekonferenz 
an die Öffentlichkeit getreten. 
Wesentliche Aspekte meiner 
Aussagen sind in der beigefüg­
ten Punktation, die auch klare 
Aussagen zu der weiteren Ver­
lagerung der Tiefflugausbil­
dung ins Ausland und über See 
enthält, zusammengefaßt. " 

Soweit der Brief von Bundes­
verteidigungsminister Profes­
sor Dr. Rupert Scholz. 

In der beigefügten Presseer­
klärung des Bundesministers 
der Verteidigung vom 29. Juli 
1988 zum Thema "Militäri­
scher Flugbetrieb" heißt es 
über die Angaben in seinem 
Brief hinaus u. a.: 

" Ich hahe entschieden 

• mit sofortiger Wirkung wird 
der Auftrag der Luftwaffe aufge­
hoben, die deutschen Jagdver­
bände in einer ZweitrolJe auch als 
Jagdbomber auszubilden . Das 
NATO-Bündnis wird entspre­
chend unterrichtet. 

• Die Erweiterung der Übungs­
kapazität der Luftwaffe in GOO­
SE BAY (Kanada) wird mit 
Nachdruck vorangetrieben. 

• Die Übungskapazität in DE­
CIMOMANNU wird durch An­
mietung ziviler ZieldarsteIJung 
für die Luftkampfausbildung er­
weitert. 

Damit erreiche ich 

zusätzlich zur bereits verwirklich­
ten Reduzierung der Tiefflugaus­
bildung der Luftwaffe über der 
Bundesrepublik Deutschland um 
ca. 50 % in den letzten Jahren: 

• eine weitere wesentliche Ver­
ringerung ihres Gesamtaufkom-

mens "Tiefflug" unter Reduzie­
rung des Auftrages der Jagdge­
schwader noch in diesem Jahr 
und durch Verlagerung von Tief­
tlugausbildung nach GOOSE 
BAY (Kanada) 1990/ 91; 

• eine Verlagerung von rund ei­
nem Viertel der heute noch über 
der Bundesrepublik Deutschland 
stationierten "Luftkampfausbil­
dung" der Luftwaffe über See 
noch in diesem Jahr. 

Darüber hinaus habe ich in Auf­
trag gegeben, 

• nationale und NATO-Planun­
gen für die Erweiterung der Aus­
bildungskapazitäten im Ausland 
zu beschleunigen ; 

• die technologische Weiterent­
wicklung u. a. von Simulatoren 
der Luftwaffe, die heute das Üben 
des Tieffluges und des Luftab­
wehrkampfes noch nicht ermögli ­
chen, konsequent fort.zusetzen; 

• mir erste Ergebnisse bis zum 
Jahresende vorzutragen. 

Ich habe die Ministerpräsidenten 
der Bundesländer gebeten, mich 
in meinem Bemühen um eine 
gleichmäßigere und gerechtere 
Verteilung der aus dem Tiefflug 
resultierenden Lasten zu unter­
stützen. Ich habe die Verteid i­
gungsminister der in der Bundes­
republik Deutschland übenden 
alliierten Streitkräfte gebeten, 
sich an der Einrichtung einer 
"Multinationalen Arbeitsgrup­
pe" auf Staatssekretärsebene zu 
beteiligen. Ziel soll es sein, zu ge­
meinsamen Lösungen bei entla­
stenden Maßnahmen zu kom­
men." 

Fliegen nur in der Bun­
desrepublik Deutschland 
so viele Militärmascbinen 
so bäufig und so tief? 

Am 25. November 1988 er­
schien ein ZEIT-Dossier mit 
der Überschrift "Besetzer 
oder Beschützer?". Der Ver­
waltungsrechtler Dieter Dei­
seroth, Experte für alliierte 
Rechte in Deutschland, kon­
statiert: "So lange keine ein­
deutigen und kontrollierbaren 
völkerrechtlich wirksamen 
Vereinbarungen zwischen der 
Bundesrepublik und den 
USA über Informations-, 
Konsultations- und Kontroll­
rechte bestehen", werde sich 
das Gebaren der Amerikaner 
kaum ändern. Es ändert sich 
vermutlich aber auch darum 
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nicht, weil Bonn den Rechten, 
über die es heute schon ver­
fügt, kaum Nachachtung ver­
schafft. Z. B. die Flugschau­
Katastrophe von Ramstein 
Ende August: Hatte Bonn die 
Veranstaltung überhaupt ge­
nehmigt? Noch im März d. J. 
behauptete Staatssekretär 
Würzbach, der Verteidi­
gungsminister prüfe sogar "je­
den Einzelfall vor der Geneh­
migung", also auch den Ram­
steiner Flugtag. Einen Tag, 
nachdem drei Maschinen der 
italienischen Kunstflugstaffel 
Frecce Tricolori abgestürzt 
und schließlich 69 Menschen 
zu Tode gebracht hatten, hieß 
es im Verteidigungsministeri­
um plötzlich: "Geltende Pra­
xis ist, daß militärische Flug­
veranstaltungen auf Flugplät­
zen der Verbündeten einer 
deutschen Genehmigung 
nicht bedürfen." Wenige Tage 
später wurde das Gegenteil 
verkündet: "Militärische 
Flugtage sind gemäß Para­
graph 24 Absatz 2 des Luft­
verkehrsgesetzes genehmi­
gungspflichtig. Die Prüfung 
hat ergeben, daß die amerika­
nischen Streitkräfte die Ge­
nehmigung Ende letzten Jah­
res - und spezifiziert - er­
neut im Sommer d. J. bean­
tragt haben. Die Vorführung 
in Ramstein und allen anderen 
Flugtagen wurden deshalb ge­
nehmigt". 
Und weiter in DIE ZEIT am 
25 . November 1988: "Sind 
die Tiefflüge illegal?" Laut 
Artikel 46 des Zusatzabkom­
mens haben die alliierten 
Truppen das Recht, "Manö­
ver und andere Übungen im 
Luftraum in dem Umfang 

Gedanken zur Sicherheit 

durchzuführen , der zur Erfül­
lung ihrer Verteidigungsauf­
gabe erforderlich ist", dies 
aber nur im Rahmen der 
"deutschen Vorschriften über 
die Benutzung des Luft­
raums". Im weiteren wird fest­
gelegt, daß deutsche und alli­
ierte Behörden "Gebiete ver­
einbaren, die in geringerer als 
der sonst zulässigen Höhe 
überflogen werden können". 
Seit vielen Jabren donnern in 
den sieben bundesdeutschen 
Tiefflugzonen (Areas) Tag für 
Tag rund 200 Jagdmaschinen 
in 75 bis 150 m Höhe über die 
Köpfe der Bewohner hinweg: 
bei klarer Sicht von morgens 7 
bis abends 5 Uhr - mit einer 
Stunde Mittagspause. Laut ei­
ner Studie der "Bürgerinitiati­
ve gegen Tiefflug e. V." dröh­
nen Tiefflieger rund 70 000 
Stunden im Jahr über der 
Bundesrepublik; nirgendwo 
sonst auf der Welt fliegen Mi­
litärmaschinen so häufig so 
tief. Zwei Drittel der Stunden, 
rund 45 000, gehen auf das 
Konto alliierter Flieger. Im­
mer wieder ereignet es sich, 
daß Piloten sogar die 75-Me­
ter-Grenze unterscbreiten 
oder die Tiefflugzone verlas­
sen. Aber nur selten kommt es 
vor, daß betroffene Bürger das 
Hoheitszeichen oder gar die 
Nummer auf der vorbeihu­
schenden Maschine erkennen 
können. Nur wenn der Schul­
dige identifiziert werden 
konnte, gibt die "Flugbe­
triebs- und Informationszen­
trale" des Luftfahrtsamtes in 
Köln Meldungen an die Ame­
rikaner nach Ramstein oder 
an die Briten in Mönchen­
gladbach weiter. 

Flugkatastrophe Ramstein 

Bei einer solchen Rechtslage 
muß daran gezweifelt werden, 
daß es dem Bundesverteidi­
gungsminister trotz seines Ver­
botes von militärischen Kunst­
flug-Vorführungen - Kunst­
flug als zweckfreie Anomali­
tät, wie ZEIT-Autor Carl­
Christian Kaiser dieses Re­
nommiergehabe bezeichnet -
und trotz seiner guten Absich­
ten zur Einschränkung von mi­
litärischen Tiefflügen gelingen 
wird, diese latente Lebensbe­
drohung der Bundesbürger in 
den Griff zu bekommen. 
Wie der Katastrophen-Ret­
tungsdienst in Ramstein ver­
sagt hat, beschreibt Dr. med. 
K. Ellinger vom Institut für 
Anaesthesiologie und Reani­
mation am Klinikum der Stadt 
Mannheim in einem Brief 
vom 11. November 1988: 
" Wie Sie schon richtigfeststell­
ten, haben die amerikanischen 
und z. T. auch deutschen Ret­
tungsdienste die meisten Ver­
letzten ohne Vorort- Versor­
gung z. T. in Hubschraubern, 
z. T. aber auch in bodengebun­
denen Rettungsmitteln unge­
zielt in die verschiedensten 
Krankenhäuser transportiert. 
Als besonders hindernisreich 
erwies sich das völlige Fehlen 
jeglicher medizinischer und 
einsatztaktischer Koordina­
tion. Es gab keinen kompeten­
ten organisatorischen Einsatz­
leiter und - was noch schlim­
mer war - keinen echten Lei­
tenden Notarzt vor Ort . .. " 
" Ob durch die Mange/versor­
gung vieler Schwerstverbrann­
ter und Schwerverletzter die 
Überlebensprognose entschei­
dend verschlechtert wurde, 
überlasse ich Ihrem eigenen 

Urteil. Ich halte es für ganz 
wichtig, daß in Deutschland 
endlich ein funktionierendes 
System Leitender Notärzte ein­
geführt wird, wie es von uns 
auch schon oft dringend gefor­
dert und sogar von der B undes­
ärztekammer unterstützt wur­
de. Diese Leitenden Notärzte 
müssen rettungsdiensterfahre­
ne, mit allen Gegebenheiten 
der örtlichen Struktur vertrau­
te, hochqualifizierte Ärzte sein. 
Niemals kann sich dieser Kreis 
aus rein administrativ gestell­
ten Ärzten rekrutieren und darf 
auch nicht mit sogenannten 
,Katastrophenschutz-Ärzten ' 
verwechselt werden. " 

Ärzte dürfen nicht nur 
"Hilfskräfte" der Ret­
tungsorganisationen sein 

Ramstein - "nur" eine Kata­
strophe oder schon ein Mene­
tekel? Wer sehen will, erkennt 
bereits heute das Menetekel! 
Noch schlimmere Katastro­
phen sind jederzeit möglich, 
solange wir in der Bundesre­
publik gar nicht wissen, ob wir 
souverän genug sind, Kata­
strophen und ihre Folgen ein­
zig und allein aus eigenem 
Recht zu vermeiden und abzu­
wehren und solange Bundes­
und Landesbehörden sich 
nicht dazu entschließen, die 
ärztliche und auch die organi­
satorische Hilfe bei Katastro­
phen den Ärzten zu überant­
worten. Solange die Ärzte und 
ihre Organisationen lediglich 
als Hilfskräfte der "Rettungs­
dienste" angesehen werden, 
kann die ärztliche Katastro­
phenhilfe nicht funktionieren . 

"Wo Menschen glauben, selbst Einfluß 
nehmen zu können, gehen sie oft beden­
kenlos Risiken ei n. Wo sie vom Verhalten 
anderer abhängig sind, kann die Sicher­
heit gar nicht hoch genug sein. Darum 
fühlen sie sich im Auto wobler als im 
Flugzeug, obwohl sie bei weitem nicht so 
gut Auto fahren wie Berufspiloten fliegen 
können. Darum geht ein Auf-

stöhnen durch das Land, wenn ein Un­
glück auf Sicherheitsmängel zurückzu­
führen ist. Darum haben 50 tote Bergleu­
te einen so völlig anderen Stellenwert als 
die 50 Verkehrstoten, die bei pielsweise 
die Bundesrepublik Deutschland alle 48 
Stunden produziert. 
Wo e nicht nur am Einfluß fehlt, sondern 
darüber hinaus am Einblick, reagiert der 
Mensch besonders kritisch. Er 
kann nicht sehen, ob im Salat Gift, in der 

Milch radioaktives Ceasium, im Wein 
Glykol oder im Fisch der Wurm ist. Hier 
muß er vertrauen. Und wenn dieses Ver­
trauen ein einziges Mal enttäuscht wird, 
dann tritt an seine Stelle radikale Ableh­
nung .. . Dann demonstriert man gegen 
ganze Industriezweige und führt Bürger­
kriege um Giftmengen, die vor zehn Jah­
ren noch gar nicht feststellbar gewesen 
wären." 

Peter Hohl , Sicherheitszeitschrift "Protactor" 
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Realjeäeen 
der Moe'allYors011l! 

Oberstes Ziel aller Verteidigllngsanstrengllngen ist das Überlebe" der 
Bevölkerullg und ihrer freiheitliche" Lebensart. 

Der Oberausschuß für zivile Notfall­
vorsorge der NATO hat während seiner 
Herbsttagung am 12. Oktober 1988 den 
Entwurf der Ministerrichtlinie für den 
Planungszeitraum von 1989 bis 1993 ge­
billigt. Darin wird festgestellt, daß das 
oberste Ziel aller Verteidigungsanstren­
gungen das Überleben der Bevölkerung 
und ihrer freiheitlichen Lebensart ist. 
Die Richtlinie knüpft so an Ziffer 325 
des Verteidigungsweißbuchs 1983 an, 
wo es u. a. heißt, eine militärische Ver­
teidigung sei sinnlos, wenn die eigene 
Bevölkerung keine Chance zum Überle­
ben habe. Zivile Vorsorgemaßnahmen 
stellten deshalb ein wesentliches Ele­
ment der Abschreckungs- und Verteidi­
gungspolitik der NATO dar und erhöh­
ten die Fähigkeit der dem Bündnis ange­
hörigen Nationen, Krisen und die Fol­
gen von Notlagen, den Verteidigungsfall 
eingeschlossen, begegnen zu können. 
Zivile Vorsorgemaßnahmen verstärkten 
aber nicht nur die Glaubwürdigkeit der 
Abschreckung, sondern steigerten auch 
die Effizienz des Katastrophenschutzes 
im Frieden. Abschließend wird erklärt, 
daß auf der Basis eines Programms der 
Mehrfachnutzung Maßnahmen bevor­
zugt werden sollten, die sowohl für den 
Verteidigungsfall als auch für die durch 
die Natur oder von Menschenhand ver­
ursachten Katastrophen in Friedenszei­
ten von Bedeutung seien. 

Diese neue Ministerrichtlinie für die zi­
vile Notfallplanung in den Jahren 1989 
bis 1993 ändert nichts an der bekannten 
traditionellen Aufgabengliederung der 
zivilen Verteidigung. Es muß weiterhin 
für die Aufrechterhaltung der Staats­
und Regierungsgewalt, den Zivilschutz, 
die Versorgung und die Unterstützung 
der Streitkräfte eingetreten werden. Das 
Prinzip der Mehrfachnutzung bedeutet 
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aber, daß alle Schritte in diesem Bereich 
daraufhin überprüft werden sollen, ob 
sie sofort hier und heute zugunsten der 
Bevölkerung bei der Bewältigung von 
Naturkatastrophen oder von Menschen­
hand verursachten schweren Unglücks­
fäl len nutzbar gemacht werden können. 
Hierfür sprechen nicht nur rationelle 
und finanzielle Gründe, sondern auch 
die Tatsache, daß nahezu alle bisher der 
zivilen Verteidigung zugeschriebenen 
Aufgabenfelder auch zugunsten der 
Bürger in Friedenszeiten von Bedeu­
tung sind . 

Die Hilfsorganisationen mit eige­
nen friedensmäßigen Aufgaben 
sind zur Aufstellung von Einhei­
ten für den verteidigungsfall­
bezogenen Katastrophenschutz 
weitgehend auf freigestellte 
Helfer angewiesen. 

Spätestens seit dem Reaktorunfall in 
Tschernobyl ist bekannt, daß die Auf­
rechterhaltung der Regierungs- und 
Verwaltungstätigkeit, z. B. durch nicht 
blockierte Telefonnetze, auch in Frie­
denszeiten von unschätzbarem Wert ist. 
Wenn es gemäß § 1 des Gesetzes über 
den Zivilschutz vom 9. August 1976 die 
Aufgabe des Zivilschutzes ist, die Bevöl­
kerung, ihre Wohnungen und Arbeits­
stätten, lebenswichtige Betriebe, 
Dienststellen und Anlagen sowie das 
Kulturgut vor den Einwirkungen der 
schlimmsten aller Katastrophen, dem 
Verteidigungsfall, zu schützen, deren 
Folgen zu beseitigen oder zu mildern, so 
läßt sich ohne große Mühe erkennen, 

WOI'aana Beyer 

daß ähn liche Ziele auch für die Tätigkeit 
der staatlichen Stellen bei einer Kata­
strophe im Frieden bestimmend sind. Es 
liegt daher nahe, den Katastrophen­
schutz im Frieden und den gegenüber 
den Folgen eines V~rteidigungsfalles, 
Zivilschutz genannten, unter einem 
Oberbegriff, nämlich dem Bevölke­
rungsschutz, zusammenzufassen. Die 
Konferenz der Innenminister der Län­
der und des Bundes hat daher am 2. Ok­
tober 1987 und der Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages am 7. Oktober 
1987 ausgehend von dieser Begriffsbil­
dung den Bundesminister des Innern 
aufgefordert, gemeinsam mit den Län­
dern ein Bevölkerungsschutzprogramm 
zu erarbeiten. 

Denkt man im übrigen an die Ölkrise in 
den siebziger Jahren, so wird deutlich, 
daß den Fragen der Versorgung nicht 
nur in einem Verteidigungsfall ein er­
heblicher Rang zukommt. Ohne 
Schwierigkeiten ist schließlich erkenn­
bar, daß in dem genannten Sinne der 
Mehrfachnutzung die Unterstützung 
der bewaffneten Kräfte einschließlich 
Polizei in allen Gefahrenlagen eine we­
sentliche Rolle spielen kann. 

Die schönsten Theorien nützen aber 
nichts, wenn sie nicht von Menschen ge­
tragen und realisiert werden. Ende der 
sechziger Jahre ist die politische Ent­
scheidung gefallen, daß sich der Staat 
bei der Bewältigung von Katastrophen 
überwiegend auf freiwillige Helfer und 
nicht auf hauptamtliche Kräfte stützen 
will. Die Pläne zur Einrichtung eines Zi­
vilschutzkorps sind nie Wirklichkeit ge­
worden und es liegen keine Anhalts­
punkte vor, daß in absehbarer Zeit eine 
Änderung eintrete könnte. Es wird da-
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Es liegt nahe, den Katastrophen­
schutz im Frieden und den ge­
genüber den Folgen eines Ver­
teidigungsfalles, Zivilschutz ge­
nannten, unter einem Oberbe­
griff, dem Bevölkerungsschutz, 
zusammenzufassen. 

Helfer auf 46 Einwohner ausmacht. 
Vergleichsweise beträgt die sogenannte 
Polizei dichte im Ist-Verhältnis: 1 Poli­
zeibeamter auf 314 Einwohner. Nicht 
nur für die Gefahrenabwehr, sondern 
auch für die Akzeptanz des Bevölke­
rungsschutzes in der Bundesrepublik 
kommt dieser Zahl erhebliche Bedeu­
tung zu. Die politisch tragenden Kräfte 
in unserem Staat werden sich dieser Tat­
sache zunehmend bewußt. Es war sicher 

Notfallvorsorge 

Die Pläne zur Errichtung eines 
Zivilschutzkorps sind nie Wirk­
lichkeit geworden und es liegen 
keine Anhaltspunkte vor, daß in 
absehbarer Zeit eine Änderung 
eintreten könnte. 

Stärke der Hilfsorganisationen und der Feuerwehren in den Bundesländern und ihr Verhältnis zur BevölkerungszahJ 
(Bürger/ Helfer im Vergleich zur Polizeidichte) 

1 2 3 

Bundesländer DRK JUH MHD 

SChleswig-Holstein 12792 1166 407 

Hamburg 2169 605 610 

Bremen 1879 195 117 

Niedersachsen 30340 3438 2787 

Nordrhein-Westfalen 74013 5749 13632 

Rheinland-Pfalz 17122 759 2975 

Hessen 26758 2545 1417 

Saarland 12067 90 611 

Baden-Württemherg 64264 1545 2778 

Bayern 101098 2291 5498 

Gesamt 342502 18383 30832 

Bund inc!. Berlin 343832 18714 31 158 

Berlin 1330 331 

Tabelle 1 

her auf weitere Sicht dabei bleiben, daß 
die überwiegend aus freiwi ll igen Hel­
fern bestehenden Einheiten und Ein­
richtungen des Katastrophenschutzes 
ihre Aufgaben auch hinsichtlich der Ge­
fa hren und Schäden wahrnehmen, die in 
einem Verteidigungsfall drohen (§ 1 des 
Gesetzes über die Erweiterung des Ka­
tastrophenschutzes). Welche Kräfte hier 
zur Verfügung .. stehen können, ergibt 
sich aus einer Ubersicht über die "Be­
völkerungsschutzdichte", d. h. der Zahl 
der Helfer im Verhältnis zur Bevölke­
rung. 

Eine zusammenfassende Bewertung er­
gibt, daß die "Bevölkerungsschutzdich­
te" bundesweit einschließlich Berlin 1 
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4 5 6 7 8 9 10 11 12 

ASB FW Gesamt Verstär- Friedens- Stand: Helfer Helfer Zum 
kung d. mäßiges 31.12.86 pro Kopf pro Kopf Vergleich 
Bundes Potential Bevöl- o. Vers!. m. Vers!. Ist-Poli-

ohne Ver- kerung (zu 8) (zu 6) zeidichte 
stärkung 
(6-7) 

2123 50825 67313 5047 62266 2612672 1: 42 1 : 39 1: 375 

1026 4778 9188 4516 4672 1571267 I: 336 1 : 171 1: 192 

1002 1476 4669 1344 3325 654170 I: 197 1 : 140 1: 214 

2027 135 165 173757 6385 167372 7196127 1 : 43 1 : 41 1 : 393 

4406 88945 186745 25908 160837 16676501 1: 104 1 : 89 1 : 408 

1355 58833 81044 4289 76755 3611437 1 : 47 1 : 45 1 : 412 

3333 90816 124869 6343 118526 5543647 1 : 47 1 : 44 1: 390 

156 12645 25569 998 24 571 1042135 1 : 42 1 : 41 1: 314 

2373 111925 182885 8810 174075 9326780 1: 54 1 : 51 1: 407 

5267 344788 458942 9585 449357 11026490 1 : 25 1 : 24 1: 368 

23068 900 196 1314981 73225 1 241756 59261226 1 : 48 1 : 45 

24789 903504 I 321 997 75721 1246276 61 140451 1: 49 1 : 46 1: 314 

1721 3308 7016 2496 

kein Zufall, daß zur Feier des lOOjähri­
gen Bestehens des Arbeiter-Samariter­
Bundes im November 1988 in Berlin 
sowohl die Christlich-Demokratische 
Union als auch die Freie Demokratische 
Partei Deutschlands und die Sozialde­
mokratische Partei Deutschlands offi­
zielle Vertreter entsandt hatten , die in 
dieser Funktion mit offiziellen Gruß­
adressen zu Wort kamen. Auf der ande­
ren Seite sind aus dieser Übersicht er­
hebliche regionale Unterschiede der 
"Bevölkerungsschutzdichte" erkenn­
bar. Während sie in Bayern 1 Helfer auf 
24 Einwohner beträgt, ist es z. B. in 
Hamburg 1 Helfer auf 171 Einwohner. 

Aufschlußreich ist auch eine Übersicht 
der Mittel, die nach den Unterlagen des 

4520 1879225 1: 416 I: 268 1 : 145 

Statistischen Bundesamtes (Stand: 
1985) in Bund und Ländern für den Ka­
tastrophenschutz, Rettungsdienst und 
Brandschutz einschließlich des Zivil­
schutzes aufgewendet wurden. 

Siehe Tabelle 2 

Aus den gleichen Unterlagen läßt sich 
folgende Erkenntnis der MitteIaufwen­
dungen der Länder für den Katastro­
phenschutz einschließlich des Rettungs­
dienstes - ohne Brandschutz - gewin­
nen. 

Siehe Tabelle 3 
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Notfallvorsorge 

Katastrophenschutz, Rettungsdienst, Brandschutz einschI. Zivilschutz in Bund und Ländern 
Mittelaufwendungen nach dem Stand 1985 - in Mio DM -

SH HH HB NS NW HE RP BW BY SA B bundesweit 

Einwobner in Mio 2,6 1,6 0,7 7,2 16,7 5,5 3,6 9,3 11 1 1,9 61,1 

I) L B L B L B L B L B L B L B L B L B L B L B L B 

Ausgaben netto in Mio DM, 
Katastrophenschutz, Ret-
tungsdienst, Brandschutz 125 16 122 12 41 6 317 32 637 103 210 24 119 17 251 35 390 51 40 6 114 6 2396 308 

Anteil KatS/ Rettungsdienst 14 9,8 4 7,8 1 4,4 22 23,9 100 63,6 16 15,3 22 13,6 17 26,8 31 40,6 9 4,5 - 5,7 236 216,( 

Anteil Brandscbutz 111 6,2 118 4,2 40 1,6 295 8,1 537 39,4 194 8,7 97 3,4 234 8,2 359 10,4 31 1,5 144 0,3 2160 92,0 

DM pro Einwohner 
Katastrophenscbutz, Ret-
tungsdienst, Brandschutz 48 6,20 76 7,50 59 8,60 44 4,40 38 6,20 38 4,40 33 4,70 27 3,80 35 4,60 40 6,00 76 3,20 39 5,00 

Ausgaben in Mio DM für sonstige Ziviischulzmaßnahmen des Bundes: 

BVS - 2,7 - 1,4 - 0,7 - 75 - 16,5 - 4,8 - 4,1 - 8,2 - 10,9 - 1,4 - - - 58,2 

Wamdienst - 4,6 - 4,6 - 4,6 - 13,7 - 18,2 - 9,1 - 4,6 - 9,1 - 18,2 - 4,6 - - - 91,2 

Schutzbau - 1,5 - 6,7 - 0,7 - 5,3 - 10,1 - 7,2 - 5,0 - 35,5 - 26,3 - 2,0 - 0,7 - 101,0 

Gesundheit - 0,4 - 1,0 - 0,3 - 2,3 - 26,7 - 1,5 - 1,3 - 1,5 - 4,8 - 0,3 - 1,6 - 41,9 

Kulturgut - 0,1 - 0,1 - 0,1 - 0,5 - 0,5 - 0,3 - 0,5 - 0,9 - 0,3 - - - 0,5 - 3,8 

Wasser - 0,2 - - - - - 0,7 - 1,1 - 1,0 - 0,7 - 0,7 - 1,3 - 0,2 - 0,1 - 6,0 

Gesamtausgnb_ in Mio DM - 25,5 - 25,8 - 12,4 - 62,0 - 176,1 - 47,9 - 33,2 - 90,9 - 1l2,~ - 14,5 - 9,0 - 610,~ 

DM pro Einwohner 
bezogen auf 
Gesamtausgaben - 9,80 - 16,13 - 17,70 - 8,60 - 10,54 - 8,71 - 9,22 - 9,77 - 11,16 - 2,41 - 4,74 - 9,98 

I) L - Katastrophenschutz, Rettungsdienst, Brandschutz der Länder 
B - Erweiterter Katastrophenschutz des Bundes einschließlich Brandschutz, THW, KSB; 

Minelzuordnung auf die Länder nach der Helferzahl 
Für BVS und Wamdicnst Mittelzuordnung auf die Länder gern. dortigem Bundespotential ; im übrigen Zuordnung nach Ist-Ergebnis 

Tabelle 2 

Katastrophenschutz einseht. Rettungsdienst der Länder ohne Brandsehutz 
Mittelaufwendungen nach dem Stand 1985 

SH HH HB NS NW HE RP BW BY SA B 

EiDwohner in Mio 2,6 1,6 0,7 7,2 16,7 5,5 3,6 9,3 11 1 1,9 

Ausgaben in 
Mio DM (brutto) 47 4 1 57 337 16 22 18 34 11 -

davon Ausgaben 
in Mio DM brutto 
f. Rettungsdienst 32 - - 40 280 3 2 1 8 7 -

. /. unmittelbare 
Einnahmen in 
Mio DM (Gebüh-
ren, Entgelte .. ) 33 - - 35 237 - - 1. 3 2 -

davon Gebühren, 
Entgelte Rettungs-
dienst 31 - - 32 233 - - - 1 2 -

Ausgaben in Mio 
DM (netto) 14 4 1 22 100 16 22 17 31 9 -
netto DM 
pro Einwohner 5,40 2,50 1,40 3,10 6,00 2,90 6,10 1,80 2,80 9,00 -

Zahl der Helfer 16488 4410 3193 38592 97800 34053 22211 70960 114154 12924 3708 

Tabelle 3 ~ 
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Jeder zweite Bundesbürger 
sucht Schutz vor Gefahr am lieb­
sten im Keller seines Hauses. 
Trotzdem stagniert der private 
Schutzraumbau. 

Die Ausgaben allein für den Brand­
schutz zeigt die nebenstehende Tabelle 
4: 

Diese Übersichten demonstrieren den 
Umfang dessen, was Länder und Bund 
im Interesse des Schutzes der Bevölke­
rung vor Gefahrenlagen aufbringen. 
Wie bei der "Bevölkerungsschutzdich­
te" zeigen sich auch hier unverkennbar 
regionale Unterschiede. 

Eine erhebliche Bedeutung bei der Ge­
winnung von Kräften für den verteidi­
gungsfallbezogenen Katastrophen­
schutz kommt der Zahl der Helfer zu, 
die gegen die Verpflichtung, mindestens 
zehn Jahre Dienst im Katastrophen­
schutz zu leisten, nicht zum Wehrdienst 
herangezogen werden. Aufgrund einer 
Vereinbarung mit dem Bundesminister 
der Verteidigung handelt es sich um 
17000 Freistellungen je Jahrgang der 
Wehrpflichtigen. Zum Stichtag 31. De­
zember 1986 waren insgesamt 125 563 
Helfer (ohne Land Bremen) freigestellt. 
Aufgeschlüsselt ergibt sich folgendes: 

Organisation 

Feuerwehr 
THW 
ASB 
DRK 
JUH 
MHD 
Regie 
Sonstige 

Anzahl 
freigestellter Helfer 

47419 
30077 
3093 

22159 
2732 
5266 

14601 
216 

Nach dieser Übersicht ist die Feuerwehr 
die Organisation im verteidigungsfall­
bezogenen Katastrophenschutz, auf die 
im Verhältnis zu allen anderen Organi­
sationen der bei weitem größte Anteil an 
Freistellungen entfällt. Ein genaueres 
Bild über die Bedeutung der Freistellun­
gen für den vom Bund geförderten ver­
teidigungsfallbezogenen Katastrophen-

Tabelle 6 ~ 
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Die Polizeidichte im Ist-Verhält­
nis beträgt einen Polizeibeam­
ten auf 314 Einwohner. 

Notfallvorsorge 

Alle bisher der zivilen Verteidi­
gung zugeschriebenen Aufga­
benfelder sind auch zugunsten 
der Bürger in Friedenszeiten von 
Bedeutung. 

Brandschutz der Länder 
Mittelaufwenduogen nach dem Stand 1985 

SH HH HB NS NW HE RP BW BV SA B 

Einwohner in Mio 2,6 1,6 0,7 7,2 16,7 5,5 3,6 9,3 11 1 1,9 

Ausgaben in Mio 
(brutto) 127 129 44 348 631 249 126 393 492 37 165 

. /. Feuerschutz-
steuer in Mio DM 12 9 3 40 71 41 23 67 75 5 9 

. /. unmittelbare 
Einnahmen in 
Mio DM (Gebüh-
ren, Entgelte .. ) 4 2 1 13 23 14 6 92 58 1 12 

Ausgaben in Mio 
DM (netto) 111 118 40 295 537 194 97 234 359 31 144 

netto DM 
pro Einwohner 43 74 57 41 32 35 27 25 33 31 76 

Feuerwehr-
mitglieder 50825 4778 1476 135165 88945 90 816 58833 111925 344788 12645 3308 

DM pro Feuer-
wehrmitglied 
(netto) 2184 24697 27100 2183 6037 2136 1649 2091 1041 2452 43531 

Prozentualer Anteil an der 
Gesamtzahl freigestellter 

Helfer der Jahrgänge 1959-1968 

... Tabelle 5 • Tabelle 4 

37,76 % 
23,95 % 

2,46 % 
17,64 % 
2,17 % 
4,19 % 

11,62 % 
0,17 % 

Organisation Helfer im 
Verstärkungsteil 

Feuerwehr ca. 36000 
THW ca. 49000 
ASB ca. 2900 
DRK ca. 23000 
JUH ca. 2800 
MHD ca. 5800 
Regie ca. 22400 

Sunune ca. 143000 

schutz (z. Z. 193000 Mann) ergibt sich, 
wenn man den nur mit teilweisen Zu­
wendungen bedachten Ergänzungsteil 
(50000 Mann) ausklammert und nur 
den vom Bund voll finanzierten soge­
nannten Verstärkungsteil betrachtet: 

Anzahl der 
Freistellungen 
der Jahrgänge 
1959-1968 

20561 
29759 

1591 
11247 

1451 
3013 

14287 

81909 

Prozentualer Anteil der frei­
gestellten Helfer bezogen auf 
das im Verstärkungsteil der 
einzelnen Organisationen 

vorhandene Potential 

ca. 57 % 
ca. 61 % 
ca. 55 % 
ca. 47 % 
ca. 51 % 
ca. 51 % 
ca. 63 % 

ca. 57 % 
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Notfallvorsorge 

Die Bevölkerungsschutzdichte 
macht bundesweit einschließ­
lich Berlin einen Helfer auf 46 
Einwohner aus. 

Diese Darstellung zeigt, daß die prozen­
tualen Anteile der freigestellten Helfer 
in den Verstärkungseinheiten aller Or­
ganisationen hoch sind und nicht weit 
auseinanderliegen. Mit anderen Wor­
ten: Auch die Hilfsorganisationen mit 
eigenen friedensmäßigen Aufgaben sind 
zur Aufstellung von Einheiten für den 
verteidigungsfallbezogenen Katastro­
phenschutz weitgehend auf freigestellte 
Helfer angewiesen. 

Aus fachlicher Sicht besteht Einverneh­
men, daß bei vielen Gefahrenlagen 
Schutzräume das Entstehen von Schä­
den erheblich mindern können. Am 3l. 
Dezember 1987 standen bundesweit in 
öffentlichen und privaten Schutzräumen 
rund 2,1 Millionen Schutzräume zur 
Verfügung. Dies bedeutet, daß erst rund 
3,4 % der Bevölkerung der Bundesre­
publik mit Schutzplätzen versorgt sind. 
Die nebenstehende Übersicht über die 
"Schutzplatzdichte" in den einzelnen 
Bundesländern zeigt folgendes Bild: 

Auch hier sind gravierende regionale Un­
terschiede erkennbar. Während in Bre­
men auf fünf Einwohner ein Schutzplatz 
entfällt, sind es z. B. in Schieswig-Hol­
stein 115 Einwohner pro Schutzplatz. Ei­
ne Verbesserung der Versorgung der Be­
völkerung mit Schutzräumen könnte die 
immer wieder geforderte Einführung ei­
ner Schutzbaupflicht herbeiführen. Nach 
dem jetzigen Stand zeichnet sich aber we­
der im Deutschen Bundestag noch im 
Bundesrat eine Mehrheit für eine solche 
gesetzgeberische Maßnahme ab. Der 
Staat wird sich daher auch weiterhin auf 
die Förderung des freiwilligen Schutz­
raumbaues beschränken müssen. Hier 
sind in letzter Zeit unverkennbare Ak­
zeptanzschwellen abgebaut worden, da 
in erheblichem Umfang mit stark steigen­
der Tendenz Mittel für die Errichtung 
von öffentlichen Schutzräumen in Mehr­
zweckanlagen in Anspruch genommen 
wurden und werden. Auf der anderen 
Seite läßt sich aber nicht übersehen, daß 
die Errichtung von Hausschutzräumen in 
Wobngebäuden stagniert. Das ist um so 
bemerkenswerter, als bei einer Umfrage 
fast jeder zweite Befragte erklärte, daß er 
im Falle der Gefahr im Keller seines Hau-
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ses Schutz suchen wolle. Praktisches 
Handeln in der Form der Errichtung von 
Hausschutzräumen und subjektive Vor­
stellungen über Schutzmöglichkeiten ste­
hen hier bisher nicht miteinander in Ein­
klang. Eine Möglichkeit zum Beseitigen 
dieser Differenz könnte sich daraus erge-

Der Staat wird sich auch weiter­
hin auf die Förderung des 
freiwilligen Schutzraumbaues 
beschränken müssen. 

Bundesland Versorgungsgrad der 
Bevölkerung in % 

Anzahl der Einwohner 
pro Schutzplatz 

Baden-WÜTttemberg 
Bayern 
Berlin 

2,18 
1,33 
1,14 

Bremen 
Hamburg 
Hessen 
Niedersachsen 
Nordrhein-Westfalen 
Rheinland-Pfalz 
Saarland 
Schleswig-Holstein 

18,33 
4,80 
1,38 
2,18 
2,38 
1,21 
8,58 
0,87 

Tabelle 7 

ben, daß nach den im Mai 1988 auf der 
Tagung der den Bundesminister des In­
nern beratenden Schutzkommission in 
Deidesheim von zwei Forschungsinstitu­
ten dargelegt wurde, daß die nach 1945 
errichteten Keller zumindest in Ein- oder 
Zweifamilienhäusern im allgemeinen 
den für Grundschutzräume geforderten 
Widerstandswert gegen horizontalen 
Druck erfüllen. Es wird zu untersuchen 
sein, welche kostengünstigen Konse­
quenzen daraus sowohl für Neubauten 
als auch für die Nachrüstung der vorhan­
denen Bausubstanz zu funktionsfähigen 
Schutzräumen im Sinne des bekannten 
Grundschutzes zu ziehen sind. 

Keine weiteren Untersuchungen sind 
mehr zu der Frage erforderlich, ob und 
wie die Bundeswehrangehörigen in Er­
ster Hilfe ausgebildet werden und damit 
z. B. nach Beendigung des Grundwehr­
dienstes oder eines Zeitsoldatenverhält­
nisses sich selbst oder betroffenen Mit­
menschen wirksam helfen und beistehen 
können. Zwischen dem Bundesminister 
der Verteidigung und dem Bundesmini­
ster des Innern besteht Einvernehmen, 
die Ausbildungsrichtlinien der Arbeits­
gemeinschaft Erste Hilfe für die Sanitäts­
ausbildung aller Truppen zu übernehmen 
und das darin vorgesehene Zertifikat den 
Soldaten auszustellen. Damit wurden der 
Grundstein für eine bundeseinbeitliche 
Erste-Hilfe-Ausbildung gelegt und die 
nötigen Voraussetzungen geschaffen, 
daß Bundeswehr und zivile HiLfsorgani­
sationen ihren gesellschaftspolitischen 
Auftrag, die Bevölkerung in Erster Hilfe 
auszubilden, gemeinsam erfüllen. 

46 
75 
87 

5 
21 
73 
46 
42 
83 
12 
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Ministerialdirigent Wolfgang Beyer, ge­
boren am 25. Januar 1932 in Badenau; 
verheiratet, z wei Kinder. 1953 Abitur 
am Gymnasium in Siegburg. 1953 bis 
1957 Studium der Rechtswissenschaft 
an der Universität Bonn. 1957 bis 1961 
Referendar im Oberlandesgerichtsbe­
z irk Köln. 1961 bis 1964 Staatsanwalt 
bei der Staatsanwaltschaft beim Land­
gericht Köln. 1964 bis 1967 Staatsan­
walt bei dem Generalstaatsanwalt beim 
Oberlandesgericht Köln. 1m Mai 1967 
Eintritt in das Bundesministerium des 
Innern mit u. a. folgenden Verwendun­
gen: Mitglied der Arbeitsgruppe Innen­
politische Grundsatzfragen; Leiter des 
Organisations- und des Haushaltsrefe­
rates; Leiter der Unterabteilungen Ver­
waltungsorganisation, Koordinierungs­
und Beratungsstelle für die EDV in der 
Bundes verwaltung bzw. Allgemeine Po­
lizeiangelegenheiten, allgemeine Ange­
legenheiten des Bundesgrenzschutzes. 

Seit 17. April 1984 Leiter der Abteilung 
Zivile Verteidigung (neu: Abteilung Ka­
tastrophen -/ Zivilschutz, Nottal/vorsor­
ge, Zivile Verteidigung) . 
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Ka~as~rophenmedizin 
Versuch einer Standol1bestimmunl aus ärztlicher Sicht 

Katastrophen­
medizin, Teil 1 

Entwicklun~. Definition 
und ßc~rift'shcstinll1nll1-
~en 

O bwohl die Katastrophen­
medizin in ihrer Entwick­
lungsgeschichte wesentliche 
Bezüge zur Kriegschirurgie 
und Wehrmedizin zeigt, vom 
Massenanfall von Verletzten 
in Kriegssituationen wichtige 
Veränderungen und Impulse 
für zivile Katastrophen resul­
tierten, Publikationen und 
Handbücher von Autoren der 
Wehrmedizin verfaßt wurden, 
zeigt sich doch in jüngster Zeit 
eine Interessen verlagerung 
hin zur Notfallmedizin. Es fin­
den sich zunehmend Artikel 
in der notfallmedizinischen 
Literatur, die direkt katastro­
phenmedizinische Themen 
behandeln bzw. Verbindun­
gen zur Individualmedizin mit 
Begriffen wie Großschadens­
ereignisse, Großunfälle, Mas­
senanfall , leitender Notarzt 
und andere herstellen 22. 23, 11. 
36, 34. 38, 33 . 30, 18 

Nach Rossetti41 definiert sich 
eine medizinische Katastro­
phe als ein außergewöhnliches 
Ereignis, das Leben und Ge­
sundheit zahlreicher Men­
schen gefährdet und zu dessen 
Bewältigung die Hilfsmittel 
der betroffenen Gemeinschaft 
nicht ausreichen. Ein Groß­
unfall oder ein Großscha­
densereignis wäre dagegen ein 
Massenanfall von Verletzten 
oder Erkrankten, wobei die 
Versorgung mit den örtlichen 
Mitteln dieser Notfallpatien­
ten gewährleistet ist. Während 
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Stefan Neuhauser 

im Handbuch der medizini­
schen Katastrophenhilfe von 
Rebentisch 198835 eine ge­
naue Definition und Abgren­
zung von einzelnen Begriffen 
in der Katastrophenmedizin 
noch sinnvoll scheint, ist dies 
unter notfallmedizinischen 
Gesichtspunkten nicht immer 
möglich. Der Notarzt muß 
evtl. unter den Bedingungen 
einer anzunehmenden Kata­
strophe die individualmedizi­
nische Versorgung aufgeben 
und zumindest vorüberge­
hend katastrophenmedizini­
sche Regeln , wie z. B. Sich­
tung, anwenden. Obwohl 
strenggenommen der Behör­
denleiter (Hauptverwaltungs­
beamte) hier nicht zur Erklä­
rung des Katastrophenfalles 
gezwungen ist, muß aus medi­
zinischer Indikation (Proble­
matik des leitenden Notarztes, 
Beispiele später) eine Kata­
strophe mit entsprechenden 
Konsequenzen angenommen 
werden. Es gibt also einen flie­
ßenden Übergang von Indivi­
dualmedizin (idealer Zustand 
- ein Notarzt für einen Pa­
tienten) zum Großschadens­
ereignis (optimaler Zustand 
- leitender Notarzt und meh­
rere Notärzte für viele Ver­
letzte oder Tote) zur Katastro­
phe (Definition ist abhängig 
von Autor, Infrastruktur, ört­
lichen Gegebenheiten und 
vielen anderen Faktoren). 

Am brauchbarsten erscheint 
die Definition der Katastro­
phe nach dem Ausmaß von 
Rutherford42; 

1. Kleine Katastrophe: 
Mindestens 25 Personen getö­
tet oder verletzt oder minde-

stens 10 Patienten mit erfor­
derlicher stationärer Behand­
lung. 

2. Mittlere Katastrophe: 
Mindestens 100 Personen ge­
tötet oder verletzt oder min­
destens 50 Patienten mit er­
forderlicher stationärer Be­
handlung. 

3. Großkatastrophe: 
Mindestens 1000 Personen 
getötet oder verletzt oder 
mindestens 250 Patienten mit 
erforderlicher stationärer Be­
handlung. 

Nach Rossetti (zitiert nach 15) 
kann Katastrophenmedizin 
auch als Massenmedizin unter 
erschwerten Bedingungen 
und Zeitdruck sinnvoll defi­
niert werden. 

ßmuchen wir eine 
Katastrol)hcmuedizin'? 

Nach der Gründung der 
Deutschen Gesellschaft für 
Katastrophenmedizin 1980 
begann parallel die Diskus­
sion um die Katastrophenme­
dizin innerhalb der Ärzte­
schaft. Die Bundesärztekam­
mer legte 1985 eine Denk­
schrift "Katastrophenmedi­
zin" vors, in der die gesetzli­
chen und organisatorischen 
Grundlagen für den ärztlichen 
Einsatz, besonders auch im 
Zusammenwirken mit Hilfs­
organisationen bei Großun­
fällen und Katastrophen im zi­
vilen Bereich, diskutiert wer­
den. Aufgrund von Mängeln 
des Gesundheitswesens im 
Katastrophenfall, durch die 
ein Versagen der medizini­
schen Hilfeleistungen zum 

Schaden der Betroffenen vor­
aussehbar sei, hielt es die Bun­
desärztekammer für ihre 
Pflicht, mit vorgelegter Denk­
schrift Anregungen zur Ver­
besserung und Harmonisie­
rung der zur Zeit bestehenden 
gesetzlichen und organisatori­
schen Grundlagen des medi­
zinischen Katastrophenschut­
zes zu geben. Die Gegner 
einer Katastrophenmedizin 
erklären, daß medizinische 
Maßnahmen im Verteidi­
gungsfall undurchführbar sei­
en, daß die Katastrophenme­
dizin den fundamentalen 
Grundsätzen ärztlicher Ethik 
widerspreche und daß sie in 
der Bevölkerung die gefährli­
che lllusion, ein Atomkrieg sei 
zu überleben, unterstütze. 
Versuche, insbesondere auch 
von kirchlicher Seite aus, die 
tiefen Gräben zu überbrük­
ken, die auch noch derzeit die 
Ärzteschaft in dieser Frage 
spalten, hatten teilweise Er­
folg. Ein heikles und immer 
wieder in der Diskussion me­
dizinisch konträr behandeltes 
Thema ist die sogenannte 
Triage im folgenden auch von 
mir synonym als Sortieren 
oder Sichten bezeichnet. 

Tria~c - zentrales Thema 
der Kritik an einer Kata­
strophenmcdizin 

Ursprünglich stammt der Be­
griff "Triage" aus der Kriegs­
bzw. Wehrmedizin und be­
deutet Sichtung und Auslese 
von Patienten. Da in letzter 
Zeit zunehmend Möglichkei­
ten des Katastrophenschut­
zes, der Katastrophenmedizin 
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Standortbestimmung Katastrophenmedizin 

in der Notfallmedizin und in 
der Übergangsphase zwischen 
Großschadensereignissen und 
medizinischer Katastrophe 
genutzt werden 12, 13,27,28, 36, 37, 
38, 18, verstehen viele Autoren 
inzwischen darunter Behand­
lungspriorität. Ein bis heute 
ungelöstes und wahrschein­
lich auch nicht zu lösendes 
Problem dürfte sein, ob beim 
echten Massenanfall eine 
Sichtung zeitlich und prak­
tisch möglich erscheint oder 
der Versuch einer Therapie si­
tuationsgemäß nacheinander 
erfolgen müßte. 

Die Gegner und Kritiker der 
Katastrophenmedizin sehen 
die Triage als unmenschlich 
an, da es die ärztliche Ethik 
gebiete, Patienten immer und 
ohne Ausnahme zu helfen 15,6. 
Sie beschreiben die Katastro­
phenmedizin als Tätigkeit, in 
der der Arzt vom lebensret­
tenden Helfer zum Organisa­
tor und Manager der Kata­
strophe wird 18. 1,2, 19,39, 16, 15, S. 
39. Ziel der medizinischen 
Sichtung sei es dagegen, mög­
lichst rasch diejenigen 
Schwerverletzten herauszu­
finden, die vital bedroht seien 
und zuerst einer ärztlichen 
Behandlung oder einer Not­
fallhilfe bedürften 15. Sobald 
alle Schwerverletzten außer 
Lebensgefahr sind, werden 
nach diesem Konzept die mit­
telschwer Verletzten und an­
schließend die Leichtverletz­
ten behandelt (S. 36). All die­
sen Anforderungen wird das 
Rettungswesen in der Bun­
desrepublik Deutschland bei 
einem Großunfall gerecht 
(Zitat nach 15). Daß dies kei­
neswegs bei einem Großscha­
densereignis z. B. nachts und 
in ländlich strukturierten Ge­
bieten zutreffen kann, ist den 
Autoren, die aufgrund ret­
tungsdienstlicher Praxis und 
fachmedizinisch bezogener 
naturwissenschaftlicher Er­
kenntnis empirisch argumen­
tieren 15, anscheinend verbor­
gen geblieben. Ich bin an an­
derer Stelle auf diese Proble-
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matik eingegangen26, 27, 30, 31, 
32. Dabei bleibt absichtlich un­
erwähnt, daß die Triagekrite­
rienja nur solange aufrechtzu­
erhalte'n sind, bis die Möglich­
keit einer individuell anzu­
wendenden Notfallmedizin 
gegeben ist. Grotesk erschei­
nen die Beispiele, daß ein 
Triagearzt einige tausend bis 
hunderttausend Verbren­
nungsverletzte sortiert, dabei 
noch ohne Hilfsmöglichkeit 
von außen. An einem anderen 
Beispiel, dem Tankwagen­
Explosionsunglück von Los 
Alfaques in Spanien 1978, 
wird durch manipulierte Zah­
lenbeispiele hochgerechnet, 
wieviel Patienten nach Triage­
kriterien hätten aufgegeben 
werden müssen, wobei am 
Schluß festgestellt wird, daß 
katastrophenmedizinische 
Prinzipien" vernünftigerweise 
nicht zur Anwendung ka­
men"15. 

Aufgrund eigener (notärztli­
eher, leitender notärztlicher) 
Erfahrungen z. B. bei einer 
Massenkarambolage auf einer 
Autobahn 198)31 und Ausbil­
dung sowie Fortbildung in der 
Katastrophenschutz-Schule 
des Bundes in Sichtungslehr­
gängen bin ich der Ansicht, 
daß jeder Notfallmediziner, 
der sich nicht mit der Triage in 
Lehrgängen und Seminaren 
beschäftigt hat, in der Praxis 
bei einem Massenanfall von 
Verletzten scheitern wird; er 
wird mit wenig Personal und 
vieH eicht zunächst als einziger 
Arzt mit seinen notfaUmedizi­
nischen Kriterien keine sinn­
voHe Hilfe leisten können. 

Wie Voeltz 1985 zutreffend 
beschreibt37, ist Triage (Sor­
tieren) ein dynamischer Vor­
gang, denn die Grenzbereiche 
zwischen beiden widersprüch­
lichen Disziplinenl5, nämlich 
der Notfall- und Katastro­
phenmedizin, werden aber 
nicht, wie die Autoren mei­
nen, verwischt, sondern in 
letzter Zeit endlich aufgege­
ben. Dies bedeutet sowohl, 
daß der Begriff "Sortieren" in 

Sie/an Neu/lauser, Dr. med. , 
geboren 25. 8. 1951. 1971 
Abitur, 1972 und 1973 Zivil­
dienst an den Universitäts­
kliniken in Heidelberg sowie 
beim DRK in Heidelberg. 
Ab 1974 Studium der Biolo­
gie, später der Humanmedi­
zin in Heidelberg. 

1982 Approbation und Pro­
motion. Seit August 1983 re­
gelmäßige Teilnahme am 
NA W-System in verschiede­
nen Rettungsdienstbezirken 
mit bisher über 800 Einsät­
zen und Ausbildung zum 
"Rettungsarzt ". 

Seit Mai 1984 Teilnahme am 
ärztl. Not/al/dienst der K V 
Darmstadt in verschiedenen 
Regionen. 

Ab 1986 Dozent für Kran­
kenpflegeschulen. Seit dieser 
Zeit auch Lehrtätigkeit für 
die Ausbildung zum Ret­
tungssanitäter, Rettungsassi­
stenten. 

Wissenschaftliche Beratung 
des DRK -Bergstraße im 
Krankentransport-Rettungs­
dienst. Als Kreisverbandsarzt 
(Kreisbereitschaftsarzt) zu­
ständigfür die Aus- und Fort­
bildung des Personals im 
Krankentransport/ Rettungs­
dienst. Verantwortlich für das 
Notarztsystem des Kreises 
Bergstraße. 

Ausbildung in Fragen der 
Katastrophenmedizin und 
Mitgliedschaft in Gremien 
und wissenschaftlichen Bei­
räten. 

Zur Zeit Medizinaldezer­
nent beim Regierungspräsi­
dium Darmstadt in Zustän­
digkeit u. a. für medizinische 
Fragen des Katastrophen­
schutzes, Zivilverteidigung, 
Fachaufsicht Rettungsdienst, 
Krankentransport, staatliche 
Krankenhäuser. Bisher zahl­
reiche Publikationen. 

der Literatur in den letzten 
Jahren in seiner Aussage für 
den Rettungsdienst und die 
Katastrophenmedizin ein an­
derer geworden ist, und daß es 
einen fließenden Übergang 
zwischen medizinischer Ver­
sorgung in der sogenannten 
Individ ual-N otfallmedizin 
zur Versorgung beim Massen­
anfall (vergl. Definition Ru­
therford und anderer) gibt. 

Die Rolle dcr 
Ärztcschaft in dcr 
KatastrophcnlUcdizin 

Die Aufgaben der Ärzte im 
Katastrophenschutz allgemein 
sollen hier nicht besprochen 
werden. Auf einige Probleme 
z. B. in bezug auf Aus-, Fort­
bildung oder Übungen wird im 
Teil 2 eingegangen. Generell 
sind natürlich alle Ärzte für ei­
ne schnelle und qualifizierte 
Behandlung von Verletzten 
zuständig. Einzelheiten hierzu 
wurden an anderer SteHe aus­
führlich besprochen32, 26, ins­
besondere im Handbuch der 
medizinischen Katastrophen­
hilfe von Rebentisch oder etwa 
der Denkschrift "Katastro­
phenmedizin" der Bundesärz­
tekammer werden ärztliche 
Tätigkeiten in der Katastrophe 
(medizinische Katastrophen­
hilfe, Katastrophenmedizin ) 
detailliert beschrieben. Neben 
den Ärzten im Rettungsdienst 
im besonderen, möchte ich je­
doch auf zwei Institutionen 
ärztlicher Tätigkeiten genauer 
eingehen, nämlich die des lei­
tenden Notarztes, der leiten­
den Notarztgruppe und des 
Amtsarztes. 

Lcitcndcr Notarzt (LN A), 
leitcnde Notarztgruppc in 
dcr Katastrophcnl11cdizin 

Wenn Rebentisch meint, der 
leitende Notarzt habe bereits 
in der Planungs- und Vorbe­
reitungsphase ein gewichtiges 
Wort mitzusprechen, auf das 
der Leiter der Katastrophen­
schutzbehörde und der ihn be­
ratende Amtsarzt unbedingt 
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hören sollten es" s. 247, 248), 
so trifft dieser Satz exakt die 
Problematik der Etablierung 
des LNA-Systems. Nach den 
Vorstellungen der Bundesärz­
tekammer und der intensivme­
dizinischen Verbände soll der 
LNA unterhalb der Katastro­
phenschwelle bei einem soge­
nannten Großschadensereignis 
eingesetzt werden. Tabelle 2 
zeigt, was bei dieser wichtigen 
Institution unklar ist. Neben of­
fenen Fragen und einigen un­
gelösten Problemen könnten 
Haupthindernisse für eine f1ä­
chendeckende und einheitliche 
Einführung dieses notwendi­
gen Notarztsystems erhebliche 
Finanzierungs- und Kosten­
probleme werden. Ursprüng­
lich nicht für die Katastrophe 
gedacht, werden die Leiter der 
Katastrophenschutzbehörden 
bzw. die Landräte oder Ober­
bürgermeister gleichwohl z. B. 
künftig den Leitenden Notarzt 
bestellen, evtl. fin anzieren und 
damit direkt Einfluß auf seine 
Tätigkeit nehmen können. Auf 
die Problematik des Leitenden 
Notarztes wurde an anderer 
Stelle ausführlich eingegan­
gen26, 27, 28. 30 . Im Teil 2 dieses 
Artikels werden einige Verbes­
serungsvorschläge der beteilig­
ten Ärzte im Katastrophen­
schutz genannt. 

Amtsärliliche Tätigkeit in 
der Katastrophenmedizin 

Wir müssen hierbei unter­
scheiden zwischen den Aufga­
ben der Ärzte der öffentlichen 
Gesundheitsverwaltung, den 
Aufgaben des Gesundheits­
amtes und denen speziell des 
Amtsarztes. Bereits Femmer 
zeigte 1981 mit seinem modi­
fizierten Modell der Katastro­
phenschutzleitung, dem die 
Aufgaben für Katastrophen­
schutzmaßnahmen im Ge­
sundheitswesen hinzugefügt 
worden sind, die Problematik 
des Amtsarztes in diesem Be­
reich9 ( vgl. Abb. 1). 

Nach den Vorschlägen der 
Bundesärztekammer sollte 
der Arzt in der Katastrophen-
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STELLEN u. EINRICHTUNGEN 11 KATASTROPHENSCHUTZBEHORDE 
DES GESUNDHEITSWESENS Kreis/ kreisfreie Stadt/ große kreisangehörige Stadt 
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Schaden ort Abbildung 1 zeigt das bereits von Fem-
mer und Mais 1981 modifizierte Modell 
der Katastrophenschutzleitung, dem die I technische Einsatzleitung - TEL - I Aufgaben für Katastrophenschutzmaß-
nahmen im Gesundheitswesen hinzuge-
fügt worden sind. Dieses Modell läßt sich I Rettungsdienst I I Sanitätsdienst I weiter verbessern und es gibt auch in der 
jüngsten Zeit Vorschläge hierzu. 

schutzbehörde des HVB der niert, daß das Gesundheits- sprache mit ihren Gesund-
Dreh- und Angelpunkt für al- amt als omnipotente Informa- heitsämtern, nichts von einem 
le medizinischen Maßnahmen tions-, Alarm- und Schaltzen- Leitenden Notarzt. Auch viele 
in seinem Verantwortungsbe- trale für vielfältigste Aufga- Ärzte im Rettungsdienst hat-
reich vor und in der Katastro- bengebiete bezeichnet werden ten diese Problematik überse-
phe sowie vor und in einem kann; das heißt der Amtsarzt hen27 . 30 . Obwohl die Voraus-
Verteidigungsfall sein. Das wird, wie die Tabelle 1 zeigt, setzungen und Aufgaben des 
Gesundheitsamt ist jedoch als medizinischer Sachver- Leitenden Notarztes u. a. im 
nur weisungsgebundenes ständiger per se vom Stab des Deutschen Ärzteblatt aus-
Fachamt des HVB im Kata- HVB definiert. führlieh dargestellt wurden , 
strophenschutz, ein klares E igene interne Untersuchun- reagierten die meisten Behör-
Aufgabengebiet ergibt sich gen und Befragungen erga- den (die den Leitenden Not-
nur aus dem Gesetz zur Ver- ben, daß z. B. bei der Etablie- arzt bestellen und in den 
hütung und Bekämpfung rung des Systems Leitender Landkreis einbinden sollen!) 
übertragbarer Krankheiten - Notarzt, Leitende Notarzt- mit der Feststellung, daß es 
Bundesseuchengesetz _ 25 gruppe bis heute ein erhebli- nicht beabsichtigt sei, diese 
Die Aufgaben des Amtsarztes ches Informationsdefizit be- Institution einzuführen. Eini-
und des Gesundheitsamtes steht. So wußten nach Umfra- ge Gesundheitsämter ver-
unter katastrophenmedizini- gen in zehn Landkreisen und wechselten gar den Leitenden 
sehen Gesichtspunkten sind kreisfreien Städten die Land- Notarzt mit der Sanitätsein-
'edoch so unzureichend defi- ratsämter selbst nach Rück- satzleitun g bzw. mit den Be-
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reitschaftsärzten der Hilfsor­
ganisationen oder den Sani­
tätszügen im Katastrophen­
schutz. 

Ergebnisse von Katastro­
Ilhenschutzübungen 
aus medizinischer Sicht 

Wenn die vereinzelten Zei­
tungsberichte und spärlichen 
Publikationen in Fachzeit­
schriften zu Katastrophen­
schutzübungen analysiert 
werdens. 17.24, 40, so zeigt sich, 
daß nur durch eine Katastro­
phenschutzübung, z. B. mit 
einem simulierten Kranken­
hausbrand und das Vorhan­
densein eines gut durchdach­
ten, aktualisierten Katastro­
phenschutzplans, die "Kata­
strophe etwa bei einer 
Krankenhausevakuierung 
verhindert werden kann. 

Selbst die große Berliner Ka­
tastrophenschutzübung Klee­
blatt mit 2 500 Menschen als 
Helfern und Darstellung von 
600 Verletzten und fünf ver­
schiedenen Orten zeigte trotz 
erheblicher Kosten sowie 
1 1/~ähriger Vorbereitung 
deutliche Pannen. Aufgrund 
z. B. von Kommunikations­
schwierigkeiten wurden Kräf­
te verspätet alarmiert. Wäh­
rend die Versorgung von 
Schwerverletzten (Traumata) 
gut funktionierte, zeigten sich 
erhebliche Probleme beim 
Umgang mit radioaktiv kon­
taminierten Unfallopfern we­
gen fehlender Erfahrung. An­
dere Übungen oder auch 
Evakuierungsmaßnahmen 
zeigten das Gegenteil. Einhei­
ten gingen von sich aus, ohne 
A1armierungsbefehl, in den 
Einsatz oder wurden durch 
konkurrierende Einsatzzen­
tralen (Rettungsleitstelle, 
Feuerwehrzentrale ) ohne Ab­
sprache alarmiert. Dom­
browsky7 fordert eine psycho­
soziale Komponente für den 
Katastrophenschutz, d. h. 
kompetente Betreuungsfor­
men für akut Katastrophen­
traumatisierte. Man könne es 
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Tabelle 1: Einige Aufgabengebiete des Amlsantes bzw. Gesund­
heitsamtes vor und in der Katastrophe 

Tätigkeitsbereich 

Personal allg. 

Ärzte 

Sanitätsmaterial 
als Materialreserve 

Spez. Dienste und 
Therapiemöglichkeiten 

Evakuierungen 

Informationen 

Art der Tätigkeit z. B. 

Hilfsorganisationen, Alarmpläne 

Zusammenarbeit mit den anderen 
Arztgruppen, Krankenhauslisten mit 
Bettenzahlen und Fachdisziplinen, 
Hilfskrankenhäuser 

Rettungscontainervorhaltung wo? 
Antidote, Verletztenversorgungssets, 
Krankenhausreserven 

Blutspendeeinrichtungen, -Banken, 
Vergiftungszentralen, Betten für 
Brandverletzte, Strahlengeschädigte 

Transportkapazität, Evakuierung von 
Krankenhäusern,A1tenheimen 

alle Bereiche des Gesundheitswesens 

Insgesamt Erfassung aller Einrichtungen, Personen, die für den 
Katastrophenschutz, die Kat.-Medizin benötigt werden. 

Tabelle 2: Offene Fragen, ungelöste Probleme beim LNA 

Dokumentation, Einsatzprotokoll des LNA 

Transport zum Schadensereignis 

Finanzierung des LNA 

Kosten (s. Modell Neuhauser) 

Bestellung des LNA 

Ausbildung und Fortbildung 

Indikations- und Alarmierungsschema für den Einsatz 

Übergeordnete Systeme und übergreifende Systeme des LNA, der 
LNA-Gruppe 

Versorgungslücken, Stadt-Land-Gefälle im LNA-System 

Abgrenzung zur Katastrophenmedizin, zum Rettungsdienst und zu 
anderen ärztlichen Tätigkeiten 

Permanente Verfügbarkeit des LNA und Einsatzradius etc. 

Tabelle 3: Großschadensereignisse der letzten Jahre in der 
notfallmedizinischen Literatur: 
(Nach der Katastropbendefinition von Rutberford) 

Bombenattentat Oktoberfest München 198020 

Massenunfall auf BAB. Notärztl. Tätigkeit unter katastrophenme­
dizin. Bedingungen31 

Ein ausgeklügelter Plan rettete die Patienten. Essen 19878 

Eisenbahnkatastrophe Rheinweiler 197115 

Busunglück Achern 198413 

Ramstein 1988 (verschied. notfalJmedizin. Mitteilungen, Publika­
tion später) 

Evakuierung von 900 Patienten, Stadtkrankenhaus Offenbach 
1984 (verschiedene Mitt.) 

Brand in der Chirurg. Uni-Klinik: Mainz 31. 3. 198840 

Herborner Tanklastzug-Katastrophe am 7. 7. 8744 

sich unter Einsatzbedingun­
gen nicht leisten, psychisch 
dekompensierte Personen oh­
ne Hilfe, aber auch ohne Kon­
trolle zu belassen. Nach An­
sicht einiger Autoren müßten 
Katastrophenopfer damit 
rechnen, daß sie unter ange­
nommenen Übungsvoraus­
setzungen, selbst bei schweren 
Verletzungen und ungünsti­
gen Witterungsverhältnissen, 
erst nach einigen Stunden in 
ein zur definitiven Versorgung 
geeignetes Krankenhaus ge­
langen24 . 

Immer wieder wird die man­
gelnde Anzahl von Helfern , 
insbesondere auch Ärzten aus 
dem niedergelassenen Be­
reich, beschrieben. Immer 
wieder wird die Übungsan­
nahme als unrealistisch darge­
stellt. Ein mangelndes Grund­
konzept, unterschiedliches 
nicht koordiniertes Planungs­
verhalten , Verzichten auf 
kompetente medizinische 
Sachverständige, die im we­
sentlichen aus der NotfaUme­
dizin kommen müssen (siehe 
später), fehlende Auswertung 
der Übung aus medizinischer 
Sicht unter Einbindung der 
Notfallmediziner, des Amts­
arztes und der Bereitschafts­
ärzte, der Hilfsorganisationen 
u. a. sind nur einige der vielen 
Aspekte. 

Kritik an der Bewältigung 
von Gronschadensereig­
nissen aus medizinischer 
Sicht 

Tabelle 3 zeigt einige Einsatz­
berichte und Veröffentlichun­
gen bei Großunfällen, wie sie 
in jüngster Zeit vermehrtes In­
teresse in der notfallmedizini­
schen Literatur finden. Neben 
der Streitfrage, ob bei diesen 
seltenen Ereignissen eine 
Triage mehr nach katastro­
phenmedizinischen oder not­
fallmedizinischen Aspekten 
durchzuführen sei, ob jeder 
Schwerverletzte sofort oder 
erst nach Sichtung weiterer 
Opfer behandelt werden muß, 

ZIVILVERTEIDIGUNG 1/89 



und der Frage, ob eine zusätzli­
che Durchführung einer Triage 
überhaupt den Ablauf medizi­
nischer Maßnahmen verzögert 
und damit die Überleben­
schancen von Schwerstverletz­
ten verschlechert l5, S. 127, 
129, lassen sich doch interes­
sante Erkenntnisse aus sol­
chen, meist von Notfallmedizi­
nern publizierten Artikeln ge­
winnen. So zeigte etwa ein 
Massenunfall auf einer Auto­
bahn, daß der einzige anwesen­
de Notarzt notfallmedizinische 
Kriterien nach der Individual­
medizin zugunsten der Kata­
strophenmedizin zumindest 
vorübergehend verlassen muß­
te, um sich einen Überblick 
über die gesamte Situation zu 
verschaffen; dabei spielen Er­
fahrung, Umfeld und Infra­
struktur sowie die vorhande­
nen Hilfskräfte die entschei­
dende Rolle. Es wird dann 
.lach den Regeln der soge­
nannten fortlaufenden Triage 
verfahren, nach der Sichtung 
ein dynamischer Vorgang ist, 
wie Voeltz bereits 1985 be­
schrieb. 

Ramstein 1988, war dies eine 
Katastrophe? Aus der Sicht des 
Arztes im Katastrophenschutz 
sicherlich nicht. Aus der Sicht 
des Notfallmediziners und ins­
besondere des Katastrophen­
mediziners, der aus dem Ret­
tungsdienst kommt und die 
Verbindung zwischen Notfall­
medizin und Katastrophenme­
dizin bejaht, war dies eine Ka­
tastrophe in mehrfacher Hin­
sicht, und sie hat wahrschein­
lich einigen Menschen mehr 
das Leben gekostet und die 
Leiden der Verletzten und 
Schwerstverletzten verschlim­
mert. Während Politiker und 
Behörden immer wieder beto­
nen, daß Erste Hilfe und weite­
re Versorgung der Verletzten 
angesichts des Ausmaßes der 
Katastrophe gut funktioniert 
haben, sprechen erfahrene 
Notärzte und einige behan­
delnde Chefärzte von schwer­
sten Versäumnissen und Miß­
ständen bei der Versorgung der 
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im wesentlichen Brandgeschä­
digten. So hat z. B. aufgrund 
verschiedener Normierung das 
Material von Amerikanern 
und Deutschen nicht zusam­
mengepaßt. Dem Konzept der 
deutschen Hilfskräfte einer 
möglichst individualmedizini­
schen Versorgung unter Hin­
zuziehung weiterer erfahrener 
Notärzte und insbesondere 
Transportmöglichkeiten be­
gegneten die Amerikaner kon­
trär, in dem sie alles, was greif­
bar war, zum Wegtransport be­
nutzten und dabei offensicht­
lich die Patienten in Lastwagen 
und Transportfahrzeuge teil­
weise ohne notärztliche Ver­
sorgung viel zu lange unter­
wegs waren. Die Hamburger 
Leitstelle für Verbrennungs­
zentren in der Bundesrepublik 
Deutschland, die eigens für 
den Katastrophenfall einge­
richtet worden ist, ist initial 
nicht eingeschaltet worden. 
HiLfsangebote aus Kliniken der 
gesamten Bundesrepublik 
Deutschland für eine definitive 
Versorgung von Brandverletz­
ten sind zu spät angenommen 
worden. Schließlich hätten 
deutsche und amerikanische 
Rettungseinheiten nicht ge­
meinsam den Katastrophenfall 
geübt. 

Sicherlich führten Kompetenz­
schwierigkeiten auf einem 
amerikanischen Flugplatz, un­
terschiedliche Rettungskon­
zepte, mangelnder realistischer 
Übungseffekt, akute katastro­
pheninduzierte Traumatisie­
rungen, Panikreaktionen und 
anderes zur Verschlimmerung 
der Situation. Von wesentli­
cher Bedeutung wäre es jetzt, 
die Geschehnisse von Ram­
stein von einem Sachverständi­
gengremium unter Einbindung 
von erfahrenen Notfall- und 
Katastrophenmedizinern aus­
zuwerten und für die Zukunft 
rettungsdienstliche Konse­
quenzen zu ziehen. Dagegen 
sind politische Untersuchungs­
ausschüsse aus katastrophen­
medizinischer Sicht von gerin­
gerer Bedeutung. 

Katastrophenmedizin 
- Stellungnahme aus 
ärztlicher Sicht, Teil 2 

Zukllnfts~,ussichtcn 
und Perspcktivcn, was 
ist aul\crdcm noch 
wünschcnswcrt'? 

Gesetz~eberische Mal\­
nahmen 

In ihrer Denkschrift "Kata­
strophenmedizin" hat die 
Bundesärztekammer bereits 
1985 die entscheidenden 
Mängel, insbesondere in den 
Katastrophenschutzgesetzen, 
aufgelistet. So glauben die 
Gesetzgeber, daß durch Zu­
teilung wehrpflichtiger Ärzte 
für zehn Jahre zu einer HiLfs­
organisation qualifiziert aus­
und fortgebildete Ärzte über­
haupt und in ausreichender 
Anzahl vorhanden seien. Ins­
besondere die niedergelasse­
nen Ärzte müßten ohne sinn­
volle vorherige Einplanung 
und Vorbereitung katastro­
phenmedizinisch tätig wer­
den. Dabei würde verkannt, 
daß es gerade bei ärztlichen 
Maßnahmen in der Katastro­
phe auf frühzeitige gelenkte 
Hilfeleistung durch möglichst 
weitgehend eingeübte Grup­
pen ankäme. Durch das Ne­
beneinander von Rettungs­
dienst und katastrophenmedi­
zinischen Maßnahmen 
kommt es zur katastrophalen 
Medizin und bei fehlender 
Einbindung, Kooperation 
und organisatorischem Mit­
einander für viele Katastro­
phenopfer zu keiner effekti­
ven Hilfe. 

Auf fehlende oder unzurei­
chende Bestimmungen über 
die Zusammenarbeit der Un­
teren Katastrophenschutzbe­
hörden mit den Einrichtungen 
des Gesundheitswesens wur­
de an anderer Stelle dieses Ar­
tikels eingegangen bzw. an an­
derer Stelle berichtet25 , 14. 5. 

Dabei ergibt sich jeweils die 
Gefahr, daß wesentliche Pla­
nungen und Vorbereitungen 
sowie auch die Durchführung 

katastrophenmedizinischer 
Maßnahmen ohne kompeten­
te ärztliche Beratung und Ein­
flußnahme erfolgen, wie die 
Bundesärztekammer fest­
stellt. Entscheidend ist, daß, 
trotz bestehender Gesetze 
oder Erlasse in einzelnen 
Bundesländern, bundesein­
heitliche Regelungen unter 
Einbeziehung der Verantwor­
tung des Arztes für Planung, 
Vorbereitung und Durchfüh­
rung der katastrophenmedizi­
nischen Hilfe fehlen. In der 
Denkschrift "Katastrophen­
medizin" wird weiterhin sach­
kundig festgestellt, daß etwa 
Ärzte in einem Sanitätszug ei­
nem Zugführer unterstellt 
sein könnten, der dann ein 
Weisungsrecht gegenüber 
ärztlichem Handeln und Ent­
scheidungen habe. Insgesamt 
haben Ärzte, wie das bekann-

-te Beispiel des Amtsarztes ge­
genüber dem HVB zeigt, nur 
als mitwirkende Behörde eine 
beratende Funktion. Konkret 
formulierte Einflußmöglich­
keiten auf Ablauf und Gestal­
tung von katastrophenmedizi­
nischer Hilfe oder medizini­
sche Kompetenzen können 
nicht durchgesetzt werden, 
sondern sind nur abzufragen. 
Interessant ist die Feststellung 
in der Denkschrift, "Katastro­
phenmedizin", daß den von 
der Sache her Beteiligten und 
Interessierten etwa Bera­
tungsaufgaben der Gesund­
heitsämter nicht bekannt sei­
en. Dies unterstützt eigene in­
terne Untersuchungen des 
Verfassers, wonach ein erheb­
liches Informationsdefizit et­
wa in Fragen der Katastro­
phenmedizin und auch der 
Kooperationsmöglichkeiten 
zwischen RettungSdienst, not­
ärztlicher Tätigkeit und der 
katastrophenmedizinischen 
Hilfe besteht. 

Zusammenfassend könnte 
man von der Gesetzgebung 
und den Katastrophenschutz­
behörden von medizinischer 
Seite aus fordern , daß in Zu­
kunft alle wesentlichen Fra-
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gen, die innerhalb der medizi­
nischen Katastrophenhilfe in 
den Gesundheitsbereich fal­
len, von kompetenten, auto­
nomen Ärzten beantwortet 
und auch die Probleme gelöst 
werden müssen. Die Ärzte 
müssen nicht nur in den Kata­
strophenschutzgesetzen in 
fachlich unabhängiger Stel­
lung erwähnt werden, sondern 
sollten ähnlich bereits bei der 
Planung von Katastrophen­
schutzmaßnahmen, bei 
Übungen etc. entsprechend 
gehört werden. 

AushildunJ,:s- und 
ForthildunJ,:sfraJ,:cn 

Nur ca. 20 % der Ärzte und 
weniger als 5 % der Bevölke­
rung fühlen sich in der Lage, 
qualifizierte Maßnahmen der 
Ersten Hilfe bzw. Basismaß­
nahmen beim Notfallpatien­
ten durchzuführen. Andere 
Untersuchungen an niederge­
lassenen Kollegen beweisen, 
daß ein Großteil dieser bei 
Notfällen des täglichen Le­
bens fast nahezu zuerst kon­
taktierten Gruppe nicht in der 
Lage ist, eine definitive ärztli­
che Erstversorgung vorzu­
nehmen. Dies liegt nicht nur 
daran, daß Reanimations­
maßnahmen in der täglichen 
Praxis des niedergelassenen 
Arztes eher selten vorkom­
men, und daß die eingeübten 
Methoden nicht lange verin­
nerlicht bleiben43• 29, 32. Diese 
Misere zeigt in anderen Di­
mensionen die Probleme ei­
ner ärztl ichen Aus- und Fort­
bildung in der medizinischen 
Katastrophenhilfe. 

Zwar ist jeder Arzt zur Fort­
bildung verpflichtet. Dies gilt 
insbesondere für sein Fach, 
und er muß in seinem jeweili­
gen Arbeitsgebiet medizinisch 
up to date sein. Die Art der 
Fortbildung, Dauer, Inhalt 
etc. bleiben individuellen Ge­
gebenheiten überlassen. In 
der Katastrophenmedizin, ge­
nauer in den Katastrophen­
schutzgesetzen, ist Aus- und 
Fortbildung der Heil- und 
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Abb. 3: Eintreffzeiten des Rettungsdienstes in der Bundesrepu­
blik Deutschland 

Heilhilfsberufe zumeist nicht 
einmal erwähnt. Es kann da­
von ausgegangen werden, daß 
zunehmend jüngere Kollegen 
mit dem Fachkundenachweis 
"Rettungsdienst" und mit ver­
mehrten E ngagement (vergl. 
hierzu auch später) eine Ver­
besserung des Ausbildungs­
standes in katastrophenmedi­
zinischen Fragen erreichen 
werden. Die Hilfsorganisatio­
nen bemängeln mit Recht, 
daß nur ein geringer Teil der 
Ärzte, die sich neben ihren 
hauptberuflichen Aufgaben 
den Hilfsorganisationen mehr 
ehrenhalber zur Verfügung 

stellen, in der Lage ist, z. B. ei­
ne medizinische definitive 
E rstversorgung im Katastro­
phenfall vornehmen zu kön­
nen. Weder an den medizini­
schen Universitäten noch den 
Kliniken, ärztlichen Akade­
mien, Kammern und anderen 
Ausbildungsinstitutionen 
wird in unserem Land genü­
gend auf die Katastrophen­
medizin eingegangen. Zwar 
gibt es Katastrophenschutz­
schulen der Länder und des 
Bundes, die ein jedoch bis 
jetzt nicht ausreichendes An­
gebot für interessierte Ärzte 
bereithalten. Im übrigen ist 

das Interesse der Kollegen an 
solchen Kursen und Semina­
ren bis jetzt gering und betrifft 
zumeist nur Ärzte im öffentli­
chen Gesundheitsdienst. 
Auch hier zeigt sich wieder ein 
unzweckmäßiger Dualismus 
zwischen Aus- und Fortbil­
dung in der Notfallmedizin vs. 
Katastrophenmedizin, die 
vorwiegend militärischen Be­
reichen überlassen wird bzw. 
von wenigen engagierten Kol­
legen quasi als Randgebiet 
vertreten wird. Dadurch, daß 
Katastrophenmedizin sehr 
lange vernachlässigt wurde, 
von insbesondere jüngeren 
Kollegen mit Kriegschirurgie 
gleichgesetzt wird, häufig von 
Nichtmedizinern Publikatio­
nen kommen, ist diese bis 
heute in höchstem Maße miß­
verständlich und angreifbar 
geblieben. 

In anderen Ländern, z. B. der 
Schweiz, gibt es bekanntlich 
eine kontinuierliche und de­
zentralisierte Ausbildung bzw. 
Fortbildung für Medizinstu­
denten und Ärzte, vgl. z. B.3, 

2 1, 10 in der Katastrophenmedi­
zin . 

I.aicnrcanimation 

Trotz flächendeckender Ver­
sorgung mit Notarztsystemen 
und einem hohen Leistungs­
standard im Rettungsdienst in 
der Bundesrepublik Deutsch­
land bleibt die sekundär er­
folgreiche Reanimationsrate 
unter 10 % und ist im Ver­
gleich zu benachbarten Län­
dern außerordentlich 
schlecht. Abb. 2 zeigt die Ein­
treffzeiten des Rettungsdien­
stes in unserem Land, wobei 
das tatsächliche Eintreffen 
(Ist) im Vergleich zu hochge­
rechneten Sollzeiten gegen­
übergestellt wurde. Nach zehn 
Minuten sollten 95 % aller 
Notfallpatienten jedes an der 
Straße liegenden Notfalls er­
reicht sein 29. Abb. 3 zeigt den 
Reanimationserfolg im Ret­
tungsdienst in Relation zur 
Anfahrtsstrecke ohne Be­
rücksichtigung der Laienre-
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animation. Man sieht deut­
lich, daß die endgültig erfolg­
reiche Reanimationsrate sehr 
schlecht ist und bereits ab fünf 
km gegen Null hin tendiert. 
Abb. 4 dagegen zeigt Zahlen 
aus der internationalen Lite­
ratur und veranschaulicht ein­
drucksvoll , daß Wiederbele­
bungsmaßnahmen, die nur 
durch den Rettungsdienst 
durchgeführt werden , fast im­
mer ohne Erfolg bleiben, 
während nach qualifizierter 
Erstversorgung durch den 
Hausarzt bzw. den KV- Dienst 
deutlich bessere Ergebnisse 
vorliegen. Die besten Resulta­
te lassen sich jedoch durch ei­
ne genügende Anzahl von 
Ersthelfern erreichen, die so­
fort oder innerhalb weniger 
Minuten mit der sogenannten 
Herz/ Lungen-Wiederbele­
bung beginnen. Auf die soge­
nannte qualifizierte oder er­
weiterte Laienreanimation 
durch Rettungssanitäter im 
Rahmen der Notfallkompe­
tenz möchte ich hier nicht ein­
gehen. 

Übertragen auf die Katastro­
phe, müssen alle Beteiligten in 
der nächsten Zeit erheblich 
umdenken. Aus- und Fortbil­
dung von ärztlichem Personal 
wird eine medizinische Kom­
petenz schaffen, wie sie ei­
gentlich selbstverständlich 
sein sollte. Die Laienreanima­
tion nach hervorragenden Er­
gebnissen in Skandinavien 
und z. B. in USA und in den 
letzten Jahren auch bei uns 
wird nicht nur im Notfall , dem 
Großunfall, sondern in der 
Katastrophenmedizin selbst, 
die entscheidenden Verbesse­
rungen der Überlebensrate 
von Verletzten bei Massenan­
fall ergeben. Dazu ist es nötig, 
ca. 20 % der Bevölkerung in 
der sogenannten HLW (CPR) 
auszubilden45, 46. 

Realistische Ühlln~en 
aller neteili~ten 

In jüngster Zeit häufen sich 
auch in der notfallmedizini­
schen Literatur Berichte und 
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Abb. 4: Erfolgreiche Reanima­
tionsrate in %, unterteilt in pri­
mär und sekundär (endgültig). 
Die Ergebnisse bei Kindern sind 
sehr schlecht. Die Verbesserung 
von 69-85 bei Erwachsenen ist 
wesentlich durch posi tive Verän­
derungen im Rettungsdienst be­
dingt. Die starke Streuung inner­
klinisch primär wird durch unter­
schiedliche Grundkrankheiten 
ausgelöst. Die "kardiale" Reani­
mation ist bis zu 40 % erfolgreich. 
Wenn die Reanimation sofort 
z. B. durch Hausarzt oder Laien 
einsetzt, kann der primäre Erfolg 
bis zu 67 % sein . Weitere Erfolge 
sind durch Laienreanimation an­
zustreben. 
Die Zahlen zur Abb. 4 stammen 
aus der internationalen Literatur. 

kritische Stellungnahmen zu 
Übungen unter katastrophen­
medizinischen Bedingungen 
sowie Verbesserungsmöglich­
keiten24, 11 ,22.23,38,36. 4. Augen-

scheinlich wird dabei die strik­
te Trennung zwischen den ei­
gentlichen Aufgaben der Not­
fall medizin und den Möglich­
keiten der Katastrophenmedi­
zin aufgegeben. Es werden 
Modelle, technische Möglich-

Laienreanima­
tion! 

keiten, Verlagerungen von 
Fachkräften etc. in der kleinen 
Katastrophe und bei Groß­
schadensereignissen beschrie­
ben. Hierbei wird versucht, 
nicht existente oder mangeln­
de gesetzliche Regelungen 
durch praxisbezogene Vorga­
ben unter Einbindung von 
personellen und technischen 
Reserven zu kompensieren . 
Tab. 4 zeigt Mindestvoraus­
setzung für einen in der Kata­
strophenmedizin in verant­
wortlicher Position tätigen 
Arzt. Diese Prämissen haben 
einen gewissen Bezug zum 
Leitenden Notarzt. Auf die 
Problematik dieser neuen Tä­
tigkeit wurde an anderer Stelle 
eingegangen3o. 28. 27, 25. 26. 

Nach Auswertung der vorlie­
genden Berichte von Übun­
gen unter katastrophenmedi­
zinischen Bedingungen kann 
gesagt werden, daß die Ten­
denz besteht, diese realitäts­
gerecht und unter hohem 
technischen und personellen 
Aufwand durchzuführen. 
Selbstkritisch wird festge­
stellt, daß Kommunikations-

schwierigkeiten, die unzurei­
chende und späte A1armie­
rung von Einsatzkräften, die 
Unsicherheit beim Umgang 
mit radioaktiv kontaminierten 
Unfallopfern und insbeson­
dere die nicht zweifelsfrei ge­
klärten Kompetenzen große 
Schwierigkeiten bereitet . ha­
ben. Erfreulicherweise zeigte 
die Auswertung von Kranken­
hausevakuierungen, daß 
durch existierende Katastro­
phenschutzpläne und die 
Durchführung einer Groß­
übung unter Annahme z. B. 
eines Krankenhausbrandes 
Schlimmeres verhindert wer­
den konnte. 

En~a~ement aller 
heteili~ten Ärzte in der 
KatastfOllhenmedizin 

Eigene interne Untersuchun­
gen in einem Rettungsdienst­
bezirk sowie Befragungen von 
Leitstellenmitarbeitern haben 
ergeben, daß die Aufgaben 
z. B. einer zentralen Ret­
tungsleitstelle nicht bekannt 
sind29. 32. Diese wichtige Ein­
richtung mit totaler Verknüp-
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Tabelle 4: Mi~.destvoraussetzungen für katastrophenmedi­
zinisch tätige Arzte in leitender Position (= Idealzustand); 
vgl. Vorstellungen zum LNA. 

1. Mehrjährige Erfahrung im Notarztdienst, bei Klinikarzt, 
Facharztanerkennung 

2. Organisatorische Fähigkeiten 
-Führung, Koordination 
-Dokumentation 
-Einsatztaktik 

3. Kenntnisse der örtlichen Rettungsstrukturen (Leitstelle des 
Rettungsdienstes, Feuerwehr, Polizei) 

4. Kenntnisse über den Katastrophenschutz 

5. Kenntnisse der Versorgungsmöglichkeiten und Kapazitäten 
der Kliniken des Rettungsdienstbereiches 

6. Medizinische Fortbildung z. B. 

Vorgehensweise beim Anfall von strahlengeschädigten Pa­
tienten 

Vorgehensweise beim Massenanfall von Vergifteten 

7. Technische Fortbildung 

8. Theoretische Fortbildung 

z. B. Gesetze und Verordnungen 

9. Praktische Fortbildung 

z. B. Übungen 

10. Wissen von z. B. 

Führungsprinzipien und taktisches Vorgehen der Polizei und 
Feuerwehr 

Organisationsstruktur und Ausstattung des Katastrophen­
schutzes 

Psychologische Probleme beim GroßunfaJl 

fung durch Funk und Telefon, 
selektiver Alarmierung und 
Ansprechbarkeit alIer im Ret­
tungsdienst, Kran kentrans­
port, Katastrophenschutz und 
im Brandschutz wichtigen in­
stitutionen werden in Tab. 5 
und 6 zusammengefaßt. Diese 
Aufgaben und Funktionen 
sOlIte jeder Arzt, insbesonde­
re wenn er mit dem Rettungs­
dienst oder Katastrophen­
schutz verknüpft ist, genaue­
stens kennen. Damit können 
Compliance alIgemein und 
Hilfsmöglichkeiten spezielI 
verbessert werden. Neben der 
verbesserten Zusammenar­
beit von Ärzten mit den ande­
ren Fachgruppen im Katastro­
phenschutz, in der Katastro­
phenmedizin sOlIte statt ei­
nem Heer von Ärzten aus al­
len möglichen Bereichen, die 
ohne Ausbildungsanglei­
chung und Kooperation in 
den verschiedensten institu­
tionen mitarbeiten , auf jeder 
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Ebene ärztlicher Tätigkeit in 
der Katastrophenmedizin ein 
Experte sitzen, der z. B. An­
sprechpartner für die Behörde 
ist und schon im Vorfeld der 
Katastrophe eine beratende 
Funktion ausübt. Diese Tätig­
keit müßte in den Gesund­
heitsämtern , Regierungsprä­
sidien, Ministerien, Rettungs­
dienstbezirken, Hilfsorgani­
sationen und sonstigen Äm­
tern und Einrichtungen beste­
hen. So könnte z. B. in jedem 
Gesundheitsamt ein jüngerer 
KolIege mit dem Fachkun­
denachweis Rettungsdienst 
sitzen, der regelmäßig am 
Notarztsystem in nebenberuf­
licher Tätigkeit teilnimmt und 
damit die Probleme im Ret­
tungsdienst, Notarztsystem 
von der Praxis her durch­
schaut. Dazu gehört auch die 
Teilnahme an LeitstelIenaus­
schüssen als medizinischer 
Experte. Ich habe an anderer 
StelIe auf diese Problematik 

Tabelle 5: Allgemeine Aufgaben einer zentralen Leitstelle, wie sie 
z. B. in Hessen definiert sind und in jedem Rettungsdienstbezirk 
existieren. Weitere spezielle Aufgaben fiir Brandschutz, Katastro­
phenSchutz, Rettungsdienst, Krankentransport sind in Dienstan­
weisungen geregelt. 

Allgemeine Aufgaben 

(1) Die zentrale Leitstelle ist die Einsatzzentrale für alle Einsatz­
kräfte und -mittel des Brand- und Katastrophenschutzes sowie Ret­
tungsdienste einschJ. Krankentransportes innerhalb ihres Zustän­
digkeitsbereiches. 

(2) Die zentrale Leitstelle hat im wesentlichen folgende Aufgaben 
zu erfüllen: 

1. Entgegennahme und unverzügliche Behandlung aller Notrufe, 
Hilfeersuchen und Krankentransportaufträge; 

2. Alarmierung der Feuerwehren zu Brand- und Hilfeleistungs­
einsätzen sowie deren fernmeldemäßige Führung; 

3. Alarmierung der Einheiten und Einrichtungen des Katastro­
phenschutzes nach dem Katastrophenschutzplan und deren 
fernmeldemäßige Führung bis anderes bestimmt wird; 

4. Leitung, Lenkung und Überwachung aller Einsätze im Kran­
kentransport und Rettungsdienst; 

5. Koordinierung der Einsätze aller im Katastrophenschutz mit­
wirkenden Organisationen und Institutionen; 

6. Anforderungen und funkmäßige Führung des Rettungshub­
schraubers entsprechend den hierfür getroffenen Regelungen; 

7. SichersteUung und Koordinierung der Zusammenarbeit mit be­
nachbarten LeitsteUen, um erforderlichenfalls auch über die 
Stadt-, Kreis- und Landesgrenze hinaus Hilfe zu leisten oder 
anzufordern; 

8. Sicherstellung der Zusammenarbeit mit den Polizeidienststel­
len; 

9. Sicherstellung der Zusammenarbeit mit den Bereitschaftsdien­
sten der Arzte (Notfallvertretungsdienst); 

10. Auskunfterteilung für hilfesuchende Bürger bezüglich Bereit­
schaftsdienst der 
a) Arzte und Zahnärzte 
b) Apotbeken 
c) Hebammen; 

11. Auskunfterteilung über spezielle HilfemögJicbkeiten (z. B. Te­
lefon-Nummern der Vergiftungszentralen, Druckkammern 
usw.); 

12. Führung des zentralen Bettennachweises. 

(3) Der zentralen LeitstelJe obliegt innerhalb ihres Zuständig­
keitsbereiches die gesamte Funküberwachung. 

Tabelle 6: Verbindungen und Direktschaltungen einer zentralen 
Leitstelle 

• Notrufe (RettungSdienst, Freiwillige Feuerwehr) 

• alle Hilfsorganisationen (DRK, MHD, ASB, Johanniter, DLRG, 
Bergwacht, THW) 

• THW, Katastrophenschutz, ABC usw. 

• Ortsvereinigungen der Hilfsorganisationen 

• sonstige Hilfsdienste und Organisationen 

• Polizei (Funk, Telefon), Notrufsäulen, Brandmelder usw. 

• aUe Krankenhäuser, Notdienstzentralen, Vergiftungszentralen 
usw. 

• benachbarte Leitstellen 

• sonstige, wie Autobabruneisterei 

• Kristenstäbe und Einsatzleitungen 
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hingewiesen25 . Dazu gehört 
auch die kritische Besichti­
gung von Einrichtungen des 
Katastrophenschutzes, der 
Notfallstationen, des Ver­
bandsmaterials, der regelmä­
ßigen Beteiligung an Übun­
gen. Leider ist es jedoch bei 
Großübungen üblich, alle 
Personen einzuladen, nur 
nicht den medizinischen Sach­
verständigen. 

Was \\ iinsch~n ,\ ir uns 
zlJsall1ll1~nfass~nd nm 
~in~r KatastrnJlh~n­
ll1~dizin'! 

1. Es geht in erster Linie nicht 
um die sogenannte Triage in 
der Katastrophenmedizin , 
sondern um die Verhinderung 
von Großschadensereignissen 
und damit auch um die bera­
tende Funktion des medizini­
schen Sachverständigen im 
Vorfeld der Katastrophe und 
erst in zweiter Linie um die 
kompetente Versorgung beim 
Massenanfall. 

2. Die Katastrophenmedizin 
muß sich von der Wehrmedi­
zin lösen und eigene Positio­
nen und Argumente von ärzt­
licher Seite aus einnehmen. 
Eine Zusammenarbeit hinge­
gen ist unumgänglich. 

3. Ärzte, die im Rahmen der 
Katastrophenmedizin bei 
Übungen und im Schadensfall 
eingesetzt werden, müssen 
aus der Notfallmedizin kom­
men. Ohne Fachkundenach­
weis Rettungsdienst, ohne Se­
minare und Lehrgänge z. B. 
an den Katastrophenschutz­
schulen muß eine ärztliche 
Tätigkeit in diesem Betäti­
gungsfeld scheitern. 

4. Ein schwerwiegender 
Mangel auf dem Gebiet der 
Katastrophenmedizin ist das 
Informationsdefizit der Be­
völkerung über die Gefahren, 
die Schutzmöglichkeiten und 
die allgemeinen Grundsätze 
katastrophenmedizinischer 
Hilfeleistungen. Auch Ange­
hörige der Heil- und Heilhilfs-
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berufe, insbesondere die Ärz­
te, haben oft nicht die nötigen 
Kenntnisse über ihre Pflichten 
und Aufgaben im Katastro­
phenfall, ihrer Verantwortung 
und einer wirksamen Hilfe. 
D. h. mehr Informationen 
und weniger Geheimnisse für 
breite Schichten der Bevölke­
rung, damit aber auch Ausein­
andersetzungen mit den Kriti­
kern und ihren teilweise be­
rechtigten Argumenten gegen 
eine Katastrophenmedizin. 

5. Die Katastrophe gibt es 
nicht! 

Es gibt Notarzttätigkeiten, bei 
denen individualmedizinische 
Versorgung (jeder einzelne 
Patient die bestmögliche The­
rapie) meist nur kurzfristig, 
z. B. zur Sichtung, aufgegeben 
werden muß. Man könnte hier 
von fortlaufender Triage spre­
chen. Außerdem finden sich 
Katastrophen, in denen die 
Katastrophenschutzbehörde 
zusammentritt (der Stab 
HYB), ohne daß Katastro­
phenmedizin angewendet 
werden muß. 

Katastrophe und insbesonde­
re Katastrophenmedizin sind 
dynamische Vorgänge. Starre 
Positionen und einseitige Ar­
gumentation werden aufDau­
er für die Betroffenen keine 
Hilfe bringen. 
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Kaltwasserbehandlungen von Verbrennungen 
Eine kritische Stellungnahme anband der Literatur 

Armin R. Geistier, Rolando Rossi, Friedrich Wilhelm Ahnefeld 

In der ZJVll.,VERTEIDIGUNG 4/85 berichtete Prof. Dr. Koslowski über den damals gültigen 
Stand der Behandlung von Verbrennungen und sagte, daß sich der Ausschuß V der Schutzkom­
mission für den Zivilschutz seit damals drei Jahnehnten um die Verbesserung der Behandlung 
von Verbrennungen im Katastrophenfall bemühte. Erneut ist seitdem weitergeforscht worden. 

Heute - nach der Katastrophe von Ramstein, bei der 70 Menschen zumeist durch Verbrennun­
gen den Tod fanden und Schuldzuweisungen auch an die Helfenden erfolgen, entnehmen wir 
dem Band 20 der ZIVILSCHUTZFORSCHUNG den Beitrag, in dem eine kritische Stellung­

nahme anhand der Literatur zur Kaltwasserbehandlung von Verbrennungen erfolgt. 

In der Vergangenheit wurde die Indika­
tion der Kaltwassertherapie zur Erstbe­
handlung von Verbrennungsverletzten 
bezweifelt, sie wurde entweder als ge­
fährlich, ineffektiv oder aber nur dann 
als gerechtfertigt erachtet, wenn sie un­
mittelbar nach der Verbrennung begon­
nen werden kann. Lassen sich diese Ein­
wände bei kritischer Durchsicht der bis­
herigen Untersuchungen halten? 

Fazit: 

Das Ausmaß eines Verbrennungstrau­
mas wird zum einen von der Art der 
Wärmequelle und der Temperatur, zum 
anderen aber auch von der Einwir­
kungsdauer bestimmt. Es läßt sich ein 
Primärschaden von einem Sekundär­
schaden abgrenzen, der im Organismus 
als sekundäre Folge zahlreicher im ein­
zelnen noch nicht aufgeklärter patholo­
gischer Mechanismen entsteht. Für das 
Ausmaß dieser sekundären Schädigung 
sind hämodynamische Regulationsstö­
rungen (vermindertes Herzzeitvolu­
men, erhöhter peripherer Widerstand), 
mechanisch (Ödem) und zirkulatorisch 
(Mikrozirkulation) bedingte Ursachen 
sowie die Einwirkung unterschiedlicher 
Mediatoren verantwortlich. Zumindest 
in der ersten Phase spielen die teilweise 
starken Schmerzen und die daraus resul­
tierenden allgemeinen und örtlichen 
Fehlregulationen eine wichtige Rolle. 

Die frühzeitige Kaltwasserbehandlung 
Verbrennungsverletzter senkt schnell 
die erhöhten im Gewebe vorhandenen 
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Temperaturen, minimiert die biochemi­
schen Veränderungen, reduziert die 
Auswirkungen auf die Hämodynamik 
und beseitigt oder reduziert kurzfristig 
die starken Schmerzen. 

Es können folgende Empfehlungen ge­
geben werden: 

1. Die Kaltwasserbehandlung sollte 
unmittelbar nach dem Trauma begon­
nen werden, spätestens nach ca. 15 bis 
20 Minuten. 

2. Sie sollte mit Leitungswasser in 
Form einer Berieselung der verbrannten 
Regionen durchgeführt werden. 

3. Sie sollte bis zur Schmerzfreiheit 
durchgeführt werden, jedoch nicht län­
ger als ca. 20 Minuten. 

4. Bei ausgedehnten Verbrennungen 
am Körperstamm und insbesondere bei 
Kleinkindern sollte sie nur wenige Mi­
nuten durchgeführt werden. 

Ausgehend von klinischen EinzeIbeob­
achtungen und der breiten Anwendung 
der Kaltwasserbehandlung nach Ver­
brennungen in der isländischen Bevöl­
kerung (Offeigsson 1965, 1980) haben 
sich zahlreiche Autoren mit den Auswir­
kungen der Kaltwasserbehandlung auf 
Verbrennungsverletzungen und der 
Aufklärung der zugrunde liegenden 
Mechanismen befaßt. In jüngster Zeit 
mehren sich kritische Stimmen zur 

Wirksamkeit der Kaltwasserbehand­
lung, die eine erneute Bestandsaufnah­
me geboten erscheinen lassen. 

Hauttemperatur, Verlauf und 
Analgesie 

Die Schmerzauslösung bei einem ther­
mischen Schaden liegt bei ca. 43-47 oe 
(Bloch 1966, Greuer 1977). Diese 
Grenze wird durch eine Kaltwasserbe­
handlung rasch unterschritten, die 
schnell eintretende analgetische Wir­
kung des Verfahrens von vielen Autoren 
hervorgehoben (Offeigsson 1959 und 
1965, Bloch 1966, Raghupati 1968, Ah­
nefeld 1972, Ahnefeld, Dölp und Zils 
1972, Köhlein und Lemperle 1972, Da­
vi es 1982, Köhnlein 1984, Vossmann 
1984). Für eine schnelle Senkung der 
Hauttemperatur in normale Bereiche 
sprechen vorliegende Befunde. So ist 
nach einer Verbrühung mit 83°C hei­
ßem Wasser bereits nach 30 Sekunden 
Kaltwasserbehandlung (Wassertempe­
ratur 20-30 °C) die Hauttemperatur 
wieder normalisiert. Eine spontane Ab­
kühlung dagegen würde mehrere Minu­
ten dauern (Offeigsson 1965, Köhnlein 
und Lemperle 1972, Ahnefeld und 
Haug 1976, Davies 1982). Die Kaltwas­
serbehandlung vermindert außerdem 
den sogenannten "Nachbrenneffekt" 
(Köhnlein und Lemperle 1972, Ahne­
feld und Haug 1976) und verhindert da­
durch den thermischen Schaden und die 
Letalität (Offeigsson 1959, 1965 und 
1980, King und Zimmermann 1962, Oe 
Camara 1981, Vossmann 1984, Steen 
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und Zellner 1985). Das Ausmaß der 
Schädigung ist einerseits von der Tem­
peraturhöhe und der Art der Wärme­
quelle abhängig, andererseits durch die 
Einwirkungsdauer bestimmt (Ahnefeld 
1972). Die Kaltwasserbehandlung, un­
mittelbar nach dem Trauma eingesetzt, 
ist geeignet, durch Verkürzung der Ein­
wirkungsdauer der Hitze den Gewebe­
schaden zu begrenzen. Offeigsson (1959 
und 1980) wies experimentell an Ratten 
den günstigen Effekt der Kaltwasserbe­
handlung im Hinblick auf Hauttempera­
turverläufe und Letalität nach, wenn die 
Kleidung unmittelbar nach Verbren­
nung und vor Beginn bzw. gleich zu Be­
ginn der Kaltwasserbehandlung entfernt 
wurde. Die rasche Normalisierung der 
Gewebetemperatur nach Verbrennung 
wird durch belassene Kleidung erheb­
lich verzögert. So führte die Imitation ei­
ner Bekleidung bei einer Verbrühung 
mit 83 °C heißem Wasser für 30 Sekun­
den an der Ratte zu einem Anstieg der 
Hauttemperatur auf 59,5 oe, 5 Minuten 
nach dem Trauma betrug sie noch 
41,2°C. Wurde hingegen die Bekleidung 
unmittelbar nach der Verbrühung ent­
fernt und eine Kaltwasserbehandlung 
mit 20-30 °C warmem Wasser eingelei­
tet, normalisierte sich die Hauttempera­
tur innerhalb von 20 Sekunden (Davies 
1982). 

Einfluß der Kaltwasserbehandlung 
auf die Ödem bildung 

Der protektive Effekt der unmittelbar 
nach der Verbrennung begonnenen 
Kaltwasserbehandlung auf die Ödem­
bildung wurde von zahlreichen Autoren 
experimentell belegt (King 1962, Of­
feigssan 1965 und 1980, King und Zim­
mermann 1965, Raghupati 1968, Wie­
demann und Bringharn 1971, Demling 
1979, Boykin 1980, Blomgren 1985). 
Ahnefeld und Haug (1976) fanden eine 
deutlich geringere Dynamik der Ödem­
entwicklung während der ersten 3 Stun­
den nach Verbrühung und einer unmit­
telbar anschließenden Kaltwasserbe­
handlung an Schweinen. Ein ursächli­
cher Mechanismus für diesen positiven 
Effekt scheint dabei in einer zeitlich ver­
kürzten, verbrennungsinduzierten Ve­
nodilatation durch die Kaltwasserbe­
handlung zu liegen. Dies hat eine gerin­
gere venöse Stase im Verbrennungsge­
biet zur Folge (Wiedemann und Bring­
harn 1971). Oe Camara (1980 und 1981) 
konnte anhand histologischer Untersu-
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chungen in diesem Sinne einen günsti­
gen Effekt der Kaltwasserbehandlung 
(Eiswasser 10 Minuten nach Verbren­
nung, über 30 Minuten angewandt) be­
legen. Bis zu 24 Stunden nach einer Ver­
brennung (75 °C heißes Wasser für zehn 
Sekunden, zehn Prozent der Körper­
oberfläche) sind geringergradigere Epi­
thelabschilferungen, weniger Basal­
membranschäden und Endothelschä­
den an den Kapillaren und weniger rup­
turierte Kapillaren in der mit kaltem 
Wasser behandelten Gruppe nachweis­
bar. 96 Stunden nach Verbrennung und 
Kaltwasserbehandlung wurden weniger 
dermale Blutungen und eine geringere 
Leukozyteninfiltration der Dermis ge­
funden. Diese Verringerung der Schädi­
gungen, insbesondere an den Kapillaren 
(Boykin 1981), wird als histologisches 
Korrelat der geringeren Ödembildung 
nach Kaltwasserbehandlung angesehen. 
Eine verminderte Leukozyteninfiltra­
tion der Verbrennungsverletzung reprä­
sentiert die geringere Aktivität von frei­
gesetzten Entzündungsmediataren und 
zeigt eine geringere bakterielle Besied­
lung der Verbrennungswunden an (De 
Camara 1981). 

Einfluß der Kaltwasserbehandlung 
auf die Regeneration der Haut 

Nach Kaltwasserbehandlung findet sich 
eine bessere Reepithelisierung von Ver­
brenn ungswunden, die objektivierbar ist 
durch zeitliche Verlaufsbeobachtungen, 
aber auch durch Bestimmung des Mar­
kierungsindex H3-markierter Epithel­
zeIlen, der als Maß für die Regenera­
tionsaktivität eines Gewebes dient (Of­
feigssan 1959 und 1965, Ferrer 1962, 
Köhnlein und Lemperle 1972, Sartano 
1983, Raine 1981). Durch eine besser 
erhaltene Mikrozirkulation und eine 
bessere Regeneration der schützenden 
Epidermis besteht eine geringere Infek­
tionsrate und eine plastische Deckung 
der Verbrennungswunden wird weniger 
häufig notwendig (Bloch 1966). 

Kaltwasserbehandlung, 
verminderte Histaminfreisetzung 
und andere biochemische 
Veränderungen 

Eine weitere Ursache für die Verminde­
rung der Kapillarschäden und die daraus 
folgende Verringerung der Flüssigkeits­
sequestration ins Interstitium nach Kalt­
wasserbehandlung wird in den signi-

Verbrennungen 

Günstiger Effekt der Kaltwasser­
behandlung nach Verbrennungen 
wird durch sofortiges Entfernen der 
Kleidung erreicht. 

fikant niedrigeren Serumhistaminspie­
geln von kaltwasserbehandelten 
Schweinen gesehen (Wassertemperatur 
15 oe über 15 Minuten), die sich bis 8 
Stunden nach der Verbrennung (100 °C 
heißes Wasser für 3 Sekunden) nicht von 
denen nichtverbrühter Kontrolltiere un­
terschieden (Boykin und Crute 1981). 
Daß dem Histamin bei der Genese des 
Verbrennungsödems eine große Bedeu­
tung zukommt, läßt sich dadurch zeigen, 
daß man die gleichen Effekte bezüglich 
der verminderten Ödembildung außer 
durch Kaltwasserbehandlung auch 
durch vorherige H2-Blockade der Tiere 
erreichen kann (Boykin et al 1980). In 
vitra läßt sich auch zeigen, daß Gewebe­
kühlung auf 5 °C die Degranulation der 
Mastzellen reversibel hemmt und das 
Kininsystem inaktiviert (Boykin u. Cru­
te 1981). 

Gleichfalls sind die Serumkortisolspie­
gel nach Kaltwasserbehandlung signifi­
kant niedriger als bei Ratten, die nach 
Verbrennung in Raumtemperatur belas­
sen wurden (Davies 1982). Auch die bis 
24 Stunden nach Verbrennung im Nor­
malbereich verbleibenden Serumlaktat­
spiegel nach einmaliger Anwendung der 
Kaltwasserbehandlung (Wassertempe­
ratur 15 °C über 15 Minuten, Boykin 
und Crute 1981) sind Hinweise auf die 
positive Beeinflussung der pathophysio­
logischen Veränderungen durch die 
Kaltwasserbehandlung. Die Verände­
rungen sind geprägt durch Hypovolä­
mie, Zentralisation des Kreislaufs mit 
Abschaltung ganzer Versorgungsbezir­
ke des Organismus zugunsten der vita­
len Organe Herz, Lunge, Gehirn und 
sich progressiv entwickelnder schwerer 
metabolischer Azidose = Verbren­
nungsschock (Ahnefeld 1971 und 1972, 
Ahnefeld und Haug 1974). 

Enzymhistochemische Untersuchungen 
zeigen nach unmittelbar einsetzender 
Kaltwasserbehandlung einen günstigen 
Effekt auf das Enzymmuster von Niere 
und Leber bei Ratten. Während bei un­
behandelten Tieren es regelmäßig zum 
Aktivitätsabfall von NAD-Cytochrom-
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Verbrennungen 

Günstig beelnflußt durch sofortige 
Kaltwasserbehandlung wird die Wir­
kung des Verbrennungsschocks mit 
all seinen Folgeveränderungen. 

c-Reductase, Leucylaminoptidase, al­
kalischer Phosphat ase und saurer 
Phosphatase an den Tubulusepithelzel­
len der Niere kam (Herrmann 1966), 
wurden nach lokaler Kühlung der Ver­
brühung in Wasser von 25°C für 30 Se­
kunden diese Veränderungen nicht be­
obachtet, es bestanden keine Abwei­
chungen vom Verteilungsmuster der 
Kontrolltiere. An der Leber war nach 
Verbrühung eine Aktivitätsabnahme 
der NAD-Cytochrom-c-Reductase und 
ein geringerer Gehalt an PAS-positivem 
Material (entspricht dem Glykogenge­
halt) insbesondere der läppchenzentra­
len Hepatozyten nachweisbar (Herr­
mann et al 1965, Hermann 1966). Auch 
diese histochemischen Veränderungen 
ließen sich nlich Kaltwasserbehandlung 
nicht feststellen. 

Offenbar bewirkt die Kaltwasserbe­
handlung eine verminderte Freisetzung 
von Gewebetoxinen aus den verbrann­
ten bzw. verbrühten Gewebegebieten 
und kann dadurch den Verlauf der Ver­
brennungskrankheit günstig beeinflus­
sen (Herrmann 1966, Herrmann et al 
1972). 

Verbesserte Hämodynamik und 
Schockprophylaxe durch 
Kaltwasserbebandlung 

Boykin und Crute (1982) untersuchten 
das Verhalten verschiedener Parameter 
nach Verbrennung an narkotisierten 
Schweinen (100°C heißes Wasser für 3 
Sekunden, 40 bis 50 % der Körperober­
fläche), die z. T. mit kaltem Wasser be­
handelt wurden (Wassertemperatur 
15 °C über 15 Minuten), z. T. nach Ver­
brühung unbehandelt blieben und z. T. 
gekühlt wurden, ohne daß eine Verbrü­
hung vorausgegangen war (Kontro��­

gruppe). Über 24 Stunden nach der Ver­
brühung fanden sie in der kaltwasserbe­
handelten Gruppe einen signifikant 
niedrigeren Hämatokrit im Vergleich zu 
den unbehandelten Tieren, der sich 
nicht von dem der Tiere der Kontroll­
gruppe unterschied. Das Herzminuten­
volumen der unbehandelten Tiere war 
über 24 Stunden posttraumatisch hoch-
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gradig reduziert, während es bei kalt­
wasserbehandelten Tieren im Vergleich 
mit der Kontrollgruppe innerhalb der 
ersten Stunde posttraumatisch unverän­
dert blieb. Bis zur vierten Stunde nach 
Verbrühung und Kaltwasserbehandlung 
sank das Herzminutenvolumen zwar ab, 
blieb aber deutlich über dem Wert der 
unbehandelten Tiere. Bis zur 24. Stunde 
nach Verbrühung und Kaltwasserbe­
handlung kehrte das Herzminutenvolu­
men wieder auf das Niveau der nichtver­
brannten Kontrolltiere zurück. Ebenso 
zeigte sich bei den unbehandelten Tieren 
ein niedrigerer systolischer Blutdruck­
wert. Der peri phere Widerstand stieg bei 
unbehandelten Tieren nach Verbren­
nung kontinuierlich an und war nach 24 
Stunden mit 170 % des prätraumati­
schen Niveaus noch maximal erhöht, 
während bei kaltwasserbehandelten 
Tieren bis 2 Stunden posttraumatisch 
ein Anstieg beobachtet wurde, nach 24 
Stunden aber wieder eine Normalisie­
rung des peripheren Widerstandes auf 
Werte um 87 % des Ausgangsniveaus 
erreicht wurde. 

Ähnlich positive Ergebnisse der Kalt­
wasserbehandlung im Hinblick auf hä­
modynamische Parameter konnte auch 
King et al (1962) an Hunden nachwei­
sen. 

Auch Ahnefeld und Haug (1976) erziel­
ten an Schweinen bessere Überlebensra­
ten bei unmittelbar nach Verbrühung 
einsetzender Kaltwasserbehandlung 
und einen günstigeren zeitlichen Verlauf 
der härnodynamischen Meßgrößen: 
Hämatokrit und Herzindex im Vergleich 
mit unbehandelten Tieren. 

Alle diese Einzelbefunde deuten auf 
den protektiven Effekt der Kaltwasser­
behandlung in Hinsicht auf die Entwick­
lung eines Verbrennungsschocks hin. 
Offenbar ist die Kaltwasserbehandlung 
geeignet, die initiale Volumensequestra­
tion in das Interstitium und den Verlust 
über die Verbrennungswunden zu ver­
ringern. Dadurch wird der Circulus vi­
tiosus des Verbrennungsschocks mit all 
seinen Folgeveränderungen (metaboli­
sche Azidose, erhöhter peripherer Wi­
derstand, ungünstige Blutrheologie und 
verminderte Herzauswurfleistung) gün­
stig beeinflußt. Diesem Einfluß kommt 
gerade in der ersten Phase der Verbren­
nungskrankheit wesentliche Bedeutung 
zu (Ahnefeld 1972, Ahnefeld und Haug 
1974, Mehrkens und Kilian 1978). Die­
ser schockprotektive Effekt spiegelt sich 

auch experimentell wider in den vermin­
derten Letalitätsraten nach Verbren­
nung mit anschließender Kaltwasserbe­
handlung (Offeigsson 1959, 1965 und 
1980, Ferret et al 1962, King et al 1962, 
King und Price 1963, Köhnlein und 
Lemperle 1972, Davies 1982). 

Temperatur des verwandten 
Wassers und Einwirkzeit 
entscheiden über die Prognose 

Schon Offeigsson (1959) konnte nach 
ausgedehnten Verbrennungen zeigen, 
daß die Art der Kaltwasserbehandlung 
entscheidend den Erfolg mit beeinflußt. 
Starben von den Kontrolltieren ohne 
Kaltwasserbehandlung über 90 % an 
den Folgen der Verbrühung, konnte eine 
Kühlung in Eiswasser über 15 Minuten 
die Letalität nicht wesentlich beeinflus­
sen. Sie blieb bei ca. 82 %. Je länger die 
Eiswasserkühlung andauerte, desto frü­
her verstarben die Tiere, offenbar an den 
Folgen eines zusätzlich zur Verbrühung 
hinzugekommenen Unterkühlungs­
schadens. Sogar bei Kühlung mit 15°C 
kaltem Wasser überwogen nach diesen 
Untersuchungen die negativen Folgen. 
Die besten Resultate zeigte Offeigsson 
an Ratten, wenn er die Kühlung in 25°C 
"warmem" Wasser über 1 bis 3 Minuten 
begann und ansch ließend in 30 °C über 
30 Minuten fortsetzte. Die Letalität fiel 
dann auf 32 %. Wichtig hierbei ist je­
doch die Beachtung der Tatsache, daß 
die Tiere bei den angegebenen Tempe­
raturen intoto gekühlt wurden. Andere 
Untersucher fanden an verschiedenen 
Tierspezies unterschiedliche "optimale 
Temperaturen" und unterschiedliche 
"optimale Zeiten" zur Durchführung 
der Kaltwasserbehandlung. King und 
Zimmermann (1965) beispielsweise sa­
hen an Hunden die besten Ergebnisse im 
Hinblick auf die Ausprägung des post­
traumatischen Ödems bei Verwendung 
von 5 oe kaltem Wasser über 30 Minu­
ten. 
Ebenso gehen die Empfehlungen über 
die Zeitdauer der Kaltwasserbehand­
lung auseinander. Einige Autoren pro­
pagieren sie bis zum Erreichen der 
Schmerzfreiheit, im Mittel nach 10 Mi­
nuten (Ahnefeld 1972, Mehrkens und 
Kilian 1978, Köhnlein 1984). Andere 
wenden sie nur wenige Minuten an und 
belegen experimentell gute Effekte 
(Boykin und Crute 1981, Oe Camara et 
al 1981, Blomgren et al 1982 und 1985). 
Möglicherweise sind aber die Dauer der 
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Kühlung und die Temperatur des ver­
wendeten Wassers von geringerer Be­
deutung als der Zeitabstand zwischen 
Verbrennung und Beginn der Kaltwas­
serbehandlung. Demling et al (1977 und 
1979) fanden nach Verbrühung an Hin­
terläufen von Schafen (85"C heißes 
Wasser über zehn Sekunden) nur bei un­
mittelbarer Anwendung der Kaltwas­
serbehandlung (Wassertemperatur 
15 oe über 30 Minuten) mit Hilfe der 
Absorptionsfotometrie eine signifikante 
Reduktion der Ödemausbildung und ei­
nen positiven Einfluß auf die Ödemre­
sorption (Demling 1978). Wenn die 
Kaltwasserbehandlung unmittelbar 
nach der Verbrennung begonnen wurde, 
erreichte der Wassergehalt im geschä­
digten Gewebe eine Woche nach dem 
Trauma das prätraumatische Niveau. 
Bereits eine Verzögerung von zwei Mi­
nuten vom Trauma bis zum Beginn der 
~a1twasserbehandlung verhinderte eine 
Odem reduktion im Vergleich zu den 
Kontrolltieren und bewirkte eine verzö­
gerte Ödemresorption. Nach einer Wo­
che sind noch 25 % der Ödemflüssigkeit 
im Verbrennungsgebiet vorhanden. Im 
Gegensatz dazu fanden andere Untersu­
cher (Offeigsson 1980, Köhnlein und 
Lemperle 1972, Raine et al 1981) die 
Effektivität der Kaltwasserbehandlung 
auch bei verzögertem Beginn um bis zu 
45 Minuten eindeutig für gegeben. Auch 
Ahnefeld und Haug (1976) konnten ei­
nen günstigen Effekt der kurzfristig 
durchgeführten Kaltwasserbehandlung 
bis zu 10 Minuten nach dem Trauma so­
wohl für die Ödementstehung, aber 
auch die Hämodynamik in einem Unter­
Suchungszeitraum von 8 Stunden sehen. 
Setzte die Kaltwasserbehandlung erst 30 
Minuten nach dem Trauma ein, vermin­
derte sie nicht mehr das Ausmaß der 
Ödementstehung. 

Diese widersprüchlichen Aussagen zur 
Durchführung der Kaltwasserbehand­
lung belegen die Schwierigkeiten eines 
Vergleichs zwischen den einzelnen Ar­
beiten. Unterschiedliche experimentelle 
Versuchsanordnungen lassen zudem die 
Übertragung der Ergebnisse auf den 
Menschen nur bedingt zu. Hinzu kom­
men Fallberichte an Patienten, die nach 
extremer Kaltwasserbehandlung von 
umschriebenen Verbrennungsverlet­
zungen (4 bis 5 bzw. 7 Stunden Eiswas­
serkühlung) ausgeprägte ischämische 
Folgeschäden an den gekühlten Extre­
mitäten mit Arterienverschlüssen durch 
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einen über lange Zeit unterhaltenen Va­
sospasmus erlitten haben (Purdue 
1985). Diese Berichte führten dazu, daß 
in jüngster Zeit die Anwendung der 
Kaltwasserbehandlung entweder als ge­
fährlich ineffektiv oder aber nur dann als 
gerechtfertigt erachtet wurde, wenn sie 
unmittelbar nach der Verbrennung be­
gonnen werden kann. Die globalen Aus­
sagen erscheinen uns zu wenig differen­
ziert, sie führen zu einer Verunsicherung 
im Bereich der Erstversorgung Verbren­
nungsverletzter, lassen Indikationen 
und Kontraindikationen nicht klar ge­
nug erkennen, aber auch Alternativen 
vermissen. 

Aus diesen Gründen bedarf es unter 
Verwertung und Gewichtung der vorlie­
genden Literatur einer differenzierten 
Betrachtung und daraus gezogener ent­
sprechender Schlußfolgerungen. Eine 
unabweisbare Tatsache besteht darin, 
daß der primär entstehende Verbren­
nungsschaden zum einen von der Art 
der Wärmequelle und der Temperatur, 
zum anderen aber auch von der Einwir­
kungsdauer abhängig ist. Unzweifelhaft 
läßt sich außerdem der durch die einwir­
kende Schädigung selbst entstehende 
Primärschaden von einem Sekundär­
schaden abgrenzen, der in angrenzen­
den nur partiell oder gar nicht geschä­
digten Bezirken als sekundäre Folge 
zahlreicher im einzelnen noch nicht auf­
geklärter pathologischer Mechanismen 
entsteht. Für das Ausmaß des Sekundär­
schadens sind hämodynamische Regu­
lationsstörungen (z. B. vermindertes 
Herzzeitvolumen, erhöhter peripherer 
Widerstand), vor allem aber auch me­
chanisch (Ödeme) und zirkulatorisch 
(Mikrozirkulation ) bedingte Ursachen, 
darüber hinaus Einwirkungen unter­
schiedlicher Mediatoren nachgewiesen 
oder vermutlich verantwortlich. Zumin­
dest in der ersten Phase spielen das noch 
nicht genau definierte pathologische 
biochemische Geschehen, aber auch die 
teilweise starken Schmerzen und die 
daraus resultierenden allgemeinen und 
örtlichen Fehlregulationen eine wichtige 
Rolle. Selbst unter vorsichtiger Deutung 
der in der Literatur niedergelegten Er­
gebnisse, einschließlich der Widersprü­
che, sprechen die Resultate und Erfah­
rungen dafür, daß eine frühzeitige Kalt­
wasseranwendung die erhöhten im Ge­
webe vorhandenen Temperaturen 
schnell senkt, die biochemischen Verän­
derungen minimiert, die Auswirkungen 

Verbrennungen 

Frühzeitige Kaltwasseranwendung 
senkt schnell die Im Gewebe vor­
handenen Temperaturen und mini­
miert die biochemischen Verände­
rungen. Vor allem werden starke 
Schmerzen kurzfristig beseitigt und 
reduziert. 

auf die Hämodynamik reduziert, vor al­
lem imstande ist, starke Schmerzen 
kurzfristig zu beseitigen oder zu reduzie­
ren. Es steht außer Frage, daß die Kalt­
wasseranwendung nur als adjuvierende 
Erstmaßnahme anzusehen ist und die 
auch im Rahmen einer Erstversorgung 
obligatorische kausale Therapie nicht 
ersetzen kann. Es steht weiterhin fest , 
daß beim Einsatz dieser Form einer So­
forttherapie, die durch jeden Laienhel­
fer zur Anwendung kommen kann, be­
stimmte Voraussetzungen, auch Ein­
schränkungen, zu beachten sind. Offen­
sichtliche Vorteile sind gegeben, wenn 
die Kaltwasseranwendung sofort, späte­
stens bis ca. 15 Minuten nach dem Trau­
ma einsetzt, nicht länger als 10 bis 15 Mi­
nuten zur Anwendung kommt und mög­
lichst in Form einer Berieselung mit Lei­
tungswasser ca. 10 bis 15 °C) erfolgt. Bei 
allen Verbrennungen, die auf Extremi­
täten begrenzt sind, ist die Gefahr einer 
allgemeinen Unterkühlung unter Ein­
haltung der Vorgaben nicht relevant. Bei 
allen großflächigen Schäden, insbeson­
dere am Körperstamm und besonders 
bei Kleinkindern unter der Vorausset­
zung des Eintauchens des ganzen Kör­
pers in kaltes Wasser, ist die Gefahr ei­
ner Unterkühlung, damit einer zusätzli­
chen Schädigung jedoch gegeben. 

Es spricht andererseits, z. B. bei einem 
Verbrühungsunfall im Haushalt bei 
Kleinkindern , wie er auch heute noch 
häufig vorkommt, nichts dagegen, eine 
auf wenige Minuten begrenzte Kaltwas­
seranwendung, z. B. unter Einsatz einer 
Dusche, durchzuführen. Es sind dies je­
denfalls die einzigen wirksamen Erst­
maßnahmen, die einem Laien zur Ver­
fügung stehen. Auch ein optimal organi­
sierter Notarztdienst steht frühestens 
nach Ablauf von ca. 10 Minuten zur Ver­
fügung. Dann können und müssen die 
heute gültigen Erstmaßnahmen, wie 
eine adäquate Infusionstherapie, 
Schmerzbehandlung etc., ohne jeden 
weiteren Zeitverlust erfolgen. 
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Verbrennungen 

Ein Notarzt steht frühestens zehn 
Minuten nach Unfallgeschehen zur 
Verfügung. Kaltwasserbehandlung 
- sofort und nur kurz - Ist die ein­
zige wirksame Erstmaßnahme 
durch den Laien. 

Als wichtige und, wie wir glauben, be­
währte Erstmaßnahme hat unter Beach­
tung der dargestellten Auflage die Kalt­
wasseranwendung bei Verbrennungen 
weiterhin ihren festen und definierten 
Platz. 

Die Empfehlungen sind nochmals im 
folgenden zusammengefaßt: 

1. Die Kaltwasserbehandlung sollte 
unmittelbar nach der Verbrennung be­
gonnen werden. Von einer verzögert 
einsetzenden Anwendung ist abzuraten, 
wenn der Zeitraum zwischen Trauma 
und Maßnahme mehr als ca. 15 bis 20 
Minuten beträgt, da es dann zu einer 
Verschlechterung der Perfusionsver­
hältnisse im Verbrennungsgebiet selbst 
und in den benachbarten Regionen 
kommen kann. 

2. Am einfachsten durchführbar ist 
die Kaltwasserbehandlung mit Lei­
tungswasser (15 bis 25"C). Dabei ist die 
Berieselung dem Eintauchen umfang­
reicher Körperregionen vorzuziehen. 
Eine Eiswasserkühlung sollte unterblei­
ben. 

3. Die Kaltwasserbehandlung sollte 
in der Regel bis zur Schmerzfreiheit 
durchgeführt werden, jedoch nicht län­
ger als ca. 20 Minuten. Sie ist aber auch 
in der Abhängigkeit von der Ausdeh­
nung und Lokalisation der Verbrennung 
zeitlich zu begrenzen. 

Bei ausgedehnten Verbrennungen, ins­
besondere am Stamm und vor allem bei 
Kleinkindern, besteht bei Eintauchen 
des ganzen Körpers die Gefahr einer 
Hypothermie. In diesen Fällen muß auf 
die Kaltwasseranwendung verzichtet 
werden oder aber sie ist auf wenige Mi­
nuten zu begrenzen. 

Ziel dieser Arbeit war es, den Wirkungs­
mechanismus und Nutzen der Kaltwas­
serbehandlung einer Verbrennung/ Ver­
brühung im Rahmen einer präklinischen 
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Erstbehandlung zu erläutern und abzu­
wägen. Es ist schwierig, den Wert einer 
einzelnen Maßnahme bei einer komple­
xen Beeinträchtigung der Homöostase, 
wie sie nach einem Verbrennungstrau­
ma eintritt, isoliert zu analysieren. Gera­
de bei der Erstversorgung und -behand­
lung von Verbrennungen ist zu berück­
sichtigen, daß es schnell zur Dekompen­
sation ineinandergreifender vitaler 
Funktionen kommen kann (Ahnefeld 

1972). Diese Tatsache muß eine Paralle­
lität von Maßnahmen bedingen: einer­
seits zur lokalen Behandlung von Ver­
brennungswunden und andererseits in 
der Therapie der Allgemeinstörungen 
bei der Verbrennungskrankheit. Hier 
hat die Kaltwasserbehandlung unseres 
Erachtens einen Platz, weil sie beide 
Aspekte berücksichtigt. Sie ist naturge­
mäß eine Basismaßnahme, die schon 
vom Ersthelfer eingeleitet werden soll. 

Kampf gegen die steigende Kriminalität Security '88 
"Die registrierte Kriminalität insgesamt 
und mit ihr auch die Wirtschaft belasten­
de Kriminalität ist 1987 erneut angestie­
gen. Zugenommen hat dabei in Teilbe­
reichen das Ausmaß der Organisierung 
des Verbrechens und die Professionali­
tät der Täter". Dies schreibt Dr. Axel 
Wernitz MdB, Vorsitzender des Kon­
greßbeirates der SECURITY Interna­
tionale Fachmesse, die in Essen im Ok­
tober 1988 stattgefunden hat, in einer 
Einladung zu einem Fachkongreß 
"Wirtschaftsbedrohende Kriminalität 
und ihre Bekänpfung" . 

In seiner Eröffnungsrede zur SECURI­
TY 1988 sagte Bundesinnenminister Dr. 
Friedrich Zimmermann: Angesichts der 
seit Jahren steigenden Kriminalitätsrate 
in der Bundesrepublik Deutschland 
müsse die Verbrechensverhütung und 
-bekämpfung weiter verstärkt werden. 
Vor allem die Verbrechensvorbeugung 
müsse "mit viel größeren Anstrengun­
gen" betrieben werden, um eine Trend­
wende in der Kriminalitätsentwicklung 
zu erreichen. Hierzu müßten alle mitwir­
ken: Staat und Wirtschaft, gesellschaftli­
che Gruppen und der einzelne Bürger. 

Der Minister gab einen Überblick über 
die Kriminalitätsentwicklung, wonach 
die Gesamtkriminalität im vergangenen 
Jahr mit mehr als 4,4 Millionen Strafta­
ten einen neuen Höchststand erreicht 
habe; gleichzeitig sei die Aufklärungs­
quote auf den niedrigsten Stand gefal­
len, der jemals erreicht wurde. Diebstäh­
le lägen nach der Statistik mit fast zwei 
Dritteln der Gesamtkriminalität an der 
Spitze, wobei der Anteil des schweren 
Diebstahls, vor allem Raub, deutlich 
weiter angewachsen sei . Banküberfälle 
hätten einen leichten Rückgang aufzu­
weisen, die betrügerische Nutzung von 
Eurochecks dagegen nähme zu. Com­
puterbetrug weise eine starke Zuwachs-

rate (140 %) auf, vor allem beim Miß­
brauch von Geldautomaten mit Hilfe 
gestohlener Ausgabekarten. 

Wirtschaftsspionage östlicher Geheim­
dienste nannte Minister Zimmermann 
als weiteren die Wirtschaft schwerbela­
stenden Bereich. Deren Aktivitäten hät­
ten sich trotz der deutlich verbesserten 
"Großwetterlage" zwischen Ost und 
West nicht verringert. Weiterhin schwer 
bedroht sei die Wirtschaft durch terrori­
stische Anschläge (Wir berichteten in 
ZIVILVERTEIDIGUNG 1 und 2/88 
über "Atomterrorismus" - Motive und 
Strategien im Licht der neuesten Disin­
ternationalen Diskussion - von Prof. 
Dr. jur. Alexander Roßnagel). Die Er­
eignisse im Zusammenhang mit der Ta­
gung des Internationalen Währungs­
fonds (IWF) und der Weltbank in Berlin 
hätten dies deutlich gemacht. 

Minister Zimmermann erinnerte daran, 
daß er zur Bekämpfung der organisier­
ten Kriminalität, die national wie inter­
national immer größere Bedeutung ge­
winne, ein ganzes Bündel von Maßnah­
men zur Bekämpfung vorgestellt habe. 
Die internationale Verflechtung des or­
ganisierten Verbrechens und die Er­
leichterung des Grenzübertritts in Euro­
pa erforderten einen weiteren Ausbau 
der Kooperation mit den westeuropäi­
schen Staaten. In diesem Rahmen seien 
bereits gemeinsame Strategien zur Be­
kämpfung der grenzüberschreitenden 
Kriminalität entwickelt und die Fahn­
dung nach Terroristen verbessert wor­
den. 

Alle Bemühungen des Staates aber seien 
nicht wirksam genug, wenn nicht der 
einzelne Bürger und die Unternehmen 
in zumutbarem Rahmen sich selbst zu 
schützen bemühten, ohne daß der Staat 
seine Verpflichtungen dabei zurückstell­
te. 
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Schwedens Bevölkenmgsschutz 
Grundlagen der Landesverteidigung 

1. Einführung 

N ordeuropa - fast synonym mit 
Skandinavien, liegt nicht nur geogra­
phisch am Rand unseres Kontinents, 
sondern ist auch politisch und wirt­
schaftlich an der Peripherie unserer In­
teressen. Nicht die Schönheit der Land­
schaft und die offene und gastfreundli­
che Lebensart der Bewohner sind hier­
für Gründe. Vielmehr scheinen dünn 
besiedelte Länder mit geringen Einwoh­
nerzahlen kein bedeutender Faktor in 
den gegenseitigen Wirtschaftsbeziehun­
gen zu sein; sie werden nur selten in den 
Medien genannt. 

Statistisch stehen dann auch die skandi­
navischen Staaten für das "weite, unbe­
siedelte Land" . 

Norwegen und Schweden, Island und 
Dänemark und (geographisch ein wenig 
unpräzise zu Skandinavien gerechnet) 
Finnland zusammen haben eine Fläche 
von 1,258 Mio qkm, auf der nur 22,8 
Mio. Menschen leben. Das entspricht ei­
ner Bevölkerungsdichte von 18,1 Perso­
nen pro qkm (zum Vergleich Bundesre­
publik Deutschland: 248 200 qkm, 61 
Mio. Einwohner, 245 Ew/ qkm; Bel­
gien: 30 519 qkm, 9,9 Mio. Einwohner, 
324 Ew/ qkm). 

Obwohl verteidigungspolitisch unter­
schiedlich orientiert (Dänemark, Island 
und Norwegen zur NATO; Finnland 
und Schweden neutral), gibt es bei­
spielsweise wesentliche Gemeinsamkei­
ten: Das skandinavische Kreuz ist das 
Grundsymbol aller fünf Nationalflag­
gen, außer finnisch zählen die anderen 
Sprachen zur nordgermanischen 
Sprachgruppe, was gegenseitiges Ver­
stehen ermöglicht und fördert , und beim 
Bevölkerungsschutz erarbeiten Norwe­
gen, Schweden und Finnland gemeinsa­
me technische Standards. 
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Horst Schöttler 

Nach der Vorstellung des kleinsten 
skandinavischen Staates Dänemark im 
Heft 2 der "Zivilverteidigung" kann ich 
Ihnen heute nach mehrwöchigen Reisen 
in 1986 und 1988 das größte Land 
Nordeuropas präsentieren: 

Schweden. 

2. Geschichte und 
Geographie Schwedens 

2.1 Staatsgeschichte und 
Regierungsform 

Die ersten Spuren menschlicher Besied­
lung in der Gegend von Göteborg wer­
den auf7200 v.ehr. datiert. Die eigentli­
che staatliche Entwicklung beginnt, wie 
überall in den skandinavischen Län­
dern, im 12. und 13. Jahrhundert unse­
rer Zeitrechnung. 1252 wird Stockholm 
gegründet, Gustav I. Wasa führt um 
1530 die erbliche Königswürde ein und 
Gustav 11. greift zugunsten der Prote­
stanten in den 30jährigen Krieg ein 
(1630). Schweden wird Großmacht. 
Dieser Höhenflug wird durch die Nie­
derlagen im Nordischen Krieg (1700-
1721) gegen die verbündeten Staaten 
Dänemark, Großbritannien, Rußland, 
Preußen usw. und in einem weiteren 
Krieg gegen Rußland, der zum Verlust 
Finnlands 1809 führt , beendet. Die 
Schweden und ihre Monarchen sind klu­
ge Leute: Sie sind seither, damit seit fast 
180 Jahren, neutral und wurden in kei­
nen der Kriege des 19. und 20. Jahrhun­
derts verwickelt. Gleichwohl sind die 
Schweden nicht schutzlos, geschweige 
denn verteidigungsunfähig. 

Das Königreich Schweden, eine parla­
mentarisch-demokratische Monarchie, 
hat seit 1973 König Karl XVI. Gustav, 
der mit der deutschen Königin Sylvia 
verheiratet ist, zum Staatsoberhaupt. 

Im Jahre 1971 wurde das damalige 
Zweikammerparlament durch Verfas­
sungsänderung abgeschafft. Seither be­
steht ein Einkammerparlament mit 349 
Abgeordneten. 310 von ihnen werden 
direkt gewählt, 39 Sitze werden entspre­
chend des Stimmenanteils der Parteien 
vergeben. 

Der Ministerpräsident als Vorsitzender 
des Staatsrates (Regierung) erhält vorn 
König den Auftrag zur Kabinettsbil­
dung. 

Dem Monarchen obliegen jedoch nur 
repräsentative Aufgaben; er ist ohne po­
litische Macht. 

Verwaltungsmäßig ist Schweden in 24 
Regierungsbezirke oder Provinzen 
(Län) eingeteilt, deren Namen nach den 
größten Städten oder nach Landschaf­
ten gewählt sind (z. B. Malmöhus Län, 
Värmlands Län). Ihnen nachgeordnet 
sind 284 Gemeinden (Kommun), die 
aus mehreren Ortschaften und der na­
mensgebundenen Kommune bestehen 
(z. B. Eslöv Kommun). 

2.2 Größe und Grenzen 

Mit 449 964 qkm ist Schweden nach der 
UdSSR und Frankreich das drittgrößte 
Land Europas (Bundesrepublik 
Deutschland 248200 qkm). Seine 
Nord-Süd-Ausdehnung vom Dreilän­
dereck Norwegen, Schweden, Finnland 
am Kilpisjärvi in Lappland bis nach 
Smygehuk in Skäne (Schonen) beträgt 
1 575 km, seine Breite max. 500 km. 

Die Landgrenze gegen Norwegen 
(1657 km) und Finnland (536 km) ist 
fast 2 200 km lang; die Küstenlänge un­
ter Einbeziehung aller Buchten, Fjorde 
und Inseln 7657 km. 

Nicht nur Finnland ist das Land der 
Seen. Das mit 96000 Seen und unzähli­
gen Flüssen wasserreiche Schweden 
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Schwedens Bevölkerungsschutz 

wird jedoch von den großen Binnenseen 
im Süden (u. a. Vänern, Vättern), die 
über 9 000 qkm umfassen, mitgeprägt. 

Das Schärengebiet von Stockholm mit 
24 000 Inseln einbezogen gibt es rd. 
150 000 Inseln und InseIchen, von de­
nen viele zumindest ein Sommerhäus-

. chen - eine Stuga - tragen. 

GotIand ist mit fast 3 200 qkm (damit 
größer als das Saarland - 2570 qkm) 
nicht nur die größte Insel der Ostsee 
sondern durch seine geographische Po­
sition - ca. 100 km zum schwedischen, 
150 km zum baltischen Festland - am 
weitesten nach Osten exponiert. 

2.3 Landesnatur 

Schwedens Landoberfläche und seine 
Küsten sind durch die Eiszeit und durch 
diskontinuierliche Landhebungen ge­
formt. Das Inland ist vielfach von einer 
Moränendecke überlagert, die nur im 
Süden und in der Umgebung der Seen 
Lehm und Sandboden weicht. 

Schweden wird geographisch in drei 
Großlandschaften eingeteilt: 

Götaland (Land der Goten) 
= Südschweden 
Svealand (Land der Schweden) 
= Mittelschweden 
Norrland (Nordland) 
= Nordschweden 

Sie sind in 25 Landschaften gegHedert 
(z. B.: B1ekjnge, Skane, Halland), die 
nicht mit den Provinzen übereinstim­
men. 

Geologisch bestimmt Urgestein - Gra­
nit und Gneis - die Landmasse, die sich 
im norwegisch-schwedischen Grenzge­
birge von Dalarna bis nach Lappland 
zum höchsten Berg Schwedens, dem 
Kebnekajse mit 2121 m Höhe/ ü. NN, 
aufwölbt. 

Anders die großen Inseln Gotland und 
Öland: Ihre Kalkplateaus erreichen 70 
bzw. 55 m Meereshöhe. 

Die durchschnittlichen Höhen sind je­
doch gering, liegt ja ein Drittel des Lan­
des unter 90 m Meereshöhe, ein weiteres 
Drittel unter 240 m und nur ein Zwölftel 
über 600 m. 

Klimatisch ist Schweden ein Land der 
Gegensätze zwischen Sommer und Win­
ter bzw. Norden und Süden. Das feuchte 
Klima im Sommer, beeinflußt durch die 
vorherrschenden Westwinde, ermög­
licht in Mittel- und Südschweden Juli-
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Monatsmittel von + 17 oe sowie Spit­
zen werte bis 35 oe. (Selbst erlebt am 9. 
6. 1988 bei Kungsbacka mit 34,5 0e.). 

Im Winter fällt das Thermometer unter 
trocken-kontinentalem Einfluß auf ein 
Januarmittel von 0 ° bis - 3 oe in Süd­
und Mittelschweden. Im Norden liegen 
die Werte bei + 12 oe (Juli) und - 15 oe 
(Januar). 

Die Niederschläge und die Zahl der 
Schneetage sind Ausdruck dieser Tem­
peraturen: 

Südschweden -
bis zu 40 Schneetage 
Mittelschweden -
durchschnitt\. 100 Schneetage 
Nordschweden -
durchschnitt\. 240 Schneetage 

Die Bodenbedeckung in Nord- und Mit­
telschweden gehört zur europäischen 
Nadelwaldzone, im Süden bestimmt 
Laubwald die Forsten. Insgesamt ist die 
Hälfte des Staatsgebietes waldbedeckt. 
Und die Vegetationsperiode, die agrari­
sche Nutzung bestimmend, beträgt in 
Mittel- und Südschweden 250 Tage, im 
Norden hingegen nur noch 150 - 130 Ta­
ge im Jahr. 

2.4 Bevölkerung und Wirtschaft 

Schweden hat etwa 8,37 Mio. Einwoh­
ner. Die durchschnittliche Bevölke­
rungsdichte beträgt 18,6 Ew/ qkm. 

Etwa 83 % aller Schweden leben in Süd­
und Mittelschweden. Im Bezirk Malrnö 
leben beispielsweise 126 Ew/qkm. Norr­
land, das 60 % der Gesamtfläche ein­
nimmt (260500 qkm), beherbergt nur 
17 % der Bevölkerung. Die Bevölke­
rungsdichte sinkt hier auf 5,46 Ew/ qkm. 

Mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
wohnt in vier Ballungsgebieten: 

Stockholm, Göteborg, Malmö-Helsing­
borg und ÖstergotIand mit Norrköping. 

Das wird dann auch an der Größe der 
Städte sichtbar: 

Stockholm 650 000 
(mit Agglomeration) 1,8 Mio Ew 
Göteborg 480 000 
(mit Agglomeration) 9,9 Mio Ew 
Malmö 255 000 
(mit Agglomeration) 0,7 Mio Ew 
Uppsala 146000 Ew. 

Darüber hinaus haben noch sieben Städ­
te mehr als 100000 Einwohner (u. a. 
Norrköping und Helsingborg). 

95 % aller Schweden sind evangeHsch­
lutherisch. 

Die Wirtschaft wird wesentHch durch 
Bergbau, Industrie und Bauwesen be­
stimmt, in der 37 % der erwerbstätigen 
Bevölkerung arbeiten. 

Die Bodenschätze Eisenerz (Kiruna, 
Svappara, Malmberget), Kupfer (Falun) 
sowie Blei und Arsenik werden in 
Schweden noch ca. 200 Jahre vorhalten. 

Die Sparten Metallverarbeitung, Ma­
schinenbau mit 46 % und Holzwirt­
schaft und -verarbeitung mit 15,1 % bie­
ten die Hauptarbeitsplätze. 

Im allgemeinen Dienstleistungsbereich 
sind 29 % und in Land-, Forstwirtschaft 
und Fischerei 7 % der Beschäftigten. 

Weitere 27 % arbeiten in Handel, 
Transport und Verkehr. 

Neben einem gut ausgebauten Eisen­
bahnstreckennetz von 12 000 km und 
einern 129 000 km umfassenden Stra­
ßennetz (davon nur 800 km Autobah­
nen) ist vor allem die Schiffahrt erwäh­
nenswert. 

Schweden hat durch seine "halbinselar­
tige Lage" ein dichtes Fährsystem zur 
Bundesrepublik Deutschland, zur Deut­
schen Demokratischen RepubHk, nach 
Dänemark und nach Finnland. Insge­
samt waren 1986 25 Routen mit Auto­
fähren besetzt. Die Schwedische Han­
delsflotte, über modeme Schiffe verfü­
gend, stellt 1 % der Welttonnage (Ver­
gleich Bundesrepublik Deutschland = 

1,7 %). 

Handel wird mit den skandinavischen 
Nachbarn und vor allem mit der Bun­
desrepublik Deutschland resp. den USA 
betrieben. Weitere europäische Partner 
sind Großbritannien und die Sowjet­
union. 

Im Luftverkehr betreibt Schweden zu­
sammen mit Dänemark und Norwegen 
die Fluggesellschaft Scandinavian Airli­
nes System (SAS). Im Inland ist der Li­
nienflugverkehr zu 23 Flugplätzen aus­
gebaut. 

3. Die geostrategische und 
militärpolitische Situation 

Schweden ist vor allem ein Staat an der 
Ostsee. Eine bedeutende Rolle in seiner 
Strategie spielt jedoch auch die Verteidi-
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Bild 1: Bild 2: 

Ales stenar, die Steine des Ale, nahe Ystad Skandinaviens größte 
Schiffsetzung der Wikinger (zw. 800 und 1050 n. ehr.) 

Schloß Trollenäs bei Marieholm (Provinz Schonen); 

das 1890 erbaute Herrenhaus und die aus dem 15. Jahrhundert 
stammenden Wirtschaftsgebäude dienen als Versammlungsraum 
für die Einsatzkräfte des Zivilschutzes. 

67 m lang mit 58 Steinen von 2,5-3,3 m Höhe 

gung des Kalottengebietes. Der Begriff 
der Kalotte umfaßt die nördlichen Pro­
vinzen Finnlands, Norwegens und 
Schwedens. Es sind die Bereiche, die 
d'inn besiedelt sind und als Skandina­
visch-Lappland bezeichnet werden. 

Die strategisch wichtige Rolle, die dem 
Nordatlantik und vor allem der Barents­
See zukommt, findet sich auch in den 
Verteidigungsplänen Schwedens wie­
der. Die Interessen Schwedens für den 
Nordatlantik sind vor allem Versor­
gungsfragen: Der internationale Handel 
ist sehr wichtig für das Land. 

Alle Störungen auf dem Nordatlantik 
wirken sich daher unmittelbar auf seine 
Wirtschaft und damit seine Landesver­
teidigung aus. 

Darüber hinaus könnte Schwedisch­
Lappland für Operationen zur inbesitz­
nahme oder Kontrolle von Teilen Nord­
norwegens bedeutend sein. 

Territorialer Schwerpunkt der militär­
strategischen Bewertung Schwedens ist 
seine Südspitze im Zusammenhang mit 
der Kontrolle der Ostseezugänge, wenn 
auch der zwischen Dänemark und 
Schweden verlaufende Öresund (Länge 
110 km, geringste Breite 4 km, geringste 
Tiefe 4-9 m) nur Überwasserpassagen, 
auch von U-Booten, in den Kattegat zu­
läßt. 

Unbestrittene Absicht der Sowjetunion 
ist es, die Ostseeausgänge für die eigene 
Schiffahrt (militärisch und zivil) freizu-

ZIVILVERTEIDIGUNG 1/89 

halten und auf diese Weise uneinge­
schränkt in der Nordsee und im Atlantik 
wirken zu können. Zugleich verfügt die 
Baltische Rotbannerflotte über Einhei­
ten, die die Ostseezugänge für Schiffe 
der NATO sperren könnten . 

Exkurs: Aktuelle Sicherheitslage 

Die Österreichische Militärische Zeit­
schrift, H. 2/ 1988 (Märzl April) zeigt 
die Aktualität dieser Intension durch die 
Sowjetunion auf; ihr Bericht zu "U­
Boot-Zwischenfällen und Fragen der 
Seegrenzen" wird daher auszugsweise 
wiedergegeben: Nach dem ersten Höhe­
punkt des Auflaufens des sowjetischen 
U-Bootes - U 137 - innerhalb des mi­
litärischen Sperrgebietes der Marineba­
sis Karlskrona im Jahre 1981 wurden 
auch in jüngster Zeit wiederum Unter­
wasseraktivitäten festgestellt. 

Insgesamt 30 fremde, unterseeische Ak­
tionen in schwedischen Küstengewäs­
sern (innerhalb der 12-Meilen-Zone) 
wurden durch den schwedischen Ober­
befehlshaber der Marine zwischen dem 
1. April und 30. September 1987 regi­
striert. Von den Hauptaktivitäten waren 
vor allem das Gebiet der Stockholmer 
Schären und der Bereich des östlichen 
Militärbezirks betroffen, an denen mit 
Sicherheit zehn fremde U-Boote betei­
ligt waren. Aus den Erkenntnissen der 
schwedischen Marine geht hervor, daß 
es sich um gleichzeitige Operationen an 
mehreren auseinanderliegenden Orten 
unter Einsatz von U-Booten, Klein-U-

Booten, Froschmännern und deren Ar­
beitsfahrzeugen gehandelt hat, wobei 
auch Spuren kettengetriebener Unter­
wasserfahrzeuge am Meeresgrund er­
faßt wurden. Bei den außerordentlich 
gegliederten schwedischen Hoheitsge­
wässern und dem Schärengebiet ist es 
für die schwedische Marine schwierig, 
eine komplexe Überwachung vorzuneh­
men. Die schwedische Militärdoktrin 
hat sich seit 1981 im wesentlichen darauf 
konzentriert, eine Verbesserung der 
Ausrüstung und eine Verdichtung von 
Küstenwache und Artillerie voranzu­
treiben sowie die Wirksamkeit der 
U-Boot-Abwehr zu verbessern. Hierzu 
wurde der Einsatz von neuen U-Booten 
mit besonderer Ortungsausrüstung ge­
nauso beschlossen wie der Einsatz von 
Korvetten , die mit einern neuen 
Schleppsonarsystem ausgerüstet sind. 
Ungeachtet der schwedischen Bemü­
hungen zur Verbesserung von Überwa­
chung und Abwehr werden die Aktivitä­
ten nichtschwedischer Kräfte jedoch, 
wie im Jahre 1987 sichtbar geworden, 
fortgesetzt. "Die mangelhaften Ergeb­
nisse der im jeweiligen Fall eingeleiteten 
Such- , Abriegelungs- und Jagdopera­
tionen der Marine führten mehrfach zu 
heftiger Kritik und zu Auseinanderset­
zungen, die im Laufe der letzten Jahre 
auch die Frage beinhalten, ob die schwe­
dische Regierung und Marine über­
haupt ernstlich beabsichtigt hätten, Ein­
dringlinge zu stellen und wirksam zu be­
kämpfen." 

Obwohl der sowjetische Ministerpräsi-
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dent Ryschkow am 11. Januar 1988 zu 
einem offiziellen Besuch nach Stock­
holm kam und mit Entschiedenheit Sou­
veränitätsverletzungen der sowjetischen 
Marine Ministerpräsident Carlsson ge­
genüber zurückwies, wurden noch im 
Dezember 1987 weitere Vorfälle regi­
striert, an denen ausländische U-Boote 
beteiligt waren. 

Ohne zu spekulieren, können diese stän­
digen Verletzungen schwedischen Ho­
heitsgebietes in Verbindung mit der star­
ken amphibischen Kapazität der Sowjets 
gesehen werden, die seit Oktober 1986 
einen Fährbetrieb zwischen Memel und 
Mukran (auf Rügen) eingerichtet ha­
ben. Insgesamt sechs Großfähren sind 
im Einsatz, die jeweils 103 Eisenbahn­
waggons aufnehmen können. Zusätzlich 
sind auch RoRo-Einheiten der Handels­
flotte für Transportaktionen über die 
Ostsee einsetzbar. Den Anschluß in Mu­
kran stellt seit 1986 eine neu erbaute 
Breitspurstrecke nach Stralsund und 
Greifswald her, so daß allenfalls mit den 
sowjetischen Waggons Verstärkungs­
transporte durchgeführt werden kön­
nen. 

Exkurs-Ende 

Zusammenfassend ist Schwedens geo­
strategische Position für die Überwa­
chung und Einwirkung auf die Ostsee 
und ihre Zugänge von großem Wert. 

3.1 Militärische Verteidigung/ 
Streitkräfte 

Die Friedensstreitkräfte sind sehr klein. 
Ihre Stärke wird durch die Außen- und 
Sicherheitspolitik des Königreichs 
Schwedens bestimmt, die durch Bünd­
nisfreiheit im Frieden mit dem Ziel der 
Neutralität im Kriege gekennzeichnet 
ist. Die seit 180 Jahren währende Neu­
tralität wurde bereits im Jahre 1863/ 64 
auf die Probe gestellt, als Schweden die 
Dänemark im dänisch-deutschen Krieg 
zugesicherte Unterstützung versagte. Im 
Jahre 1901 wurde unter König Oskar H. 
die allgemeine Wehrpflicht eingeführt. 
Jeder männliche Schwede im Alter zwi­
schen 18 und 47 Jahren ist wehrpflichtig. 
Seine Grundausbildung ist von der Waf­
fengattung abhängig. Sie beläuft sich im 
Schnitt auf acht bis zehn Monate. Später 
hat er fünf Wehrübungen zwischen 18 
und 25 Tagen abzuleisten. In Spezial­
dienstzweigen eingesetzte Wehrpflichti­
ge und Reserveoffiziere müssen dagegen 
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eine Grundausbildung von 15 bis 22 
Monaten ableisten. Im Jahr werden etwa 
50 000 Wehrpflichtige zum Grund­
wehrdienst einberufen. Zusätzlich tre­
ten im Jahr 100000 Reservisten in die 
Streitkräfte ein, die in ihren Mobilma­
chungsverbänden zu üben haben. Diese 
Übungen erstrecken sich über einen 
Zeitraum von 11 bis 35 Tagen. 

Der Grundkader der Streitkräfte umfaßt 
17 600 aktive Offiziere, 22 500 Zivilbe­
dienstete und 11100 Reserveoffiziere. 
Im Kriegsfall beträgt die Gesamtstärke 
der bewaffneten Streitkräfte 850 000 
Mann einschließlich der 100 000 Mann 
starken Heimwehr. 

Schweden ist in sechs Wehrbereiche, das 
Kommando Gotland und 23 Verteidi­
gungsbezirke gegliedert. Im Verteidi­
gungsfall übernimmt der zuständige mi­
litärische Befehlshaber die Kommando­
führung auch über die Zivilverteidi­
gungsorgane. Während sich di~ Frie­
densorganisation des Heeres auf 72 Re­
gimenter stützt I , sieht die Kriegsgliede­
rung die Aufstellung von 29 Brigaden 
vor, zu denen noch selbständige Batail­
lone kommen. Im Territorialheer sind 
100 Bataillone und 500 Sicherungskom­
panien zusammengefaßt. 

Da der Verteidigungshaushalt ab 1987 
für die folgenden fünf Jahre bis 1992 von 
früher 25,1 auf 23,4 Milliarden Kronen 
gesenkt wurde (entgegen der Forderung 
des Oberbefehlshabers), muß die Zahl 
der Brigaden für das Kriegsheer auf 26 
reduziert werden. Darüber hinaus kön­
nen wichtige Vorhaben, insbesondere 
der Modernisierung der Panzerwaffe, 
der Marine und der Luftwaffe, nicht 
mehr durchgeführt werden. 

Trotz dieser Verringerung des Verteidi­
gungshaushaltes muß beachtet werden, 
daß Schwedens Luftwaffe und Marine 
weitgehend unter meterdicken Felsen 
arbeiten und dadurch einen ganz beson­
deren Schutz im Falle eines Angriffs auf­
weisen. 

Schweden wendet viel Geld für seine 
Verteidigung auf, um seine Neutralität 
glaubhaft zu sichern. Und trotz der gel­
tenden Einschränkungen im Verteidi­
gungsetat sind die Verteidigungslasten 
pro Person dennoch höher als in irgend­
einem anderen Lande Westeuropas. 

I Beispiel: Södra Skänska Regementet och Malmö 
Försvarsomräde = Regiment für Süd-Schonen 
und das Verteidigungsgebiet von Malmö. 

4. Zivilverteidigung/ 
Bevölkerungsschutz 

Die Grundlagen des zivilen Bevölke­
rungsschutzes sind in großen Zügen in 
allen nordischen Ländern die gleichen: 
der Schutz des Lebens und des Eigen­
tums der Menschen im Krieg und ande­
ren Katastrophen sowie die Linderung 
der Folgen. Zivilschutz ist in Skandina­
vien nach jedermanns Überzeugung ei­
ne waffenlose und damit zutiefst huma­
nitäre Tätigkeit. Zivilschutz ist aber 
auch, ungeachtet der Zugehörigkeit zu 
Bündnissen bzw. einer strikten Neutrali­
tätspolitik, ein fester Bestandteil der To­
ta/verteidigung. Die Totalverteidigung 
entspricht der Umfassenden Landesver­
teidigung (Österreich) oder der Ge­
samtverteidigung (NATO). In letzter 
Zeit wurde die Effektivität des Zivil­
schutzes, insbesondere in den Bereichen 
der Katastrophenvorsorge und der Ka­
tastrophenbewältigung durch Großun­
glücke, auf den Prüfstand gestellt. Der 
Reaktorunfall von Tschernobyl bewirk­
te in den Verwaltungsbehörden der 
skandinavischen Staaten neue Organi­
sationsformen des Bevölkerungsschut­
zes. 

Alle nordischen Länder gehen bei ihren 
Schutzmaßnahmen in erster Linie von 
der Annahme eines Krieges mit konven­
tionellen Waffen aus. Sie glauben reali­
stischerweise auch, und dies gilt insbe­
sondere für Finnland und Schweden, 
daß im Falle einer bewaffneten Ausein­
andersetzung zwischen den Blöcken 
auch die neutralen Länder nicht ver­
schont sein vrerden. Zwar sind sie der 
Überzeugung, daß ein Einsatz von 
Kernwaffen auf das Territorium der nor­
dischen Staaten nicht unmittelbar erfol­
gen würde, daß aber Auswirkungen auf 
diese Staaten nicht auszuschließen sind. 
Daher wird dem Schutz vor radioakti­
vem Niederschlag große Aufmerksam­
keit gewidmet. Auch der Schutz vor che­
mischen Waffen sowie das evtl. Andro­
hen ihres Einsatzes werden gleichfalls 
berücksichtigt. 

In allen nordischen Ländern ist der zi­
vile Bevölkerungsschutz eine gesetzlich 
vorgeschriebene Tätigkeit. 

4.1 Schwedens ziviler 
Bevölkerungsschutz 

Der Zivilschutz bildet in Schweden ein 
Kernstück der Verteidigung. Der Aus-
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druck "Civilförsvar" für dieses Aufga­
bengebiet bedeutet wörtlich ins Deut­
sche übersetzt "Zivile Verteidigung". 
Man spricht aber sehr oft von "Bevolk­
ningsskydd", was soviel wie Bevölke­
rungsschutz bedeutet, und deshalb ist 
der Begriff Civilförsvar gleichbedeutend 
mit dem deutschen Zivilschutz. 

Schwedens Zivilschutz kann auf eine 
mehr als fünfzigjährige Geschichte ver­
weisen. Bereits im Jahre 1937 wurde das 
erste Luftschutzgesetz erlassen und die 
schwedische Zivilschutzvereinigung be­
gründet. Sie zählte während des Zweiten 
Weltkrieges 600 000 Mitglieder. Wäh­
rend des Zweiten Weltkrieges wurden in 
den Jahren 1941 Evakuierungsbestim­
mungen, 1943 Vorbereitungen für ein 
Zivilschutzgesetz und 1944 die aUge­
meine Zivilschutzpflicht eingeführt. 
Diese Zivilschutzpflicht, auch Zivilver­
teidigungspflicht genannt, gilt noch heu­
te, und zwar für Männer und Frauen 
(insbesondere kinderlose Frauen) vom 
16. bis zum 65 . Lebensjahr. Diese kon­
sequente Handhabung der Verpflich­
t'lng von jedermann bei der Verteidi­
gung des Staates hat auch dazu geführt, 
daß im schwedischen Zivilschutz über 
200 000 aktive Helfer tätig sind und ihre 
Aufgaben in Wiederholungskursen im­
mer wieder üben. Die Frauen sind in 
sog. "Lottakorps" zusammengeschlos­
sen. 

Im Jahre 1948 widmete man sich beson­
ders dem Schutzraumbau und folgte der 
politischen und geseUschaftlichen Über­
zeugung, daß Zivilschutz ein fester Be­
standteil der Totalverteidigung ist. 1951 
und 1960 erfolgten Neufassungen mit 
vermehrten Aufgaben und Rechten der 
Zivilschutzgesetzgebung; desgleichen 
wurde ein Ausbildungsprogramm in 
Angriff genommen. In den 70er Jahren , 
insbesondere 1975 und 1979, erfolgte 
der Beschluß der schwedischen Regie­
rung, ein neues System für Schutzraum­
bauten einzuführen; es wird noch später 
vorgestellt. Seit 1986 sind wesentliche 
organisatorische Änderungen in den 
Zuständigkeiten und Verantwortlich­
keiten des schwedischen Zivilschutzes 
eingetreten. Und für das Jahr 1988/ 89 
ist eine erneute Änderung der gesetzli­
chen Grundlagen für den Zivilschutz 
vorgesehen. 

Schwedens Bevölkerungsschutz ist im 
Umbruch - die neuesten Entwicklun­
gen soUen hiermit vorgestellt werden. 

ZIVILVERTEIDIGUNG 1/ 89 

Schwedens Bevölkerungsschutz 

Räddningsverket. Karlstad/Schweden 
(Zentralamt für Zivi 1-. Katastrophen- und Brandschutzl 

I Generaldirektor I 

I lnformations - und I 
Presse-Sekr. I 

I Planungs- und I I Entwicklungs-Sekr. 

Bevölkerungs- Rettungsdlenst- Ausbi ldungs- Technische verwaltungs-
schutzabt. abteilung abtei lung Abteilung abtei lung 
(stellvertr. Ge-
neraldirektor 

""o"l"hOI" 10 

Revinge. Rosersberg. Sandö.Skövde 

a) Staatliche Administration 

In den meisten europäischen Staaten un­
tersteht der Zivilschutz den innenmini­
sterien oder den Justiz- und Polizeimini­
sterien. Schweden macht in dieser Hin­
sicht eine Ausnahme. Dort gehört der 
Bereich des Zivilschutzes seit 1967 zum 
Verteidigungsministerium. AUerdings 
erfolgen Planung, Koordinierung und 
Durchführung aller Zivilschutzmaßnah­
men - entsprechend dem schwedischen 
Verwaltungsaufbau - durch ein Zen­
tralamt. Auch hier hat sich in den Jahren 
1986 und 1987 Entscheidendes geän­
dert. Gab es bis zu diesem Zeitpunkt ei­
ne G eneraldirektion für den Zivilschutz, 
so ist seit dem 1. 7. 1986 das Zentralamt 
für ZiviJ- , Katastrophenschutz und 
Brandschutz in Karlstad (Räddnings­
verket) zuständig. GleichfaUs wurden 
die 99 Zivilschutzgebiete aufgelöst. Im 
Frieden sind für den Bevölkerungs­
schutz (wie bisher) die 24 Regierungs­
bezirke/ Provinzen und seit 1. 1. 1987 al­
le 284 Kommunen, die in etwa Großge­
meinden oder kleinen Landkreisen ent­
sprechen, zuständig. 

Im Kriegsfall werden sechs Verteidi­
gungsregionen eingerichtet, die mit den 
,,23 Län" und Gotland mit der militäri­
schen Gliederung (s. Kap. 3.1) überein­
stimmen. 

Die ab Mitte der 80er Jahre in Europa 
entwickelte neue Philosophie, der Zivil­
schutz sei im wesentlichen eine Aufgabe 
für den Frieden, der Krieg in der Kette 
der denkbaren Katastrophen nur eine, 
wenn auch die größte und schlimmste 
Bedrohung, führte beispielsweise zur 
Auflösung der Zivilverteidigungsakade­
mie in Katrineholm am 1. 7. 1988. Das 
Zentralamt (Räddningsverket) und die 
vier Rettungsschulen (Räddningssko­
lan) nehmen somit dje umfassende Auf­
gabe "Schutz der Zivilbevölkerung in 
Frieden, Krise und Krieg" wahr. Das 
Prinzip lautet: " Räddningstjänst för 
Fred och för Krig" = Rettungsdienst 
für Frieden und für Krieg. 

Dementsprechend ist auch das Statens 
Räddningsverk (SRV) in Karlstad ge­
gliedert. 

b) Die Zuständigkeit der Gemeinden 

Seit Januar 1987 hat sich hier Entschei­
dendes verändert. Waren vorher die 
staatliche Administration, also Ministe­
rium, Generaldirektion und die Verwal­
tungsabteilungen der Provinzen zustän­
dig, so ist seit diesem Zeitpunkt die Ge­
meinde für den örtlichen Zivilschutz 
verantwortlich, also jene 284 Kommu­
nen, die nach der Verwaltungs- und Ge­
meindereform in Schweden geblieben 
sind. Die unmittelbare Zuständigkeit in 
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Bild 3: 

siehe Legende zu Bild 2. 

der Gemeinde liegt beim Feuerwehr­
cher mit seinem Zivilverteidigungsstab. 
Er ist gegenüber dem gewählten Spre­
cher der Gemeinde (Ordförande) und 
gegenüber dem Gemeinderat der Ver­
antwortliche. Entsprechend dieser Zu­
ständigkeit ist auch die Stabsgliederung 
neu geregelt: 

Es gehören dazu: 

• die Leitungseinheit (Leddet) mit den 
Sparten Heimschutz3, Rettung, ABC­
Schutzräume und Information, 

• die Alarmierungseinheiten (Aldet) 
mit der Sirenen- und Rundfunkalarmie­
rung und als Unterstützungseinheiten 

• Fernmeldeeinheiten mit aUen Mög­
lichkeiten der Kommunikation. 

Hierzu zählen nicht nur Fernsprecher, 
Fernschreiber und die Möglichkeit von 
Boten, die im Alarmierungssystem auch 
Lautsprecherdurchsagen vornehmen 
können , sondern auch eine eigene Ra­
diostation mit der Möglichkeit der Wahl 
von UKW-Frequenzen auf dem 80 m 
Band, 

• die Betreuungseinheiten, die nicht 
nur die arbeitenden Stabsmitglieder ver­
sorgen. 

Auch die Einsatzkräfte des Zivilschut­
zes, die sich an den Sammelpunkten 
z. B. Schloß Trollenäs (s. Bilder 2, 3) 
aufhalten (max. Stärke von 500 bis 
2 000 Personen), werden durch sie un­
terstützt. 
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Bild 4: 

Neubausiedlung in Eslöv von 1985/ 86; 

die Anlage ist nicht nur ein Energiesparmodell des schwedischen 
Staates. 

Dieser Versammlungs- oder Bereit­
schaftsraum muß zehn km von der Sied­
lungsverdichtung entfernt sein, damit 
die Kräfte im Falle einer Schadenslage 
im Frieden und Krieg nicht gefährdet 
sind. Die Bevölkerung selbst befindet 
sich währenddessen in den Schutzräu­
men (s. Abschn. d). Für die Erste Hilfe 
im Ort sind je nach Größe der Gemein­
den Brandschutzkräfte (kommunale 
Brandgruppen) vorgesehen, die insbe­
sondere Rettungs-, Aufräumungs- und 
Bergungsaufgaben übernehmen müs­
sen . Seit 21 Monaten also ist die unmit­
telbare Zuständigkeit der Gemeinden 
gegeben. Die Überlegung, die Aktivitä­
ten von der staatlichen Verwaltungsebe­
ne auf die Gemeindeverwaltungen zu 
übertragen, wurde damit begründet, daß 
die Notwendigkeit der Einrichtungen, 
des Einsatzes der finanziellen Mittel, der 
Motivation und Information der Bevöl­
kerung und vor allem der Aus- und Wei­
terbildung der Kräfte vor Ort besser be-

2 Es gibt keine Freiwillige Feuerwehr. Alle Feuer­
wehrmänner werden für ihre Leistungen entgol­
ten. Von den insgesamt 19 000 Feuerwehrleuten 
sind 6 000 hauptberuflich und 13 000 teilberuf­
lich. 

3 Die Heimschutzorganisation wurde mit der 
Übernahme der Zivilschutzaufga ben durch die 
Gemeinden begründet. Derzeit gibt es 9 000 
Helfer. Die Endstärke mit 30 000 Helfern soll 
1992 erreicht werden. Sie kommen großteils aus 
der Zivilschutzvereinigung und arbeiten im 
Selbstschutz, Schutzraumbetrieb, bei der Schutz­
maskenverteilung, der Räumung und Evakuie­
rung. 

urteilt werden kann. Die Gemeinden ha­
ben bis zum Zeitpunkt meines Besuchs 
in Schweden noch nicht genügend Er­
fahrung mit der neuen Kompetenz sam­
meln können. Übereinstimmend wurde 
jedoch beklagt, daß die finanziellen Mit­
tel vor allem für den Ausbau der Schutz­
räume nunmehr spärlicher fließen und 
ein Teil der finanziellen Verantwortung 
auf die Gemeinden abgewälzt worden 
ist. 

c) Der Warndienst 

Die Alarmierung ist darauf ausgerichtet, 
daß bei einem feindlichen Luftangriff 
die Schutzräume erreicht werden kön­
nen. Die Informationen werden durch 
die Luftraumüberwachung der Luftwaf­
fe an die Warndienstabteilung des Zivil­
schutzes weitergeleitet. Diese wiederum 
steht in unmittelbarem Kontakt mit den 
Leitungszentralen bzw. dem Leiter der 
örtlichen Zivilschutzkräfte. Von der ZS­
Leitungszentrale wird der Fliegeralarm 
für die Orte ausgelöst, die in gefährdeten 
Zonen liegen. 

Ziel ist es, den Alarm möglichst auf ab­
gegrenzte Gebiete oder Gemeindebe­
reiche zu begrenzen, die von einer Ge­
fahr betroffen sein können. Folgende 
zeitliche Vorgaben gelten: 

• Am Tage mindestens drei Minuten 
vor der Gefahr, 

• in der Nacht mindestens vier Minu­
ten. 
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Für gewisse Küstenbereiche und die 
Schärengebiete sind Vorwamzeiten von 
zwei Minuten vorgesehen. 

Für diese Aufgaben bestehen vier 
Alarmsignale: 

"Bereitschaftsalarm, Fliegeralarm, Ge­
fahr vorbei und wichtige Mitteilungen". 

Die Alarmsignale werden durch Typho­
ne oder durch Sirenen ausgestrahlt. 

Außerdem haben die Alarmeinheiten 
die Möglichkeit handbetriebener Sire­
nen, die ihre Energie durch Kompresso­
ren erhalten. 

Das Alarm- und Informationssystem 
besteht an 220 Alarmierungsgebieten 
und ist damit nach Mitteilung der schwe­
dischen Zivilschutzbehörden flächen­
deekend. 

Ergänzende Informationen werden über 
Radio (P 3) gegeben. 

Die Signale "Fliegeralarm" und "Ge­
fahr vorüber" werden viermal pro Jahr 
getestet, und zwar jeweils am ersten 
Montag der Monate März, Juni, Sep­
tember und Dezember, 15.00 Uhr. 

d) Schutzraumbau 

Die Organisation des Warndienstes 
sieht vor, daß nicht jedes Haus einen 
Schutzraum besitzt. Die Zielsetzung 
liegt vielmehr darin, bei den vorgegebe­
nen Alarmzeiten den Schutzraum recht­
zeitig zu erreichen. Das kann eine Ent­
fernung von 200 bis 250 m bedeuten. 
Seit dem 1. Juli 1976, an dem Parlament 
und Regierung beschlossen haben, dem 
Schutzraumbau eine besondere Priorität 
einzuräumen, wurde der Bau von 
Schutzräumen verstärkt und mit einem 
Vorrang vor Evakuierungsmaßnahmen 
versehen. Ziel ist es, in den gefährdeten 
Gemeinden für 7,8 Mio. Einwohner ei­
nen Schutzplatz zur Verfügung zu steI­
len. 1987 gab es 59 500 Schutzräume in 
342 "Schutzorten" mit 6,05 Mio. 
Schutzplätzen. Das entspricht bei 8,37 
Mio. Schweden einer Quote von 73 %. 
Für das 5-Jahres-Schutzraumbaupro­
gramm von 1985 bis 1990 sind 740 000 
neue Schutzraumplätze im Zuge von 
Wohnungsneubauten und anderen Bau­
vorhaben vorgesehen (5. Bild 4, 5). 

Damit ist Schweden nach der Schweiz 
beim Bau von Schutzräumen in Europa 
Spitzenreiter". Die Schutzräume unter­
liegen einer permanenten Friedensnut­
zung, die sowohl den ökonomischen 
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Bild 5: 

Die Kellerräume sind im Grundscbutz er­
baut, haben 540 Schutzplätze und sind in 48 
Stunden betriebsbereit 

Gedanken als auch die psychologische 
Vertrautheit mit dem Schutzraum för­
dert. 

Verwendungen finden Schutzräume, 
gleich weIcher Größenordnung, als Ver­
sammlungsräume, Vorschul-Leseräu­
me, Cafeteria, Bibliotheken, Musiksäle, 
Studienräume in Museen, Sport- und 
Fitneßräume und sogar teilweise als 
Hallenschwimmbäder. 

Die Konstruktion entspricht dem ver­
stärkten Grundschutz und ist sowohl 
trümmer- als auch splittersicher, zudem 
gegen die Einwirkungen von Bränden 
sowie von Radioaktivität, chemischen 
und bakteriologischen Waffen konzi­
piert. Die Finanzierung der Schutz­
raumbaumehrkosten erfolgt durch den 
Staat dort, wo sie durch die Gemeinden 
vorgeschrieben und in die Planung ein­
bezogen sind. 

Es gibt Schutzräume mit einer Kapazität 
bis zu 25 000 Personen. AIs Beispiel ist 
der Katharinenbunker in Stockholm zu 
nennen. Um jedoch die organisatori­
schen und gesellschaftlichen Probleme 
bei der Schutzraumbelegung zu mini­
mieren, ist die Zielsetzung, künftig nur 

4 Schweiz = 88 %, Finnland - 70 %, Nnrwegen = 

67 %, Dänemark = 51 % 

noch Schutzräume bis zu max. 3 000 
Plätzen zu bauen. 

Auch die Kommando- und Befehlszen­
tralen der Zivilschutzeinrichtungen sind 
geschützt untergebracht. Jede der Ein­
satzleitungen und Stäbe hat eine ver­
bunkerte Kommandozentrale. Um die 
Welt ging die in den Jahren 1972 bis 
1977 errichtete Kommandozentrale im 
Edsberg bei Sollentuna/ Stockholm . 
Dieses "KontroIIzentrum für die Zivil­
verteidigung", das mit einem Kosten­
aufwand von 8 Milliarden DM erbaut 
wimie. gilt als Superlative. Es hat nicht 
nur die obligatorischen Filteranlagen für 
Luft und Wasser, einen eigenen Brun­
nen, Lebensmittelvorräte und Funkver­
bindung, sondern auch ein eigenes 
Kraftwerk. Es bietet mehr als 200 Perso­
nen monatelang die Möglichkeit zu ar­
beiten und ist bautechnisch gegen Bo­
dendruckwellen durch Abfederung der 
Gebäude geschützt. 

Alle diese Initiativen und Aktivitäten 
sind Realität. Bei meinen Besichtigun­
gen konnte ich in Eslöv (35 000 Ein­
wohner, Provinz Malmö) in Neubauten 
Schutzräume (5. Bild 4, 5) besichtigen, 
die innerhalb von 48 Stunden funktions­
und betriebsfähig gemacht werden kön­
nen (Kapazität in drei Abschnitten je 
180 Personen). 

Auch die Einsatzleitzentralen befinden 
sich in einem vorzüglichen Zustand und 
werden durch die örtlichen Zivilschutz­
leitungen bei häufigen Übungen immer 
wieder einer Überprüfung ihrer Funk­
tion unterzogen. 

Die Leitungszentrale von Eslöv, 1972 
erbaut, bietet pro Schicht je 60 Stabsmit­
gliedern eine autarke Versorgung bis zu 
30 Tagen. (Bilder 6, 7) 

e) ABC-Schutzmasken 

Im Zusammenhang mit dem ABC­
Schutz der Schutzräume muß erwähnt 
werden, daß seit 1973 ein Programm be­
gonnen hat, das für jedermann Schutz­
masken vorsieht. Auch Schutzanzüge 
für Kleinkinder befinden sich in Arbeit. 
Mittlerweile gibt es davon mehr als fünf 
Mio. in verschiedenen Größen, also 
auch für Kleinstkinder und Kinder. Bis 
zum Jahre 1993 hat jeder Schwede seine 
eigene Maske. Die Finanzierung ist im 
Haushalt gesichert und der Auftrag an 
die Fertigungsfirmen bereits erteilt. Mit 
dieser Situation ist Schweden einmalig 
in der Welt. 
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f) Evakuierung/Räumung 

Im Rahmen des Schutzraumbaues muß 
auch die Evakuierung untersucht wer­
den. Zwar gibt es noch immer Pläne zur 
Umsetzung von vier Mio. Personen an 
90 Plätzen Schwedens. Sie geht jedoch 
aufgrund der Bedrohungsanalysen und 
der Vorwarnzeiten konzeptionell zu­
rück. Seit 1980 wird auf eine Massen­
evakuierung verzichtet. Statt einer hori­
zontalen Räumung entscheidet man sich 
für eine vertikale Evakuierung - also 
den Schutzraumbau. 

g) Mitwirkung der Bevölkerung und 
Öffentlichkeitsarbeit 

Die Schweden haben sich seit den 70er 
Jahren trotz ihrer neutralen Haltung und 
ihrer nachweisbar friedlichen Politik 
nicht gescheut, Broschüren zu erstellen 
mit der Überschrift "Wenn der Krieg 
kommt" ("Om kriget kommer"). Diese 
Broschüren und entsprechende Merk­
blätter werden immer wieder nachge­
druckt und in allen Haushalten Schwe­
dens verteilt. Es liegen zudem Flugblät­
ter mit dem Titel "Überleben im Atom­
krieg" vor. Druckkapazitäten zur sofor­
tigen Unterrichtung der Bewohner bei 
Kriegsgefahr sind eingerichtet, somit 
Teil des Bevölkerungsschutzes. Die 
Zielsetzung ist, jedermann sein eigenes 
Informationsblatt an die Hand zu geben. 
Dieses stete Vertrautsein mit möglichen 
Gefahren und die daraus resultierende 
Sensibilität der Bürger führen auch da­
zu, daß gegen die immensen Pflichten 
wenig Proteste oder Widerstand zu fin­
den sind. 

So heißt es in einem Merkblatt, das an 
alle Schweden verteilt ist: 

"Alle Mitbürger nehmen an der Total­
verteidigung teil: 

• Wehrpflicht für Männer von 18-47 
Jahren, 

• Zivilverteidigungspflicht für Männer 
und Frauen von 16-65 Jahren, 

• Arbeitspflicht für Männer und Frau­
en von 16-70 Jahren (soweit nicht 
wehr- oder zivilschutz-dienstpflichtig)". 

Auch die Wehrdienstverweigerer tun 
teilweise im Zivilschutz Dienst. Ärzte 
und Pflegepersonal haben sogar eine 
Dienstpflicht bis zum vollendeten 70. 
Lebensjahr, die auch auf Frauen über­
tragen ist. 
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Die Bilanz der friedensmäßigen perso­
nellen Bereitschaft ist gleichermaßen 
beeindruckend. 

200 000 Männer und Frauen arbeiten in 
den Hilfs- und Rettungsorganisationen. 
Der 80prozentige Anteil der Männer 
umfaßt fast ausschließlich diejenigen 
Helfer, die das Alter für die Wehrpflicht 
überschritten haben. 17 % sind Frauen 
und die restlichen Helfer sind hauptamt­
liche Kräfte. 

Da industrielle Unternehmen mit mehr 
als 200 Beschäftigten in Risikozonen 
über eigene Betriebsschutzgruppen ver­
fügen, kommen weitere voll ausgebilde­
te und gut ausgerüstete rd. 50 000 Hel­
fer hinzu. 

Die Zivilverteidigungs-/ Bevölkerungs­
schutzorganisation kann damit im Not­
und Ernstfall eine Viertelmillion schwe­
dische Bürger mobilisieren. 

Leben schützen und Leben retten ist für 
Schweden und seine Bürgerschaft nicht 
nur humanitäre Verpflichtung, sondern 
eine Notwendigkeit der eigenen Sicher­
heit. 

5. Schlußbetrachtung der 
schwedischen Landesvertei­
digung 

"Wenn wir abrüsten und unsere Vertei­
digungsbereitschaft aufgeben, würde 
das unsere Nachbarn kaum beeindruk­
ken", sagte der Sprecher des schwedi­
schen Verteidigungsstabes, General­
leutnant Jan-Ake Berg im Jahre 1982. 

Mit einfachen Worten verdeutlichte er 
damit den Regierungsbeschluß von 
1968: "Die Sicherheitspolitik Schwe­
dens hat das Ziel der Erhaltung der na­
tionalen Unabhängigkeit. Die Grundla-

Leitungszentrale von 
Eslöv Kommun, 1972 
erbaut, sichtbar durch 
den 20 m hohen Funk-

Der Eingang liegt 3 m 
unter Grund und führt 
zum 14 m tiefen Bau­
werk (Druckbelastung 
250 kgl cm2). 

Bild 7: siehe Legende zu Bild 6. 

ge dieser Politik ist es, die Handlungs­
freiheit des Landes unter allen Umstän­
den zu gewährleisten . .. Schweden kann 
trotz seiner Politik - Bündnisfreiheit im 
Frieden, Neutralität im Kriege - nicht 
sicher sein, in einen Krieg nicht hinein­
gezogen zu werden. Wir halten deshalb 
eine funktionsfähige Totalverteidigung 
für unabdingbar. " 

Die U-Boot-Affären und die Vorkomm­
nisse in den Schären haben in den vergan­
genen sieben Jahren Schwedens Vorsicht 
bestätigt. Die Bürger sind aufs neue von 
der Notwendigkeit der Verteidigung 
überzeugt, und die schwedische Presse 
weist auf Mängel bzw. Erfordernisse hin . 

Die jüngsten Entwicklungen laufen un­
ter dem Motto: 

Vorbeugen und Planen, um bereit zu 
sein! 
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Schwedens Bereitschaft zur Gefahrenabwehr in Frieden, Krise und Krieg 
(Bevölkerungsschutz ) 

~ko + Krisenlagen Gefahren- Vorbeu- Groß- Versor- "Überra- Alarm tufe / Bereitschaftsgrad Krieg 
> bewältigung gende unglücke / gungs- schungs-

in der Maß- Kata- krisen Not- + Ge-t Planung ziele 
Gemeinde- nahmen strophen fahren- IU I IT I 

planung lagen" 

Lagebeurteilung + 
Entscheidung / 
Entschluß 

Planung in Friedenszeiten zur ~chrittweisen, aUmäblichen Erhöhung 
der Bereitscbaft sowie bei Überrascbungsangriffen (Notstand) 

Organisation I "<~------ Normale Friedensorganisation ------...::;>~I~ Spezielle ~ 

- Aufgaben, Aktivitäten Alltags­
aufgabe 

der 
Verwaltung 

Umsetzen Katastro- Güterbe- Kontinuierliche Bereitschafts­
erhöhung, Alarmmaßnahmen 

(Bezirks-/ Regionalverwaltung) 

Kriegsorganisation 
Eingeschränkte 

Friedensverwaltung; 
Notfall- / Umgestellte 

Verwaltung 

von phenab- wirtschaf-
Erfahrun- wehrorg. tung - Verteilung der Auf-

gaben 
- Leitung, Stab 

gen Feuerwehr- (Ausschuß, 
chef Sozialver-

waltung) 

Ressourcen 
- Personal 

~ "Normale" Ver- -:;. -4E-- Einsatz von -----7~ Einberufung aller Stäbe ~ ~ Zivilverteidigungs- ~ 
waltung Spezial täben/ (keine Ferien, keine Freizeit, organisation der 

-arbeitsgruppen 24-Std.-Dien t) Gemeinden 
- Ausrüstung 
- Räume und 

Unterkünfte 

- Schutzraumnutzung 
- Bereitschaftsräume 

Kommunikation 
- Telephon 

I"<E--- "Normales" Verbindungsnetz -----?>~I --E Krieg telephon netz ~ 

Spezielle Kanäle 
- Funk 

Die neue Zuständigkeit der Gemeinden 
wird mit "Kommunens Beredskap" = 

"kommunale Bereitschaft" beschrieben. 

Die Ausbildungsprogramme der Schu­
len bieten u. a. an: Unfall rettung und 
A1armierung der Bevölkerung, Zivilver­
teidigung und Brandverhütung, Bewäl­
tigung von Chemieunfällen und Trans­
port gefährl icher Güter, Bevölkerungs­
evakuierung und Lebensrettung .. . 

An der Universität Lund besteht eine 
Abteilung für Sicherheitsingenieure im 
Brandschutz mit einern eigenen Lehrge­
biet für Bevölkerungsschutz, die in Zu­
sammenarbeit mit der staatlichen Zivil­
verteidigungsorganisation auch auslän­
dische Experten ausbildet. 

Die Maxime "Für Schutz und Rettung 
der Menschen" - Alltagsgefahren, Ka­
tastrophen , Versorgungskrisen und den 
Krieg umfassend - bestimmt Schwe­
dens politisches und administratives 
Handeln. 

Hierüber besteht Consensus bei allen 
Parteien und allen Regierungen5

. Die 
Totalverteidigung ist für das Königreich 
Schweden Grundlage für eine glaub­
würdige Landesverteidigung. Schweden 
sieht deshalb keinen Anlaß, seine Si-
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I s~a:~! I Übersetzung aus dem Schwedischen: 
H. Schöttler 9/ 88 

cherheitspolitik zu verändern6. Es be­
folgt traditionell eine von Bündnissen 
freie Neutralitätspolitik und ist somit im 
Norden ein stabilisierendes und beruhi­
gendes Element. 

5 Auch nach den Reichstagswahlen vom 18. 9. 
1988, bei denen der bisherige Ministerpräsident 
Ingvar Carlson wieder eine regierungsfähige 
Mehrheit erhielt (177 Sitze gegenüber 152 der 
bürgerlichen Oppo ition), wird dies unverändert 
bleiben. Die Haltung der Grünen (20 Sitze) ist 
noch nicht abzuschätzen. 

6 Eindrucksvoll bestätigt wurde diese Annahme 
durch das Interview mit der Tageszeitung "DLE 
WELT" vom 11. 11. 1988. Hiererkläne Minister­
präsident Ingvar Carlson: "Wir sind davon über­
zeugt, daß wir es uns leisten können , auch in Zu­
kunft zur Unterstützung unserer Neutralitätspoli­
tik eine starke Landesverteidigung aufrechtzuer­
halten." 
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Ankerschienen und Dübel 

Ankerschienen und Dübel 
im Schutzraumbau (Teil 11) 

Wir setzen den Beitrag aus Heft 111/88 fort: 

Neue Dubelzulassungen 

Seit dem Erscheinen des Heftes IlI/87 der 
"Zivilverte idigung" sind vom Institut für 
Bautechnik (Itbt) weitere Dübel zugelas­
sen worden, die im Schutzraumbau e inge­
setzt werden können. 

Es handelt sich um die Fischer-Zykon-An­
ker FZA gern. der Zul assung des Institutes 
für Bautechnik Nr. 2 1.1 -489 gültig bis 
3 1.3. 1993, die ga lvan isch verzinkt oder aus 
nichtrostendem Stah l geliefert werden. Die 
größte zu läss ige Schock last e ines Dübels 
für zentri schen Zug, Q uerzug und Sch räg­
zug unter jedem Winkel, die Achsabstän­
de, die Mindestzw ischenabstände von der 
Gesamtlast der Dübelgruppe in Beton mit 
de r Festigke itsk lasse ~ B 25 s ind fo lgende: 

FZA 22 x 100 M 160/20 

Einze ldübel 
bei Achsabständen 

zu1F= 16kN z 
a ~ 34cm 

bei Zwischenabständen az = 48 cm 
Gesam tl ast der Dübelgruppe (kN) 16243242 
bei Zwischenabständen (cm) 48607080 

FZA22 x 100M L2 1 

Einzeldübel zu l F = 24 kN 
z 

bei Achsabständen a ~ 32 cm 
bei Zwischenabständen a = 60 cm 

z 
Gesamtlast der Dübelgruppe (kN) 24324254 
bei Zwischenabständen az (cm) 60708090 

FZA 22 x LOO M 16/20 

Einze ldübel 
bei Achsabständen 
bei Zwischenabständen 

zulFz =24kN 
a ~ 32cm 

a = 60cm z 

Gesamt last der Dübelgruppe (kN) 24324254 
bei Zwischenabständen a (cm) 

l 
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60708090 

Otto K. Schaible 

Befesti~un~ Hin Einbauteilen 
mit Massen über 2 k~/ 
Befesti~un~sstelle 

Die Dübelregelung für die Befes tigung von 
Einbautei len mit geringer Masse bi s 2 kg 
pro Befestigungsste lle und e inem Gesamt­
gewicht des Einbauteiles von höchstens 10 
kg wurde in Heft 111/88 darges te llt. 

Es g ibt jedoch auch Einbaute ile, deren 
Masse pro Befestigungss te ll e über 2 kg 
liegt. 

Für solche Befestigungen mußten bi sher 
wegen der Forderung der Mindestveranke­
rungstiefe von 60 mm mindestens Dübel 
M8 e ingebaut werden. 

Nunmehr s ind Dübel auf dem Markt, die 
auch mit Gew inde M6 diese Anforderun­
gen erfüllen: 

a) Upat TOP Hinterschne id-Anker TOP 
M6/ 15 V 

b) Upat TOP Hinterschneid-Anker TOP 
M6/25 0 mit 15 mm Durchstecktiefe 

c) fischer Zykon-Anker FZA 14 x 60 M6 1 

Diese Dübel werden so ausge führt bzw. 
e ingebaut, daß die Verankerungstie fe 60 
mm beträgt. 

Die zu läss ige Last, die Achsabstände, die 
Mindestzwi schenabstände sow ie die erfor­
derlichen Zwischenabstände in Abhängig­
keit von der Gesamtlast der Dübelgruppe 
können im Schutzraumbau wie fol gt be­
rücksichti gt werden: 

Einzeldübel zu l F = 6 kN z 
bei Achsabständen a ~ 20clll 

bei Zwischenabständen a = 30 cm 
Gesamtlast der Dübelgruppe (kN) 6 101624 
bei Zwischenabständen a

z 
(cm) 30364860. 

Mit diesen Dübeln können be i der Schock­
regelkl asse RK 0,63/6,3 je nach der Masse 
pro Befestigungsste lle 

• Sanitär-, Heizungs-, Klimale itungen 

• Meßrohrleitungen 
• Blechkanäle, -rohre 
• Kabelbühnen 
• Leuchten 
• Schalter 
• Steckdosen 
• Verte iler 
• Vorhänge etc. 

be i mitti ger Last Einbautei le bi s zu fo lgen­
der Last befesti gt werden: 

1000 ·6 
mv ( 1,6·6,3 + I) 9,8 1 

= rd . 55 kg/ 
Befestigungsste lle 

Die re lat iv hohe Belastbarkeit dieser Dübel 
M6 zeigt, wie wirtschaftlich es ist, Einbau­
te ile mit e iner Masse von etwa 18 bi s 55 
kgiBefesti gungsste lle mit diesen Dübeln 
zu befesti gen. Voraussetzung ist ledig lich, 
daß ihre Mindestverankerung 60 mm be­
trägt. 

Beispiele zur Berechnlln~ der 
Dübel zur Befesti~un~ \'on 
Einbauteilen in 
SchutzrülImen 

Unabhängig vom Nachweis, daß die Dübel 
die Belastungen aus Schockbeanspruchung 
aufnehmen müssen, ist nachzu weisen, daß 
d ie Dübel auch dem Gebrauchsfall gern . 
den Zulassungen des Instituts für Bautech­
nik entsprechen. Dieser Nachwei s ges taltet 
sich jedoch im a llgemeinen sehr e infach, 
da die Dübel im Schutzraumbatt für die 9-
bi s li -fache Last berechnet werden . Der 
Schocknachweis ist somit für die Bemes­
sung maßgebend . 

Die in der "Vorl äufigen Regelung für die 
Verwendung von Dübeln in Schutzrätt ­
men" angegebenen zu läss igen Lasten, zu­
läss igen Gruppenlasten be i vorgegebenen 
Zw ischenabs tänden a sind für den Schutz-z 
raumbau vorrangig und bindend . Anson-
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sten gelten die Angaben in den bauauf­
sichtlichen Zulassungen. Dies gilt auch für 
das K- Verfahren zur Abminderung der zu­
läss igen Dübellasten bei reduzierten Rand­
und Achsabständen. 

Die rechneri sche Schubspannung t o darf 
den Wert t

o 
= 0,35 N/mm 2 nicht über­

schreiten. 

Der rechnerische Schocks icherheitsnach­
weis kann gern . dem Anhang "Nachweis 
der Schocksicherheit von Einbauteilen in 
Schutzräumen - Fassung Juni 198 1 mit Be­
richtigung vom Juli 1982, Nr. 4.2. 1 geführt 
werden. 

Dieser sieht vor, daß die bei einer Schock­
beanspruchung auftretenden dynamischen 
Kräfte z. B. al s statische Ersatzlasten be­
rücksichtigt werden können. Wegen der 
plötzlich auftretenden Belastung muß die 
Ersatzlast noch um den dynamischen Last­
faktor 1,6 erhöht werden. Als Beschleuni ­
gung a

max 
sind im Grundschutz bei der Re­

gelklasse RK 0,63/6,3 6,3 g (g = Erdbe­
schleunigung = 9,81 rn /52) zugrunde zu 
legen. 

Die Ersatzlast wird dann: 

F = 1,6 . m . am"" 

(m = Masse des Einbaute iles in kg). 

Die Ersatzlas t greift im Schwerpunk t des 
Einbaute iles an. 

Gemäß den verschiedenen zu erwartenden 
Schockrichtungen sind die Sicherheits­
nachweise in drei aufe inander senkrecht 
stehenden Achsen jeweils in positi ver und 

negativer Richtung getrennt durchzufüh­
ren. 

Es ergeben sich danach fo lgende Ersatzla­
sten: 

Fl =( 1.6·6,3 + I) ·m 
F~ = 1,6 . 6,3 . m 
Fi = (1 ,6·6,3 - I) . m 
1m allgemeinen genügt es, den ungünstig­
sten Las tfall nachzuweisen. Der Vollstän­
digkeit wegen sind nachstehend mögliche 
Lastf<i lle, die z. B. bei der Verankerung 
von Schaltschränken, Ventilatoren, Kabel­
bühnen und Rohrleitungen auftreten kön­
nen, dargestellt. 

I. Einbauteile mit 

Hodcnhcfcstigung 

a) Vertikallast von oben nach unten 
(siehe Bild J) 
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Die einzigartige Lösung: 

Upat TOP • der erste 
selbsthinterschneiclencle 

Schwerlastanker 
f •• d- - 7 .... ur .. gerissene ....,zone 

• Genauso einfach zu setzen wie ein normaler Anker 
• keine teuren und komplizierten Fräsgeräte 
• Durchsteckmontage - kein Problem 
• hält sicher, selbst im Kreuzriß 
• spreizdruckfreie Verankerung 

Information und Planungsmappe mit 
Zulassung und praktischer Rechenscheibe 
anfordern bei 

Ersatzlast: 

Zugelassen in 
Schutzräumen vom 

Bundesminister 
für Raumordnung, 

Bauwesen und 
Städtebau. 

Upat GmbH & Co. 
Postfach 1320 
0-7830 Emmendingen 
Tel. (07641) 456-0 

~BEFESTIGUNGS­
~TECHNIK 

Ersatzlast: 

FJ.. = (1,6·6,3 + I)· m · 9,8 1 [~] ~ [kN] 
1000 s2 . 1000 

Fi = (1 ,6·6,3 - I) · m· 9,8 1 [ kN] 

1000 

Gegeben: 
m = 120 kg; a = b = 50 cm; 

4 Befestigungsstellen 

Gegeben: 
m = 120kg; a=b=50cm; 
4 Befesligungsste llen 

Aunagerkräfte: 
Aunagerkräfte: 

FJ.. = (1 ,6·6,3 + I)· 120·9,8 1/ 1000 = 13,04 kN 
VA = VA =VB =VB = 13,04/4=3,26kN 

FI = ( I ,6·6,3 - I) · 120·9,8 1/1000 = 13 ,04 kN 

VA =V A =V B =V B = IO,7/4=2,68kN 
Ir 2r 'r 2r 

I.J. 2.J. I.J. 2.J. 

Diese Auflagerkräfte können bei der Bemes­
sung der Dübel unberücksichtigt bleiben, wenn 
sie direkt in den Boden e ingeleitet werden. 

b) Vertikallast von unten nach oben 
(siehe Bild 2) 

Diese Reaktionskräfte sind immer kle iner als 
bei cl. Sie sind daher be i der Dübelbemessung 
ebenfal ls nicht maßgebend. 

c) Horizontallast von rechts nach 
links (siehe Bild 3) 

Ersatzlast: 

F= 1,6 · 6,3 · m · 9,8 1 [ kN] 
f--- 1000 
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Ankerschienen und Dübel 

Auflagerkräfte allgemein: 

HA =H B = H/ 
I I 4 

a<b bzw. a=b 

V. =~ 
A I a 

VB =VA I I 

R = y'H- 2" +- V----,,-2 
. -S B B 

I 

Gegeben: 

(resulti erende 

Schrägzugkraft) 

m = 120 kg; a = b = 50 cm; h = 80 em: 
4 Befesti gungsste llen 

Auflagerkräfte: 

F= 1.6·6,3· 120 · 9,81/1000= 11 ,87 kN 
f-

H = H = 11 ,87/4 = 2,97 kN 
A I BI 

a=b 

V = V = 11 ,87·0,80/(2·0,50) = 9,50 kN 
A I BI 

R = 2972 + 9 502 = 995 kN BI ' , , 

Da je nach Richtung der Ho ri zonta lkraft a lle 

Dübe l di eselbe Zugkraft e rhalten können. wer­
den a ll e 4 Dübel g leich ausgeführt. 

Gewählt: 

4 für Schutzräume zuge lassene Dübel mit 

F
wl 

= 10 kN > 9,95 
a = 50 cm: Verankerungstiefe 60 111m 

z. B. fi scher-Zykon-Anker FZA 14/60 M 8 
oder M 10 a ~ 24 cm: Ve rankerungstie fe 60 mm 

Gegeben: 
m = 120 kg; a = 30 cm: b = 60 CI11: h = 85 cm; 
4 Befesti gungsste ll en 

Auflagerkräfte: 

F= 1.6·6,3· 120 ·9,8 1/1000= 11 ,87 kN 

H =H =I I,87/4=2,97kN 
A I BI 

a< b 

VA = VB = 11 .87 ·0.85/(2·0.30) = 16,82 kN 
I I 

RB =V2,972 +16.822 = 17.08kN 
I 

Dübe l mil F
zul 

= 16 kN reichen hier nicht mehr 
aus. 

Gewählt: 

Upat TOP Hinlerschne id-Anker M 16/100 oder 
fischer Zykon-Anker FZA 22/ 100 M 16 
F

zul 
be i a =40cm : 24 kN 

Da der Achsabstand a ~ 40 Clll in e iner Ri chtung 

unterschritten wi rd , muß die Zu läss ige Last ent ­
sprechend reduz iert werden (s iehe Bi ld 4). 
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M = Massenschwerpunkt bei 
gleichmäßiger Lastverteilung 

Bild 1: VertikaIJast von oben nach 
unten 

Reduzierte zulässige Last: 

K" = 1 (I + red a) ~ 1.0 
2 a 

K
a 

= 1/2 ( I + 30/40) = 0.88 < 1.0 

red RB = 24 . 0 .88 = 2 1,00 kN > 17.08 kN 
I 

11. Einbauteile mit Hoden- und 
Wandbefestigung 
(siehe Bild 5) 

Die Lastfälle a) und b) sind hie r genau diese l­
ben. Die Wand befesti gung spie lt hi er keine Ro l­

le. 

c) Horizontallast von rechts nach 
links (Annahme: starrer Körper) 

Ersatzlast: 

F = 1,6 . 6,3 . 111 . 9.8 1 [ k J 
f- 1000 

Bild 2: VertikalJast von unten 
nach oben 

I-- a --I 

Schraffierte Seite 

T 
h 

-.l 

R B
1 

Bild 3: Horizontallast von rechts 
nach links 

Auflagerkräfte allgemein: 

C= F · hF 

hc 

H +H 
A B 

F· (hc - hF) 

h 

HA I = H B I = HA 2 = H B
2 
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30 cm 

o 

60 cm 

1 o 

40 cm ~ 
---4 40 cm 

I 
Achs­

abstand 
a=4o

l

cm 

I 
Achs-

abstand 
a=4°lcm 

Bild 4: Überschneidung der Betonausbruckkegel, Reduzierung 
der zulässigen Dübellast, Multiplikationen mit )( ergibt 
"red F" 

I 

ml2 

J,.I 

HA 

Ankerschienen und Dübel 

HA HA 2 1 ) 
h...--. 

b 
a 

----r 
He 

T 
hc T 
1 hF 

~ 
= HB 

a 

Schraffierte Vorder eite 
1
2 

20 ,-r F, F3 [J 
Bild 5: Einbauteile mit Boden- undWandbefestigung 

Horizontallast von rechts nach links 

...L t2 0 F4 I 

2r::~~2 
Pos. 6: Einbauteile mit Decken­

befestigung 
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(;egebcn: 
111 = 120 kg: a = b = SO l' ll1 : h,. = 120 cm: 
hc = 200 CIll 

4 Boden-, 2 Wanclbefe,ligungen 

AuOagerkriifte: 
F = 1.6·6.3· 120·9.8 1/1000 = II.K7k 
He = II ,K7 . 120/200 = 7.12 k 

I 
He I = 11 :! = 7,12/2 = 3,56J.. 

HA + H 8= 11.87 (200 - 120)/200=4,75 k 

H = 11 = H = H =4,75/4= I ,19\.. 
AI 8 I A 1 81 
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Ankerschienen und Dübel 

Der ungünstigste Vertikal wert tritt wie beim 
Lastfal l a) mit 3,26 kN ein. Es ist som it CI = 
3,56 kN für d ie Dübelbemessung maßgebend. 

Gewählt : 
6 für die Schutzräume zugelassene Dübel M6 
mit F

zul 
= 6 kN > 3,56 kN a = 50 cm, Veranke­

rungstiefe 60 mm 
z. B. : 
fischer Zykon Anker FZA 14 x 60 M6 I 
oder 
Upat TOP Hinterschneid-Anker TOP M6/ 15V 

oder 
Upat TOP Hinte rschneid-Anker TOP M6/25D 

mit 15 mm Durchstecktiefe 

AuffaUend ist, daß s ich durch e ine zusätz.liche 
Wandbefesti gung die Dübelkräfte erheblich 
verringern . 

Es so llte daher im Einzelfall geprüft werden, ob 
6 Dübel bei Wand- und Bodenbefestigung oder 
4 größere Dübel be i Bodenbefestigung wirt­
schaftl iche r sind. 

III. Einhallteile mit 
I )Cl'kl-n hcfcst i/.!lI n/.! 
( \Ic!tc N I/d ()) 

Gegeben: 
m = 55 kg; a = b = 20 cm; 4 Befestigungsstellen 
Der Massenschwerpunkt wird ungünstigerwei­
se auf dem un tersten Massenträger angenommen. 

a) Vertikallast von oben nach unten 
Ersa tzlast : 

FJ.. = ( 1,6·6,3* + I)· m · 9,8 1/ 1000 [kN] 

FJ.. = ( 1,6 · 6,3 + 1) · 55·9,8 1/ 1000 = 6,0 kN 

F I =F 2 =F3 = F4 =6,0/4 = 1,5kN 
.j. .j. .j. .j. 

Diese Auflagerkräfte sind für di e Dübelbemes­

sung nicht maßgebend. 

b) Vertikallast von unten nach oben 
Ersatzlast : 

Fi = (1 ,6·6,3 - I)· m · 9,8 1/ 1000 [kN] 

Fi=( 1,6· 6,3 - 1)·55 ·9,8 1/ 1000 = 4,90kN 

Diese Kraft wird über die Ankerp latte auf die 

Deckenbetonplatte übertragen. Eine Bemes­

sung der Dübel ist hierfür nicht e rforde rl ich. 

Bei höheren Schockregelklassen wird die Be­
schleunigung a = 6,3 g entsprechend höher, z. B. 
bei der Schockr~~e lklasse RK 4,0/40 iSI a = 40 g 

max *. Bei dicken Ankerplatten würde der Hebelarm h im 
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Schwerpunkt des Druckdreiecks 1 . 18 = 12 cm 
lang sein. Bei den üblicherweise gewählten relati v 
dünnen Ankerplatten wird ein Druckstrei Fen von 
etwa 6 cm als ausreichend angesehen. Der Hebel­
raum wird dann 18 - ( ~ ·6) = 16 cm, mit dem die 
Dübelzugkräfte F, und F

2 
bestimmt werden. 

c) Horizontallast von links nach 
rechts 

Ersa tzlast : 
F = 1,6· 6,3· m · 9,8 1/ 1000 [kN] 
~ 
F = 1,6 · 6,3·55·9,8 1/1000 = 5,44 kN 
~ 
FI = F2 = F3 = F4 = 5,44/4 = 1,36 kN 
~ ~ ~ -) 

F +E =.!:.. H 
I.j. 2.j. h ** 

F + E = 5,44 . 40 = 13,6 kN 
I.j. 2.j. 16 ** 

FI = F2 = F3 = F4 = 13,6/2= 6,8 kN 
.j. .j. .j. .j. 

Resultierende Schrägzugkraft an den Dübeln: 

FR = FR = FR = F R =VF
2

+ F
2 

I 2 3 4 ..... J, 

FR = FR = FR = F R = 1,362 +6,802 = 6,93 
I 2 3 4 kN 

Da bei Horizonta llast die ungünstigsten Ersatz­

lasten auftreten, ist dieser Lastfa ll für d ie Dü­
belbemessung maßgebend. 

Gewählt : 
4 Dübel in der Kopfplatte 200/200 

fischer Zykon-Anker FZA 14 x 60 M I 0 ; 

Fzul = lOkN a~24cm 
oder 
Upat TOP Hinterschneid-Anker M8; 
Fzul = 10 kN a ~ 24 cm 
oder 

Liebig Einspannanker ultra plus M8; 
Fzul = 1 6kN a~32cm 

Die Ausbruchkegel würden s ich bei dem ge­
wählten Dübelabstand von jeweils 16 cm zwei­
mal überschneiden. 

Die zu läss ige Last muß daher ebenfall s zweimal 

abgemindert werden (siehe Bild 7). 

Reduzierte zul. Lasten: 
FZA 14 x 16 MI0 und Upa t T O P M8: 

Ka = Ka = 1 /2.(I + ~)= 0,833 
I 2 

red F = 10 ,0 · 0,833 · 0 ,833 = 6,94 kN > FR = 
6,93 kN 

ultra plus M8: 

Ka i = Ka2= 1 /2 . (1 +~)= 0,75 

red F = 16,0 . 0 ,75 . 0 ,75 = 9,0 kN > FR = 
6,93 kN 

Ermittlung des erf a
z 

bis zur nächsten 
Dübelgruppe: 

Hierfür sind nu r die Dübelkräfte maßgebend, 
di e rechtwinklig zur Baute ilebene wi rken und 

somit e ine Schubspannung in der Decke bewir­

ken. 

Max imale Gesamtlast der Dübelgruppe: 

I: F = 4 x 6,80 = 27 ,20 kN 

Bei den FZA 14 x 60 M10 und Upaf TOP MB 

gilt für 

10 16 24 32 
36 48 60 70 

Somi t für den M indestabstand zur näc hsten 
Dübelgruppe: 

erf az ~ 65 cm 

Beim Liebig Einspannanker ulfra plus MB gilt 

für die 

zu!. Gruppenlast (kN) 16 24 32 42 

be i Zwischenabständen a 48 60 70 80 z 

Der Mindestabstand zur nächsten Dübelgruppe 
wi.rd hier 
erf az ~ 64 cm 

Nachweis der Ankerpla tte: 
Der erforderliche Dicke der Ankerplatte muß 
aufgrund des über den Stie l e ingele iteten Mo­

mentes und unter Berücksicht igung der 
Schweißnaht gesondert ermi tt elt werden. 

IV. Einhalltcilc mit 
WalHlhcfcsti/.!lIn/.! 
(I/C!tC NI/d.\') 

Gegeben : 

m = 75 kg (einseh!. FülJmenge, Rohrgewicht 
und Halterung; 2 Befestigungsste llen 

a) Vertikallast von oben nach unten 
E rsatzlast : 

FJ.. = ( 1,6 · 6,3 + I)· m· 9,8 1/1000 [kN] 
FJ.. = (1 ,6·6,3 + 1)· 75 ·9,8 1/1000 = 8, 15 kN 
F y = Fy =8, 15/2= 4,08kN 

AJ.. BJ.. 

FJ..· H 
F =-- ** (siehe Beispiel 111 c) 

HA h** 
~ 

F =8, 15 .20 = 10,87kN 
HA 15 
~ 

Resultierende Schrägzugkraft a m Dübel: 

FR = Y F 2 + F 2 
A YAJ.. HA 

~ 

FR = V 4 ,08
2 

+ 10 ,87
2

= 11 ,6 1 kN 
A 

Bemessung der Rohrleitung: 

Der Durchmesser und die Wandd icke der Rohr­
le itung muß für e ine Vertika llast von 8, 15 kN 
entsprechend den gewählten Abständen der 
Wandbefestigung gesondert nachgewiesen wer­

den. 
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ZYKON - immer einen Schritt voraus: 

7 Vorteile, die den 
Vorsprung sichern. 

Ana,kannllur 
Verwendung 
or", •• tel 
WauertOsch­
. nJagenab M8 

& 
SchockgeprOI1 
BZS-Zut."ur\IiI 
lür schOCkl iche,e 
Ber •• tlgul'IQenrn 
Z",dtchutl l 'Ume" 

• Schon heute mit bauaufsichtlicher Zu­
lassung der neuen Generation für die 
90er-Jahre. 
• Geringste Rand- und Achsabstände. 
• Höchste Sicherheit bei kleinstmögli ­
ehern Bohrloch. 
• Umwelt- und anwenderfreundliches 
Bohren durch Staubabsaugung möglich. 
• Komplettes Programm für die Lastklas­
sen von 1,5 bis 9 kN in der Betonzugzone. 
• Ankerkontrolle auf einen Blick, Sicht­
kontrolle genügt. 

b) Vertikallast von unten nach oben 
Ersatzlast: 

Fi = (1,6·6,3 - I) · m · 9,8 1/ 1000 [kN] 

Fi = (1,6·6,3 - 1)·75·9,8 1/1000 = 6,68 kN 
Fv = Fv = 6,68/2 = 3,34 kN 

Ai Bi 
Fi ' H F = __ 

HA h .... 
~ 

.... (si ehe Beispiel 111 c) 

6,68·20 
FH =---=8,9 1 kN 
~A 15 

Resultierende Schrägzugkraft am Dübel: 

FR =YF 2 + F 2 
A VA HA 

c) Horizontallast von rechts nach 
links 

Ersatzlast: 
! = (1,6·6,3) . m . 9,81/ 1000 [kN] 

F= (1,6 '6,3)·75.9,8 1/ 1000= 7,42 kN 
~ 

FH = F =7 ,42/2=3,7 1 kN < 11 ,6 1 kN 
A HB 

--) --) 
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• Für Lastfall "Schock" 2, 7fache zulässige 
Last. 
Mehr kann Ihnen ein einziges Befesti­
gungssystem nicht bieten. 

fischer hat vor über einem Jahrzehnt das 
ZYKON-System mit dem hinterschnittenen 
Bohrloch entwickelt und patentieren las­
sen. Eine Pionierleistung, die neue Maß­
stäbe im Schwerlastbereich gesetzt hat. 
Diesen technologischen Vorsprung haben 
wir konsequent ausgebaut. Die Liste der 
Vorteile wurde immer länger. 

2-'-
T 
16 

SChockzula •• ung vom Bund •• -
baumlnist.rium fUr h, ~ 60 mm 
In galv. verz. sowie nichtrosten­
dem Stahl A4 

Unsere Anwendungstechnik bietet Ihnen Pla­
nungshilfen für sichere und wirtschaftliche 
Lösungen. 

Telefon (07443) 12-226, -251 , -252 oder -284. 
fischerwerke, 7244 Tumlingen/Waldachtal 

Befestigungstechnik made by fischer 

I AChsabstand I ~ 
~ö = 24cm --i I-:- a = 24 cm 

Achsabstand 

POS. 7: Je zweimalige Überschneidung der Betonausbruchkegel. 
Reduzierung der zul. Dübellast durch zweimalige Multi­
plikation mit )( ergibt "red F" 
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Ankerschienen und Dübel 

H 
A 

H 
B 

I- H = 20 cm 

Bild 8: Einbauteile mit Wandbefestigung 

d) Horizontallast in Rohrachse 
Bei diesem Lastfall ist nachzuweisen, ob die 
Winkelbreite und die Dicke des Winkel ausrei­
chend sind, um die Hori zontallast von 7,42 kN 
auf die Wand abzuleiten. 

Bemessung der Dübel 
Für die Bemessung der bei den Dübel ist der 
Lastfa ll a) entscheidend. Der ungünstigste Wert 
ist FR = 11.6 1 kN . 

A 

Planungsseminare "Baulicher 
Zivilschutz" im Jahre 1989 
Auch im kommenden Jahr werden die 
Planungsseminare zum bauHchen Zivil­
schutz fortgesetzt. 

Der gute Besuch in diesem Jahr berech­
tigt zu der Aussage, daß sich auch die 
Architekten immer mehr mit diesem 
Gebiet befassen. Offenbar liegt ihnen 
daran, ihre Bauherren optimal zu bera­
ten , wie man ohne zusätzliche Mehrko­
sten für den Bauherrn auf Kosten des 
Bundes Schutzräume einbauen und den 
Keller in Friedenszeiten trotzdem nahe­
zu voll nutzen kann. 

Es hat sich inzwischen herumgespro­
chen, daß der Bund bei den Schutzräu­
men mittlerer Größe ab 51 Schutzplätze 
(rd. 58 m2 Nutzfläche) sowie bei den 
Großschutzräumen in Tiefgaragen und 

50 

I 
Achs-

h 
abstand 
a= 32cm 2*r r 20 h=15cm 

h= 15cm 
2 

Achs-L -tJ-tl 
abstanC: 0 

a 
=32 cm 

L 
Bild 9: Überschneidung der Betonausbruchkegel, Reduzierung 

der zulässigen Dübellast, Multiplikation mit )( ergibt 
"red F" 

Gewählt: 
2 Dübel für die Wandbe festi gung des Winkels. 
Die Bemessung des Winkels für die Vertikall ast 
von 8, 15 kN ist gesondert nachzuweisen. Es 
kommen fo lgende Dübel in Frage: 

fi scher Zykon-Anker FZA 18 x 80 M 12 
oder 
Liebig Einspannanker ultra plus M8 
oder 
Upat TOP Hinterschneid-Anker M 12 

Die zuLässige Last beträgt jeweils 16 kN bei a ~ 
32 cm. Da sich die beiden Ausbruchkegel über­
schneiden würden. (siehe Bild 9) , muß die redu-

im Bereich unterirdischer Bahnen ab 
300 Schutzplätze die zivilschutzbeding­
ten Mehrkosten in Form von Pauschbe­
trägen in voller Höhe übernimmt und 
daß diese Pauschbeträge bei einigerma­
ßen vernünftiger Planung vor allem im 
raumlufttechnischen Bereich, gut aus­
reichen. 

Als Nebeneffekt erhöhen sich außerdem 
ohne zusätzliche Belastung für den Bau­
herrn (die Planungskosten etc. wurden 
in die Pauschbeträge eingerechnet) die 
Architektengebühren. 

Auch in diesem Jahr sollte zuerst ein 
Grundlagen-Seminar und danach ein 
Aufbau-Seminar besucht werden. 

Wer bereits einige Jahre seit dem letzten 
Seminar verstreichen ließ, sollte seine 
Kenntnisse erneut zumindest in einem 
Aufbau-Seminar auffrischen. 

ziert e zuläss ige Last ermitte lt werden (a vorh. = 
15 cm): 

K
a 

= 1/2 ( I + 15/32) = 0,735 
redF = 16,0 · 0.735 = 11 ,76kN > 11,61 kN 

Ermittlung des erforderlichen Abstandes bis 
zur nächsten Dübelgruppe (erf a

z
) 

Rechtwinklig zur Wand ergibt sich die höchste 
Gesamtdübelzugkraft mit F H = 10,87 kN (aus 
111 a). A 

Bei der niedrigsten zu\. Gruppenlast von 16 kN 
muß der Mindestabstand der nächsten Dübel­
gruppe (ohne Nachwe is der Schubspannungen) 
mindestens az = 48 cm betragen: 

erf a ~ 48 cm. z 

Die Aufbau-Seminare wurden noch 
mehr dem praktischen Bedarf angepaßt. 
Jeder Teilnehmer hat die Möglichkeit, 
mehrere Schutzraumtypen durchzupla­
nen. Außerdem erhält er wertvolle Hin­
weise für zweckmäßige, wirtschaftliche 
Ausführungen. 

Zielgruppe für die Seminare 

Diplomingenieure und Ingenieure der 
Bauverwaltungen, 

Dozenten und Assistenten Technischer 
Hochschulen und Fachhochschulen, 

Architekten und Bauingenieure, Elek­
troingenieure, Maschinenbauingenieure 
und Lüftungsingenieure aus der Bau­
wirtschaft, soweit diese aus beruflichen 
Gründen auf besondere Kenntnisse in 
Fragen des Zivilschutzes angewiesen 
sind. 
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Voraussetzungen für die Teilnahme 

Freiberuflich Tätige: Mindestvorausset­
zung Dipl. -Ing. oder gleichwertige Er­
fahrungen und Kenntnisse 

Beamte! Angestellte: ab gehobenem 
Dienst 

Grundlagen-Seminare 

Seminar-Nummer und -Zeit MeIdeschluß 

1280 16. 01. - 20. 01. 89 
1287 13. 02. - 17. 02. 89 
1300 08. 05. - 12. 05. 89 
1311 12. 06. - 16. 06. 89 
1314 14.08. - 18. 08. 89 
1334 13. 11. - 17. 11.89 

Aufbau-Seminare 

14. 11. 88 
12. 12. 88 
06. 03. 89 
10. 04. 89 
12.06.89 
11.09. 89 

Seminar-Nummer und -Zeit Meldeschlull 

1281 23. 01. - 27 . 01. 89 
1290 27. 02. - 03. 03. 89 
1297 10. 04. - 14. 04. 89 
Ij08 05.06. - 09.06.89 
1320 04. 09. - 08. 09. 89 
1325 25. 09. - 29. 09. 89 
1332 23. 10. - 27. 10. 89 

Veranstaltungsort: 

Bundesamt für Zivilschutz, 
Bonn-Bad Godesberg 

21.11.88 
27. 12.88 
07. 02. 89 
03. 04. 89 
03. 07. 89 
24. 07. 89 
21. 08. 89 

Seminarbeginn: 
Seminarende: 

Montag 13.30 Uhr 
Freitag 12.00 Uhr 

Reisekosten, Tagegeld, Übernach­
tungskosten 

Die Teilnehmer erhalten Reisekosten, 
Tagegeld, Übernachtungskosten nach 
bzw. analog dem Bundesreisekostenge­
setz. 

Anmeldung 

Die Anmeldung erfolgt über die Kata­
stropbenschutzschule des Bundes, 5483 
Bad Neuenahr-Ahrweiler, Ramersba­
cher Str. 95, Tel.: 0 26 41! 3 81-1 

Die Anmeldeformulare können von 
dort bezogen werden. 
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Ankerschienen und Dübel 

r. Zusammenstellung für die Planung und Berechnung von 
Dübelbefestigungen im Schutzraumbau 

I. Hinterschnittdübel 

Dübel zul F (kN) a ~ a .~ a ~ b ~ wn d r z 
~ 

fischer Zykon-Anker FZA 
F'ZA 14x60M61 6 20 10 30 20 11 
FZA 14x60M81 } 
FZA 14 x 60 MlO 10 24 12 36 24 13 
FZA 18 x 80 Mi2D/20 
FZA 18 x 80 MIQ r } 
FZA 18 x 80 M12 16 32 16 48 32 15 
FZA22/100MJ6Dj20 
FZA 22/100 M12 I > 24 40 20 60 4() 20 FZA 22/100 M) 6 
Llebig lJ;i.nspan,nanker ultra plus 

M8 Typ 12/65 10 24 12 36 24 13 
M8 Typ 15/95 16 32 16 48 32 16 
M12 35 52 26 78 52 25 
M16 56 64 32 96 64 34 

Upat TOP Hinterscbneid-Anker 
M6/15V 6 20 10 30 20 11 
M6/25D 6 20 JO 30 20 11 
mit 15 mm Durchstecktiefe 

M8/MIO 10 24 12 36 24 13 
M12 16 32 16 48 32 15 
M16/ ... 100 24 40 20 60 40 20 
MI6/ . .. J25 35 52 , 26 78 52 25 

m 

G = gal valll sch verZIn kt; N - IlIcht rostender Stahl 

11. Kraftkontrolliert zwangsweise spreizende Metalldübel 

Dübel zul F(kN) a ~ a ~ a ~ b ~ mind r z 
~ 

fl cher Hochlelstungsanker 
FHA24M16 15,3 40 30 60 60 20 
Hiltl-Scbwerlastanker 
HSLM8 4,25 20 ]5 30 30 11 
HSLMlO 5,95 24 18 36 36 13 
HSLM12 10,2 32 24 48 48 15 
HSLM16 15,3 40 30 60 60 20 
HSLM20 22,1 52 39 78 78 25 

Liebig-Sicberheitsdübel 
M12 10,2 * 32 24 48 48 15 
M16 15,3 40 30 60 60 20 
M2Q 22,1 52 39 78 78 25 

Liebig-Anker: 
M12 10,2 * 32 24 48 48 15 
M16 15,3 40 30 60 60 20 
M20 ' 22,J 52 39 78 78 25 

Mächtle-Schwerlastanker 
MSLl M12 9.0 32 24 48 48 15 
MSL2M12 9,0 32 24 48 48 15 

• bei Dübe ln aus 111cht rostendem Stahl 9.0 kN 

Gesamtlast der Dübelgruppe (kN) 

G N 

G N 

G N 

G N 

G N 

G N 
G N 
G N 
G N 

G N 
G N 

G N 
G N 
G N 
G N 

G N 

G 

G 
G 
G 
G 
G 

G N 
G 
G 

G N 
G 
G 

G 
G 

Gesamtlast der Dübelgruppe (kN) 6 10 16 24 32 42 54 67 80 
bei Zwischenabständen az 30 36 48 60 70 80 90 100 I 10 
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Was aeschjehC mjc 
den acomaren Sprenakipfen 
bej BesejCjauna der 
I.F-Sysceme' Heinz Magenheimer 

Der Abschluß des INF-Abkommens von Washington am 
8. 12. 1987 hat neben ersten hochgestimmten Bewertungen 
mancher Persönlichkeiten bereits unmittelbar danach zu 
verschiedenen Einwänden und Bedenken geführt, wonm­

ter die Frage nach der Behandlung der nuklearen Ge-
fechtsköpfe nicht zu den geringsten Problemen zählte. Es 

erscheint daher zunächst angebraclrt, die einschlägigen 
Bestimmungen des INF- Vertrages Zlt dieser Problematik 

Zlt untersuchen lind hierauf die Positionen der beiden 
Weltmächte darzulegen. 

Der INF-Vertrag vom 8. 12. 
1987 und das "Memorandum 
of Understanding" 
Das "Memorandum ofUnderstanding", 
das zwar gesondert abgefaßt worden ist, 

aber einen wesentlichen Bestandteil des 
INF-Vertrages darstellt, schlüsselt ein­
gangs die der Eliminierung unterliegen­
den Mittelstreckenwaffen längerer und 
kürzerer Reichweite auf. Dies hat zu­
sammengefaßt folgendes Aussehen l: 

INF längerer Reichweite 

Stationierte Flugkörper 

Nichtstationierte Flugkörper 

Summe der beiden Kategorien 

Stationierte Startgeräte 
Nichtstationierte Startgeräte 

Summe der beiden Kategorien 

USA 

429 

260 

689 

214 
68 

282 

UdSSR 

SS-20: 405 
SS-4 : 65 

470 
356 

826 

484 
124 

606 

INF kürzerer Reichweite (unter 1000 km) 

Stationierte Flugkörper 

Nichtstationierte Flugkörper 

Summe der beiden Kategorien 

Stationierte Startgeräte 
Nichtstationierte Startgeräte 

Summe der beiden Kategorien 

* Die Korrektur von ursprünglich 170 nicht­
stationierten Pershing-rn in den USA er­
folgte aufgrund des "Corrigendums" der 
USA vom 15. 1. 1988. 
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0 SS-12: 220 
SS-23: 167 

387 
178* 539 

178 926 

0 197 
1 40 

1 237 

Die Addition der stationierten und 
nichtstationierten Flugkörper längerer 
und kürzerer Reichweite ergibt somit 
auf amerikanischer Seite 867, auf sowje­
tischer Seite hingegen 1752. Bei der 

Aufschlüsselung der amerikanischen 
Flugkörper (stationiert) treten 120 Per­
shing-Il-Raketen mit je 1 nuklearen 
Sprengkopf sowie 309 Marschflugkör­
per mit ebenfalls je einem Sprengkopf 
zutage. (Daraus geht u. a. hervor, daß 
die ursprünglich im NATO-Doppelbe­
schluß von 1979 vorgesehene Aufstel­
lung von 572 Mittelstreckenwaffen nicht 
zur Gänze verwirklicht worden ist). 
Hierbei ist anzumerken, daß es sich bei 
den angegebenen Zahlen nur um die in 
amerikanischem Besitz befindlichen 
Flugkörper und Startgeräte handelt, so 
daß die 72 Pershing-lA-Raketen, die 
sich im Bestand der Bundesluftwaffe be­
finden, gesondert erfaßt werden müssen. 

Die Zahl der nuklearen Gefechtsköpfe 
der beiden Weltmächte zu ermitteln, die 
für die Bestückung der Mittelstrecken­
waffen bestimmt waren, erbringt keine 
genauen Ergebnisse. Geht man etwa da­
von aus, daß die vorhandenen Gefechts­
köpfe nur für die stationierten INF-Sy­
steme vorgesehen waren, so erhält man 
auf westlicher Seite 501 Gefechtsköpfe 
(429 stationierte Flugkörper der Per­
shing-TI- und Cruise-missile-Systeme 
plus 72 Pershing-lA-Flugkörper der 
Bundesluftwaffe). Auf seiten der So­
wjetunion bzw. des Warschauer Paktes 
käme man unter gleichen VoraussetzUD.­
gen auf 1 667 Gefechtsköpfe (1 215 Ge­
fechtsköpfe für die 405 SS-20-Raketen, 
65 Gefechtsköpfe für die SS-4-Raketen 
sowie 387 Gefechtsköpfe für die SS-12-
und SS-23-Raketen, die jede nur einen 
Sprengkopf tragen)2. 

Die so ermittelte Zahl von 2 168 nuklea­
ren Sprengköpfen ist aber nur als untere 
Grenze der als wahrscheinlich vorhan­
denen Sprengkopfmenge zu betrachten. 
Setzt man hierbei voraus, daß auch die 
nichtstationierten Flugkörper zum Ein­
satz vorgesehen waren und stellt man für 
jeden nichtstationierten Flugkörper zu­
mindest einen Gefechtskopf in Rech­
nung, so stößt man auf westlicher Seite 
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auf eine Zahl von 939 Gefechtsköpfen, 
auf östlicher Seite auf 2 562 Gefechts­
köpfe; insgesamt ergibt sich also ein 
Stand von rund 3 500 nuklearen Ge­
fechtsköpfen. Da man jedoch nicht aus­
schließen kann, daß für eine Anzahl von 
nichtstationierten SS-20-Raketen, die 
bekanntlich 3 Sprengköpfe tragen, auch 
die entsprechenden Sprengköpfe gela­
gert waren, so ergibt sich eine Höchst­
zahl von ca. 4 000 nuklearen Gefechts­
köpfen3. 

Für diese geschätzte Höchstzahl von 
GefechtSköpfen für die INF-Systeme 
wurde eine Masse von ca. 30 t Plutonium 
und Uran errechnet, die als Spaltstoffe 
eine Verwendung in Kernkraftwerken 
finden könnten. Wie seitens eines 
Scbweizer Kernenergiefachmannes er­
klärt wurde, könnten diese ca. 30 t Spalt­
stoff, verarbeitet zu "Brüterbrennstoff", 
die Spaltmaterial-Erstausstattung von 
neun Brutreaktoren, etwa im Ausmaß 
der französischen "Super-Phenix", er­
geben4

• Diese Energieausbeute er­
scheint zwar auf den ersten Blick beacht­
lich, im Vergleich zu dem enormen Zer­
störungspotential, das sämtliche INF­
Flugkörper mit sich führen könnten, 
fällt sie jedoch relativ gering aus. Diesen 
Umstand gilt es zu beachten, wenn in 
weiterer Folge die Frage einer Wieder­
verwendung des spaltbaren Materials 
behandelt wird. 

Zieht man nun die einschlägigen Text­
stellen des INF-Vertrages vom 8. 12. 
1987 zur Frage der Vernichtung bzw. 
Eliminierung der dem Vertrag unterlie­
genden Flugkörper zu Rate, so stößt 
man im sogenannten "Eliminierungs­
protokoll" auf folgende Formulierun­
gen (Teil 11 , § 3): 

"Prior to a missile's arrival at the elimi­
nation facility, its nuclear warhead devi­
ce and guidance elements may be remo­
ved." 

Mit dieser Bestimmung wird dargelegt, 
daß der nukleare Gefechtskopf sowie 
die Leiteinrichtungen vor dem Eintref­
fen des Flugkörpers in der vorgesehenen 
"Eliminierungsanlage" vom Flugkörper 
zu entfernen sind. Dies ist auch deswe­
gen bemerkenswert, da an früherer Stel­
le alle der Beseitigung unterliegenden 
Teile des Flugkörpers und der Abschuß­
einrichtungen detailliert aufgezählt wer­
den; darunter fallen etwa: der vordere 
Teil der Rakete, oft als "reentry vehicle" 
bezeichnet, die einzelnen Raketenstu-
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Pershing li-Rakete: Bauteile 

G f h k f Lenk- und 2. Stufe 1. Stufe 

I~l~n~gs~te~i' ~~ ~~~~~ 

fen, der Abschußkanister (für die Crui­
se-missile-Flugkörper), das Startgerät 
usw. (Teil 1, § 1). 

Weiter gibt das "Eliminierungsproto­
koll" genau Auskunft über die Art und 
Weise, wie die einzelnen INF-Systeme 
der USA und der UdSSR zerstört bzw. 
unbrauchbar gemacht werden sollen; so 
wird z. B. für die Pershing-lI bestimmt5 : 

"Missile: 

(a) missile stages sball be elimina­
ted by explosive demolition or bur­
ning; 

(b) solid tuel, rocket nozzles and 
motor cases not destroyed in this 
process sball be burned, crushed, 
flattened or destroyed by explosion; 

and 

(c) front section, minus nuclear 
warhead device and guidance ele­
ments, shall be crusbed or f1atte­
ned." 

Ähnliche detaillierte Bestimmungen be­
treffen die Vernichtung des Startgeräts 
und sämtlicher unterstützenden Gerät­
schaften, etwa der Vorrichtung, die den 
Flugkörper in die richtige Startposition 
bringt ("erector launeher"), und der äu­
ßeren Instrumententeile. In analoger 
Form werden die übrigen dem Vertrag 
unterliegenden Flugkörper und Startge­
räte beschrieben; im Falle der SS-20 fä llt 
etwa die noch ausführl ichere Bestim­
mung auf, die im Rahmen des Vorder­
teils der Rakete auch den "Wiederein­
trittsflugkörper" (reentry vehicle) und 
das "Instrumentengehäuse" (instru­
mentation compartment) erwähnt, die 

zwar der Vernichtung unterliegen, von 
der aber der Inhalt des Gefechtskopfes 
sowie die Leiteinrichtungen ausdrück­
lich ausgenommen sind6. -

Da die Bestimmungen des Vertrages, 
vor allem das "Eliminierungsprotokoll" 
und das "Inspektionsprotokoll" , sämtli­
che in Frage kommenden Einzelheiten 
und Modalitäten mit einer außerge­
wöhnlichen Präzision regeln , muß dem 
Leser auffallen, daß die Passagen bezüg­
lich der nuklearen Gefechtsköpfe nur 
allgemein, fast oberflächlich, gehalten 
sind. Man gewinnt den Eindruck, daß 
dies offenbar mit Absicht geschehen ist, 
was auch durch spätere Kommentare zu­
mindest teilweise bestätigt wird. 

Ergänzend sei erwähnt, daß die Beseiti­
gung aller INF-Systeme in zwei Zeitpha­
sen erfolgen wird, und zwar in der Form, 
daß die INF größerer Reichweite späte­
stens drei Jahre nach dem Inkrafttreten 
des Vertrages und die INF kürzerer 
Reichweite spätestens 18 Monate nach 
dem Inkrafttreten des Vertrages besei­
tigt sind. Da der Austausch der Ratifizie­
rungsurkunden an läßlich des Gipfel­
treffens in Moskau am 1. 6. 1988 erfolgt 
ist, muß die Vernichtung bzw. Beseiti­
gung der Mittelstreckensysteme bis zum 
1. 6. 1991 beendet sein 7 . 

Die Kontroverse um den 
Inhalt der nuklearen 
Gefechtsköpfe 

Die Auseinandersetzung um die Ver­
wendung des spaltbaren Materials bzw. 
dessen Kontrolle begann bereits mehre­
re Wochen vor dem Abschluß des INF­
Vertrages, als gewisse Grundzüge der 
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Verifikation an die Öffentlichkeit ge­
langten. Bekanntlich bildeten die Fra­
gen der Verifikation und der Inspektion 
des INF-Abbaus ein zentrales Problem 
für die endgültige Einigung der beiden 
Weltmächte zur Beseitigung der Mittel­
streckenwaffen. Nachdem der sowjeti­
sche Generalsekretär am 21. 7. 1987 in 
einem Interview die grundsätzliche Be­
reitschaft der UdSSR zur weltweiten Be­
seItIgung aller Mittelstreckenwaffen 
(landgestützt) größerer und kürzerer 
Reichweite (500 km bis 5500 km) 
kundgetan hatte, bedurfte es immerhin 
noch Verhandlungen in der Dauer von 
über vier Monaten, um die Einzelheiten, 
insbesondere zur Verifikation und In­
spektion, festzulegen. 

Mitte Oktober bestand in der Öffent­
lichkeit noch immer Unklarheit, wie bei­
de Seiten mit den SprelJgkopfhüllen und 
mit dem spaltbaren Material verfahren 
wollten. Spekulationen zufolge habe 
man von seiten der USA die Absicht ge­
habt, die Hüllen der Sprengköpfe zu 
vernichten, das spaltbare Material und 
die Zündapparaturen zu bewahren8. 

Auch die ökologischen Probleme, die et­
wa im Zuge des Verbrennens des Rake­
tentreibstoffs entstünden, kamen im 
Laufe der letzten Verhandlungen zur 
Sprache. Zur Frage des spaltbaren Ma­
terials sei angefügt, daß dieses ohnehin 
nicht unbegrenzt verwendbar ist, wobei 
etwa eine "Lebensdauer" von 15-20 
Jahren angenommen werden kann. Da 
am Ende dieser Zeit eine chemisch­
technische Beeinträchtigung der Metall­
teile, hauptsächlich durch Korrosion, 
eintritt und da auch eine erhebliche 
Überalterung der Technologie vorliegt, 
erscheint ohnehin eine Entfernung des 
spaltbaren Materials zwingend geboten. 
Obendrein ist nach einer Zeitspanne 
von 15-20 Jahren eine Generalüber­
prüfung der Elektronik im Lenk- und 
Führungsteil der Rakete dringend ange­
zeigt, da auch in diesem Bereich techni­
sche Schäden und Abnützungen auftre­
ten. 

Unabhängig von dieser Problematik 
wird auch die Sicherheit der Kernladun­
gen ständig verbessert. Neben der be­
kannten "Zwei-Mann-Regel", wonach 
mindestens zwei Personen bei Manipu­
lationen mit Kernwaffen anwesend sein 
müssen, werden Kernwaffen sowohl 
elektronisch als auch mechanisch gegen 
Mißbrauch geschützt. Die elektronische 
Sicherung bewirkt, daß das Zündsystem 

54 

nur durch besondere elektrische Signale 
in Tätigkeit gesetzt werden kann; die 
mechanische Sicherung erreicht, daß die 
sogenannten Detonatoren erst im entsi­
cherten Zustand mit dem Sprengstoff in 
Kontakt treten können. Nukleare Zu­
verlässigkeitsprüfungen von zufällig 
ausgewählten Sprengköpfen sollen die 
Funktionsfähigkeit gewährleisten. Nach 
Ablauf der Verwendungsdauer kommt 
es in der Regel zur Wiederverwendung 
von Materialien wie Plutonium, Tritium 
und angereichertem Uran9. 

Es sei an dieser Stelle auch darauf hinge­
wiesen, daß von den derzeit wahrschein­
lich vorhandenen 27 000 bis 28 000 ver­
schiedenen Kernsprengköpfen in ameri­
kanischem Besitz bis Mitte 1987 etwa 
ein Drittel den modernen Sicherheitsan­
forderungen entsprochen hat. Über die 
Lage auf sowjetischer Seite können hin­
gegen nur Vermutungen angestellt wer­
den . 

Da weder in den unmittelbaren Vorver­
handlungen noch im Text des INF-Ver­
trages konkrete Informationen über den 
Verbleib bzw. die weitere Nutzung des 
spaltbaren Materials aufscheinen, liegt 
der Schluß nahe, daß beide Weltmächte 
an einer Weiterverwendung der Kernla­
dungen interessiert gewesen sind, daß 
sie zumindest an einer Beseitigung die­
ser INF-Kernladungen kein Interesse 
gezeigt haben. Es wäre nämlich zu be­
denken, welchen Sinn es gehabt hätte, 
die nuklearen Kernladungen allein der 
vorhandenen 3 500 (oder ca. 4 000) 
INF-Sprengköpfe zu beseitigen und 
gleichzeitig das weltweite Arsenal aller 
übrigen Sprengköpfe (Interkontinental­
raketen, U-Boot-gestützte Raketen, 
Bomben, Sprengköpfe für Cruise missi­
les, für Kurzstreckenraketen und Artil­
leriegranaten usw. ) aber unberührt zu 
lassen. Für den INF-Vertrag war dem­
nach von viel größerer Bedeutung, die 
Flugkörper und Startgeräte für die INF 
zu beseitigen bzw. zu vernichten, so daß 
der Verschuß von nuklearen Sprengla­
dungen mittels dieser Waffen verhindert 
wird. 

Relativ: kurz nach der Unterzeichnung 
des INF-Vertrages begann Ende Jänner 
1988 die Auseinandersetzung um die 
Ratifizierung des Vertrages im amerika­
nischen Senat zwischen den Befürwor­
tern und den Gegnern, unter ihnen etwa 
Senator Jesse Helms und die Abgeord­
neten Jack Kemp und Les Aspins. Hier­
bei muß jedoch hinzugefügt werden, daß 

die Gegner einer Ratifizierung auch au­
ßerhalb des Senats bzw. des Repräsen­
tantenhauses zu finden waren, deren Be­
denken sich nicht gegen die Beibehal­
tung der Kernladungen, sondern gegen 
die Nachteile auf strategischem und eu­
rostrategischem Gebiet richteten 10. Zu 
den Kritikern des Vertrags zählten nicht 
zuletzt Henry Kissinger und der ehema­
lige Außenminister Cyrus Vance. In vie­
len Fällen wurde betont, daß der welt­
weite Abbau der INF-Systeme der So­
wjetunion ein größeres Gewicht durch 
die Aufwertung der konventionellen 
Streitkräfte einräume 11. 

In der Kontroverse um die Frage der nu­
klearen Sprengladungen erhielt Senator 
Helms die Antwort, daß die Ausklam­
merung dieses Gegenstandes nicht auf 
sowjetischen Wunsch hin erfolgt sei, 
sondern daß die USA angeregt hätten, 
auf eine entsprechende Regelung im 
INF-Vertrag zu verzichten: Eine Verifi­
zierung einer solchen Regelung hätte 
sich nämlich als äußerst schwierig, wenn 
nicht undurchführbar, erwiesen 12. 

Zur Ratifizierungsdebatte im amerika­
nischen Senat sei angemerkt, daß die 
überwiegende Mehrheit der Senatoren 
dem Vertrag gegenüber positiv einge­
stellt war, dessen Vorteile in erster Linie 
von Außenminister Shultz herausge­
stellt wurden. Wenn man auch die mili­
tärstrategischen Nachteile nicht von der 
Hand weisen konnte, so betonten doch 
die Befürworter im großen und ganzen 
übereinstimmend die vorteilhaften Er­
gebnisse: Zum erstenmal in der Ge­
schichte der Rüstungskontrollverhand­
lungen sei es gelungen, eine sichtbare 
Reduzierung von Kernwaffen, und zwar 
die Beseitigung einer kompletten Kate­
gorie, zu erreichen, wobei die Sowjet­
union zum erstenmal einer asymmetri­
schen Abrüstung zu ihren Ungunsten 
zugestimmt hätte; damit käme es zu ei­
ner, wenn auch schwer meßbaren Ver­
ringerung der atomaren Bedrohung in 
Europa und in Asien , obwohl man na­
türlich noch kein endgültiges Urteil über 
den Nutzen des INF-Vertrages für die 
weiteren Abrüstungsverhandlungen auf 
nuklearer und konventioneller Ebene 
abgeben könne J3 . 

Anfang März 1988 wurden nähere Ein­
zelheiten über die künftige Behandlung 
des spaltbaren Materials der Gefechts­
köpfe bekannt. Nach den Aussagen von 
Robert Baker, einem Mitarbeiter des 
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amerikanischen Verteidigungsmini­
sters, erwäge die amerikanische Regie­
rung die Wiederverwendung der kom­
pletten nuklearen Gefechtsköpfe, nach­
dem man sie von den übrigen Teilen der 
INF-Flugkörper abmontiert habe. Diese 
Aussage stand in einem gewissen Wider­
spruch zu Erklärungen von Außenmini­
ster Shultz, die er kurz nach Abschluß 
des INF-Vertrages abgegeben hatte, wo­
nach man die Sprengköpfe vom spaltba­
ren Material und den Leiteinrichtungen 
trennen und hierauf das spaltbare Mate­
rial einer Neuverwendung zuführen 
wolle. Nach den Aussagen Bakers von 
Anfang März 1988 denke man jedoch 
an eine unmittelbare Wiederverwen­
dung der intakten Gefechtsköpfe, wobei 
dadurch eine Einsparung bis zu einer 
Milliarde Dollar in Aussicht stünde l4

. 

Weiters kam bei dieser Gelegenheit zum 
Ausdruck, daß noch nicht festgelegt sei, 
für welche Waffensysteme eine Wieder­
verwendung der abzubauenden INF­
Gefechtsköpfe vorgesehen sei. Andeu­
tungen zufolge käme eine Bestückung 
der "Improved-Lance"-Raketen mit 
den Pershing-TI-Sprengköpfen bzw. eine 
Bestückung der seegestützten Cruise 
missiles mit den Sprengladungen der 
landgestützten Marschflugkörper in Be­
tracht. 

Vergleicht man diese Erwägungen mit 
den einschlägigen Bestimmungen des 
INF-Vertrages, so tritt zutage, daß die 
unpräzisen Angaben über die Beseiti­
gung der einzelnen Raketenteile eine 
Wiederverwendung des nuklearen Ge­
feChtskopfes nicht ausschließen; deut­
lich sind die "nuclear warhead devices" 
von der Vernichtung der Raketenteile 
ausgenommen worden. Da in den fol­
genden Monaten von sowjetischer Seite 
keine Einwände oder Vorbehalte zu den 
veröffentlichten Vorhaben der USA in 
Sachen der Nuklearsprengköpfe vorge­
bracht wurden, kann man indirekt auf 
ein stillschweigendes Einverständnis 
beider Vertragspartner in dieser Frage 
schließen. 

Die Debatte über die Ratifizierung des 
INF-Vertrages wandte sich in der Folge 
anderen strittigen Punkten zu, etwa dem 
Verdacht, daß die Sowjetunion über die 
Zahl der bekanntgegebenen SS-20-Ra­
keten noch eine unbekannte Zahl an Re­
serveflugkörpern aufbewahre. Schließ­
lich kam es am 27. Mai zur Ratifizierung 
des Vertrages, wobei von den 100 Sena­
toren 93 mit "Ja" und 5 mit "Nein" 
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stimmten (2 Enthaltungen). Ein Haupt­
argument lautete, daß man dem Vertrag 
schon deswegen zustimmen müsse, da 
eine Ablehnung desselben gravierende 
Auswirkungen auf künftige Rüstungs­
kontrollverhandlungen und auf das Ver­
hältnis zur Sowjetunion schlechthin hät­
te ls. 

Auch in den in Westeuropa geführten 
Diskussionen über die Vor- und Nach­
teile des Vertrages kam zum Ausdruck, 
daß man aus politischen Gründen an ei­
ner Ratifizierung interessiert sein müsse, 
daß aber die Bestimmungen des Vertra­
ges die Stabilität in Europa eher ge­
schwächt als gefestigt hätten 16. 

Anfang Juli 1988 begann die erste In­
spektions- und Kontrollrunde in den 
Stationierungsländern, das heißt in den 
USA, in West- und Mitteleuropa bzw. in 
der Sowjetunion. Bereits in der Zeit der 
Vorbereitung war die Zukunft des spalt­
baren Materials, etwa bei den amerika­
nischen INF-Stützpunkten in der Bun­
desrepublik, wieder zur Sprache gekom­
men. In Wüschheim/ Hunsrück wurden 
bei den dort stationierten Cruise missiles 
(38. Flugkörpergeschwader) der 
Sprengkopf und der computergesteuer­
te Suchkopf aus der Flugkörperspitze 
vor der Zerlegung der übrigen Bestand­
teile entfernt. Außerdem wurde der 
Treibstoff aus der Rakete abgelassen. 
Wie man bei dieser Gelegenheit von 
amerikanischer Seite einräumte, lagere 
man die nuklearen Sprengköpfe als 
Ganzes mit der Absicht einer möglichen 
Weiterverwendung. Aus einem Kom­
mentar ging hervor, daß es wenig zweck­
mäßig erscheine, 750 nukleare Spreng­
köpfe für neue seegestützte Marschflug­
körper zu beschaffen und zur gleichen 
Zeit ca. 400 Sprengköpfe von landge­
stützten INF zu vernichten 17. 

Die erste sowjetisch-amerikanische 
INF-Kontrollrunde dauerte vom 1. 7. bis 
zum 31. 8. 1988 und erbrachte das Er­
gebnis, daß die Inspektionen in voller 
Übereinstimmung mit dem Vertrag 
stattgefunden hätten und man keine Un­
regelmäßigkeiten festgestellt hätte. Al­
lein die amerikanischen Inspektoren 
überprüften 133 Rüstungseinrichtun­
gen sowie 115 INF-Aufstellungsorte in 
Ländern des Warschauer Paktes ein­
schließlich der UdSSR. Von amerikani­
scher Seite wurde im Juli auch bekannt­
gegeben, daß man die Pershing-II-Start­
geräte sowie die sonstigen erforderli­
chen Starthilfen in einzelne Stücke tren-
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nen, gewaltsam zerkleinern und hierauf 
als Altmaterial in der Bundesrepublik 
Deutschland verkaufen wolle l8; dies be­
trifft aber nur die in der Bundesrepublik 
Deutschland stationierten Pershing-II­
Startgeräte, deren zerkleinerte Relikte 
in die Großauheim-Kaserne in Hanau 
gebracht werden. Bei dieser Gelegen­
heit kam wieder zum Ausdruck, daß die 
zuständige "Defense Nuclear Agency" 
die entfernten Nuklearsprengköpfe in 
eigenen Depots lagern wolle. 

Ende August kam es auf sowjetischer 
Seite zur Vernichtung der ersten SS-20-
Raket n. Von einer in der Nähe von 
Tschita gelegenen Basis wurden die er­
sten neun SS-20-Raketen in den Welt­
raum verschossen. Weiters fand am 28. 
8. eine Schau vorführung in der Wolga­
steppe bei Kasputin Jar (südostwärts 
von Wolgograd) statt, indem man die 
Sprengung von drei SS-20-Raketen de­
monstrierte. Auf die Frage von Journali­
sten, was mit den nuklearen Sprengköp­
fen geschehe, erklärte ein sowjetischer 
Generalleutnant im Rahmen einer Pres­
sekonferenz, daß man die Sprengköpfe 
"für friedliche Zwecke" verwende l9• 

Zusammenfassend kann gesagt werden, 
daß sehr viele Indizien dafür sprechen, 
daß sich beide Weltmächte bereits in der 
Schlußphase der INF-Verhandlungen 
darüber im klaren gewesen sind, daß ei­
ne Vernichtung der Sprengköpfe bzw. 
des spaltbaren Materials kaum mit den 
Kontrollbestimmungen in Einklang zu 
bringen sein dürfte; außerdem hatten 
mit hoher Wahrscheinlichkeit Nützlich­
keitsüberlegungen zu einer Ausklam­
merung der nuklearen Gefechtsköpfe 
aus dem INF-Vertrag geführt, um zu­
mindest das spaltbare Material in ir­
gendeiner Form einer Wiederverwen­
dung zuzuführen. Diverse Aussagen von 
amerikanischer und sowjetischer Seite 
nach Abschluß des INF-Vertrages un­
termauern die These, daß man sich 
rechtzeitig auf diplomatischem Wege 
auf die Gewährung von Handlungs­
spielraum in der Nutzung der Kern­
sprengköpfe geeinigt habe. Die große, 
im einzelnen für die Öffentlichkeit kaum 
zu ermittelnde Zahl an nuklearen 
Sprengköpfen für strategische, "euro­
strategische" und taktische Kernwaffen 
in den Arsenalen beider Weltmächte 
läßt es auch als zweitrangig erscheinen, 
ob die Kernsprengköpfe der INF-Syste­
me der Vernichtung unterworfen wür­
den oder nicht. 
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Schließlich dürfte im Hinblick auf den 
weltweiten Rüstungskontrollprozeß viel 
mehr an Gewicht gewinnen, ob es den 
beiden Paktgruppen gelingt, zu stabili­
tätsfördernden Vereinbarungen bei den 
konventionellen Streitkräften und in 
weiterer Folge bei den strategischen 
Waffen von USA und UdSSR zu kom­
men. 
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Ausgaben 
für die zivile 
Verteidigung 
Mit dem Etatgesetzentwurf 1989 der 
Bundesregierung für die zivile Verteidi­
gung (11 /2700 - Epl 36) hat sich der 
Haushaltsausschuß am 12. Oktober be­
schäftigt. Die Fraktion DIE GRÜNEN 
führte dazu aus, daß es zwar wichtig sei, 
daß sich die öffentliche Hand um Kata­
strophenschutz bemühe, dies könne 
aber auchin anderen Bereichen wahrge­
nommen werden und müsse nicht extra 
als ein gesamter Komplex angeführt 
werden. Ihr Antrag, die gesamten Mittel 
des Einzelplans 36 qualifiziert zu sper­
ren, bis alle offenen Fragen, zum Bei­
spiel zum Technischen Hilfswerk, ge­
kJärt seien, fand im Haushaltsausschuß 
keine Mehrheit. Auf der Basis der Be­
richterstattervorschläge nahm der Aus­
schuß den Etatgesetzentwurf an. Die 
Gesamtausgaben, die die Bundesregie­
rung mit 877,2 Millionen DM veran­
schlagt hatte, werden nach dem Vor­
schlag der Abgeordneten nun nur noch 
869,49 Millionen DM betragen. 

Gekürzt werden sollen unter anderem 
die Zuschüsse für die Schaffung von 
Schutzraum in Wohngebäuden und 
Schulen. Die Regierung hatte dafür acht 
MiJlionen DM vorgesehen, nun kann sie 
noch fünf Millionen DM ausgeben. Um 
500 000 DM wurden die Mittel für die 
Erstattung der Kosten für die Haltung 
von Vorräten an Lebensmitteln für den 
Verteidigungsfall an die Bundesanstalt 
für landwirtschaftliche Marktordnung 
gekürzt. Diese wird nun nur noch 7,54 
Millionen DM bekommen. Für Maß­
nahmen der zivilen Verteidigung im Be­
reich der Deutschen Bundesbahn sollen 
835 000 DM weniger als vorgesehen 
ausgegeben werden. Der Bundeswehr 
stehen damit für das kommende Haus­
haltsjahr für diesen Zweck 22 Millionen 
DM zur Verfügung. 

Eine weitere Kürzung wurde im Aufga­
benbereich des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen in der zivilen 
Verteidigung vorgenommen. Für Bau­
maßnahmen einschließlich Grunder­
werb stehen ihm nun 1,3 Millionen DM 
weniger als geplant zur Verfügung. Die 
Regierung wollte 3,8 Millionen DM da­
für ausgeben. 
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Beschlüsse kommunaler Gremien zur 
Errichtung von Schutz räumen 

Es soll hier nichts über den 
heutigen Sinn und Zweck von 
Schutzräumen und nichts zur 
Akzeptanz in der Bevölke­
rung gesagt werden. Dies wur­
de in "Zivilverteidigung" im­
mer wieder behandelt. 

1. Agitation gegen 
Schutzräume 

Nach der Volkszählung ha­
ben die linksextremistischen 
Gruppen in der Bundesrepu­
blik jetzt ein neues Thema für 
ihre Tätigkeit entdeckt. Das 
geht aus einer Auswertung des 
"Bundesamtes für Verfas­
sungsschutz" hervor, die in­
zwischen dem Bundesinnen­
ministerium übergeben wur­
de. Zielscheibe u. a. ist der 
Bau von Schutzräumen. Die 
ideologische Linie der Argu­
mentation lautet: "Bunker­
bau und Katastrophenschutz 
sind Kriegsvorbereitung" . 
Denn wer Krieg unter allen 
Umständen ablehne, brauche 
auch keine Bunker. 

Dem Argument, daß Schutz­
räume auch bei zivilen Kata­
strophen gebraucht würden, 
wird entgegengehalten, der 
bessere Schutz der Bevölke­
rung sei durch Abschaffung 
aller Kernreaktoren zu errei­
chen. 

In mehreren Kommunalparla­
menten hatten Abgeordnete 
der Grünen bereits Anträge 
eingebracht, den Bau von 
"Bunkern" und die Errich­
tung von Schutzräumen in 
U~Bahn-Stationen zu stoppen 
(Siehe Zeitungsnotiz). 
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Immer häufiger werden in Räten der Gemeinden und in 
Kreistagen Beschlüsse gefaßt, die die Einstellung der Er­
richtung von Schutzräumen zur Folge haben sollen. Dabei 
wird häufig die gesetzliche Zuständigkeit übersehen. Die­
ser Beitrag soll den Kommunalverwaltungen Anregungen 
für Stellungnahmen zu entsprechenden politischen Initia­
tiven geben. 

Bürgerinitiative 
gegen Schutzraum­
Großprojekt 
Schwäbisch Gmiind (epd) 
- Der größte Personen­
Schutzraum im Bundesge­
biet soll unter der mehr als 
56 000 Einwohner zählen­
den Stadt Schwäbisch 
Gmünd entstehen. Gegen 
das Vorhaben soll jetzt eine 
Bürgerinitiative ins Leben 
gerufen werden. Bei einern 
Vorgespräch haben sich 
rund 30 Interessenten, dar­
unter Arzte, Mitglieder des 
Bundes für Umwelt und Na­
turschutz (BUND) sowie 
der Christlichen Arbeitsge­
meinschaft Frieden (CAF) 
auf diese Initiative geeinigt. 
Sie richtet sich gegen die Plä­
ne des Bundesinnenministe­
riums, wonach beim Ausbau 
der Bundesstraße 29 von 
Stuttgart in Richtung Nürn­
berg ein Tunnel durch 
Schwäbisch Gmünd gleich­
zeitig als Bunker für 10 000 
Menschen vorgesehen wer­
den soll. 

In mehreren Städten tauchten 
fingierte amtliche Schreiben 
auf in denen die Bevölkerung 
auf~erufen wurde, sich zu be­
stimmten Terminen bei Be­
hörden "zwecks Entgegen­
nahme von Gasmasken" oder 
Reservierung von Bunker­

~Iätzen" einzufinden. 

Dabei dürfte bekannt sein, 
daß es keine Reservierungen 
gibt, sondern ausschließlich 
die Eintreffzeit Kriterium für 
die Bereitstellung eines 
Schutzplatzes ist. 

Den agitatorisch benutzten 
Begriff "Atombunker" gibt es 
im offiziellen Sprachgebrauch 
nicht. Er geht einseitig von ei­
ner einzigen Waffenanwen­
dung aus. 

Man versucht, all die als Be­
fürworter eines Atomkrieges 
zu diffamieren , die für Schutz­
räume sind. Es werden Anträ­
ge an kommunal politische 
Gremien mit dem Ziel ge­
stellt, der Verwaltung die Ver­
waltung und Unterhaltung öf­
fentlicher Schutzräume zu 
verwehren und sich an Pla­
nungen weiterer Schutzbau­
ten nicht mehr zu beteiligen. 

Ein "Auswertungstreffen" 
über die bisherigen Aktionen 
kam in Köln zu dem Schluß: 
"Gut war die Arbeitsteilung 
mit den Grünen" . 

2. Zuständigkeiten 
Bei der Verwaltung und 
Unterhaltung öffentlicher 
Schutzräume handelt es sich 
nach dem Schutzbaugesetz 
von 1965 und bei der Förde­
rung zur Eimichtung von 
Hausschutzräumen nach der 
Vwv-Selbstschutz § 16 um 

Bundesauftragsangelegenhei­
ten . 

Nach § 47 Abs. 3 der Ge­
meindeordnung NR W (die 
Kreisordnung lautet analog) 
in Verbindung mit § 16 (2) 
des Landesorganisationsge­
setzes NRW ist der Hauptver­
waltungsbeamte, nicht ein 
Gremium, für die Aufgaben­
erledigung verantwortlich. Es 
handelt sich nicht um Pflicht­
aufgaben zur Erfüllung nach 
Weisung im Sinne von § 3 
Abs. 2 der Gemeindeord­
nung, die in die Zuständigkeit 
des Rates fallen , oder, wenn es 
sich um einfache Geschäfte 
der laufenden Verwaltung 
handelt, vom Hauptverwal­
tungsbeamten nach § 28 Abs. 
3 der Gemeindeordnung un­
ter dem Vorbehalt des Rück­
hol rechtes zu erledigen sind. 
Diese Aufgaben bleiben staat­
liche Aufgaben, lediglich ihre 
Erledigung ist unmittelbar 
auch dem Hauptverwaltungs­
beamten zu übertragen. Die­
ser hat solche Aufgaben in ei­
gener Verantwortung und 
nicht etwa in Verantwortlich­
keit gegenüber dem Rat zu er­
ledigen. 

Nach dem Gemeindever­
kehrsfinanzierungsgesetz 
kann der Bund die Nutzung 
von U-Bahn-Anlagen in 
Zweitfunktion als öffentliche 
Schutzräume auch ohne Be­
schluß der Kommunalparla­
mente durchsetzen , in dem er 
die Gewährung allgemeiner 
Zuschüsse hiervon abhängig 
machen kann. Für den bau­
technischen Mehraufwand für 
die Zweitfunktion gewährt der 
Bund zusätzlich Zuschüsse. 
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Das Land Nordrhein-Westfa­
len hat am 16. 3. 1983 festge­
legt, daß bei Anträgen auf Zu­
wendungen zur Förderung 
städtebaulicher Maßnahmen 
zu prüfen ist, ob sich Tiefgara­
gen für Zivilschutzzwecke eig­
nen. (Ministerialblatt Nr. 37 
vom 3. 6. 1983). 

Nach § 19 des Schutzbauge­
setzes besteht ein generelles 
Veränderungs- und Beseiti­
gungsverbot für öff. Schutz­
räume, auch für die aus dem 
Zweiten Weltkrieg. 

Der Schutzzweck darf nicht 
beeinträchtigt werden. Die 
Kommunalverwaltung muß 
abweichende Anträge an das 
Land bzw. den Bund richten. 
Nur der Bund bestimmt, ob 
und welche Schutzbauwerke 
aus dem Zweiten Weltkrieg 
instand gesetzt werden. Die 
Instandsetzung hätte von ihm 
zu seinen Lasten zu erfolgen. 
Die Instandsetzung könnte 
auch von der Gemeinde bean­
tragt werden. 

Nach § 18 (3) des Schutzbau­
gesetzes hat die Gemeinde so­
wohl vom Bund instandge­
setzte Schutzräume aus dem 
Zweiten Weltkrieg wie auch 
neu errichtete öffentliche 
Schutzräume zu verwalten 
und - zu Lasten des Bundes 
- zu unterhalten. Dabei spielt 
es keine Rolle, ob der Schutz­
raum von einem privaten 
Bauherrn oder von der öffent­
lichen Hand errichtet wurde. 

Bei den Hausschutzräumen 
sind in den Kommunalverwal­
tungen innerhalb der Bundes­
länder die Kompetenzen un­
terschiedlich verteilt. In Nord­
rhein-Westfalen z. B. nim01t 
die Untere Bauaufsicht 
(Kommunalverwaltung) An­
träge auf Bundeszuschüsse für 
sogenannte Hausschutzräume 
entgegen, während für die 
Förderung des öffentlichen 
Schutzraumbaues die Stellen, 
die sich mit dem Zivil- und 
Katastrophenschutz befassen, 
zuständig sind. Nach der Ver­
waltungsvorschrift des Bun-
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desministers des lnnern zum 
Selbstschutz vom 11. 5. 1971 
sind alle Gemeinden, auch die 
kreisangehörigen, verpflich­
tet, für die Errichtung von 
Hausschutzräumen zu wer­
ben . Die Stellen in der Ge­
meinde, die sich mit dem Zi­
vil- und Katastrophenschutz 
befassen, kennen nur die Zahl 

der örtlich vorhandenen öf­
fentlichen Schutzplätze. Pri­
vate Schutzräume (sogenann­
te Hausschutzräume ) werden 
nur über das örtliche Bau­
antrags- bzw. Baugenehmi­
gungsverfahren für das Ge­
samtbauwerk - und damit le­
diglich der Bauaufsicht - be­
kannt. 

Es ist Kommunalverwaltun­
gen nicht möglich, Zuschüsse 
des Bundes zurückzuhalten, 
denn diese Zuschüsse zahlt 
der Bund - egal, ob es sich 
um öffentliche oder Haus­
schutzräume handelt - auf 
direktem Weg an die Antrag­
steller. 

3. Kommunalpoliti-
sche Beschlüsse 

Überwiegend von den GRÜ­
NEN werden Beschlüsse in 
kommunalpolitischen Gre­
mien initiiert, die letztlich fast 
ausnahmslos widerrechtlich 
sind. Ziel ist, sich örtlich an 
der Planung, Förderung, Ver­
waltung und Unterhaltung 
nicht zu beteiligen. 

Beschlüsse in diesen Richtun­
gen bedeuten eine Aufforde­
rung an den Hauptverwal­
tungsbeamten der Verwal­
tung, gesetzliche Pflichten zu 
mißachten. Zugleich müßte er 
auf die Mitarbeiter seiner Ver­
waltung einwirken, daß sich 
auch diese gesetz- und rechts­
widrig verhalten. An Gesetz 
und Recht sind aber der 
Hauptverwaltungsbeamte 
und Mitarbeiter gleichrangig 
gebunden. 

Der Hauptverwaltungsbeam­
te muß - in Nordrhein-West­
falen nach § 39 Abs. 2 der Ge­
meindeordnung (analog die 
Kreisbeschreibung) - einen 
solchen Beschluß beanstan­
den. Die Praxis zeigt, daß dies 
förmlich und öffentlich ge­
schieht, durch eine verwal­
tungsinterne Verfügung - die 
den Kommunalpolitikern 
nicht bekannt wird - oder 
durch Aufsichtsbehörden. Es 

kann jedenfalls davon ausge­
gangen werden, daß es keine 
Gemeindeverwaltung gibt, 
die sich gesetz- und rechtswid­
rig verhält. Deklaratorische 
"Beschlüsse" haben keine 
Rechtswirkung. Die Gemein­
de hätte wahrscheinlich nicht 
einmal dann die Möglichkeit, 
die Errichtung eines Schutz­
raumes zu verhindern, wenn 
dies auf einem städtischen 
Grundstück geschehen sollte. 

Beim Verkauf bzw. bei einem 
Erbbaurechtsvertrag könnten 
Einschränkungen festgelegt 
werden, jedoch von Auf­
sichtsbehörden oder durch 
Klagen des Käufers bzw. Nut­
zers hinfällig werden. Das 
wird aus folgender Rechtslage 
gefolgert. Nach § 1 des Geset­
zes über den Zivilschutz vom 
9. 8. 1976 gehört der Schutz­
raumbau auch zum Zivil­
schutz. Unter Zivilschutz sind 
die nichtmilitärischen Maß­
nahmen subsumiert, die vor 
Kriegseinwirkungen schützen 
sollen. Hierbei sind nach § 2 
auch die Gemeinden zustän­
dig. Nach § 1 des Bundesbau­
gesetzes haben auch die Ge­
meinden die Belange des Zi­
vilschutzes zu beachten. 

In Nordrhein-Westfalen käme 
der § 16 (2) (Aufgaben der 
Verteidigung) 3. Satz des Lan­
desorganisationsgesetzes hin­
zu. Hiernach hat die Gemein­
de "Einrichtungen für den 
Schutz der Zivilbevölkerung 
im Rahmen der Bundesauf­
tragsverwaltung" zur Verfü­
gung zu stellen. Dieser gene­
rellen Förderungspflicht 
könnte ein Beschluß, die Nut­
zung eines städt. Grundstük­
kes wie erwähnt, einzuschrän­
ken, entgegenstehen. 

Es wird argumentiert, daß öf­
fentliche Schutzräume nach 
§ 9 des Bundesbaugesetzes als 
"Gemeinschaftsanlagen" an­
zusehen seien und damit vor 
der Baugenehmigung im Be­
bauungsplan ausgewiesen 
sein müßten. Dies trifft aller-
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dings nur für Bauwerke zu, die 
in Erstfunktion als öffentli­
cher Schutzraum dienen, nicht 
aber für unterirdische Ver­
kehrsanlagen (z. B. Tiefgara­
gen), die in Zweitfunktion als 
öffentliche Schutzräume ge­
nutzt werden können. Aber 
auch diejenigen, die im 
Grundsatz für mehr Schutz­
plätze plädieren, werden 
durch Verlautbarungen des 
Bundes irritiert. (Vgl. Vogel­
buseh, ZIVlLVERTEIDI­
GUNG 11 / 87). 

Das Bundesministerium des 
Innern veröffentlichte am 5. 
Juni 1986 vor dem Hinter­
grund des Reaktorunfalles in 
der UdSSR: "Da öffentliche 
Großschutzräume nur eine 
verhältnismäßig kurze Zeit 
für die Herstellung ihrer Be­
triebsbereitschaft benötigen, 
sind sie bei Katastrophen und 
besonders schweren Un­
glücksfällen im Frieden (z. B. 
bei Großschadensfällen in 
Chemiewerken und bei Stör­
fällen in Kernkraftwerken mit 
größerer Strahlenexposition ) 
gut geeignet, der Bevölkerung 
raschen und effizienten 
Schutz zu bieten." 

Dabei können sich Angehöri­
ge der Bundes-, Landes- und 
Kornmunalparlamente sowie 
der Behörden davon überzeu­
gen, daß bundesweit - bei 
Anlegen der erforderlichen 
Maßstäbe - viele öffentliche 
Schutzräume jedoch in die­
sem Sinne nicht betriebsbereit 
sind. Es ist weder bundesweit 
praxisorientiert geregelt, wie 
die Unterhaltung im Bele­
gungsfall und außerhalb zu er­
folgen hat, noch wer die Be­
triebsbereitschaft herstellt 
und fortführt. 

Daher ist nicht verwunderlich, 
wenn angezweifelt wird, ob 
durch öffentliche Schutzräu­
me ein tatsächlicher Schutzzu­
wachs erreicht werden kann. 

Kommunalpolitische Gre-
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mien könnten rechtswirksam 
beschließen, den öffentlichen 
Schutzraumbau und die Wie­
derherstellung alter Schutz­
räume nicht zu forcieren. 

4. Konsequenzen für 
die Verwaltung 

Aus einem kommunalpoliti­
schen Beschluß, die Errich­
tung öffentlicher Schutzräu­
me und die Wiederherstellung 
alter Schutzräume nicht zu 
forcieren , ergeben sich für die 
Verwaltung insbesondere fol­
gende Konsequenzen : 

a) Keine Werbung 

b) Keine Beantragung zur 
Wiederherstellung von 
Schutzräumen 

c) In Bauwerken, die von der 
Gemeinde/ dem Kreis errich­
tet werden, sind ohne Wei­
sung der Aufsichtsbehörden, 
die auf gesetzliche Vorgaben 
Bezug nehmen, keine Schutz­
räume vorzusehen. 

d) Der Verwaltungsaufwand 
ist möglichst gering zu halten 
(da er vom Bund nach Artikel 
104 a Grundgesetz nicht er­
stattet wird). 

Aus der Sicht einer Kommu­
nalverwaltung sollten in der 
Tat mehr öffentliche und 
Hausschutzräume vorhanden 
und angemessen nutzbar sein. 

Es sollte damit gerechnet wer­
den, daß viele Menschen 
mangels ausreichender bauli­
cher Schutzmöglichkeiten 
entgegen behördlicher An­
ordnungen ihre Aufenthalts­
orte verlassen, sich damit den 
unvermeidlichen Gefahren ei­
ner überstürzten Massen­
flucht aussetzen und den 
Katastrophenschutzbehörden 
die Versorgung der Bevölke­
rung dadurch zusätzlich er­
schweren. 

Aber gerade diese Befürch­
tungen werden in Kommunal­
verwaltungen theoretische 

Errichtung von Schutzräumen 

Überlegungen bleiben, da 
nicht erkennbar ist, wie der 
Bund bedarfsgerecht die 
rechtlichen, organisatorischen 
und finanziellen Vorausset­
zungen für einen Schutzraum­
dienst (Betriebs- und Betreu­
ungsdienst) schaffen wird. 

Zu a) 

Eine gesetzliche Vorgabe, für 
die Errichtung öffentlicher 
Schutzräume zu werben, be­
steht für Kommunalverwal­
tungen nicht. Diese Aufgabe 
ergäbe sich aus dem generel­
len Auftrag, das Wohl der 
Einwohner zu fördern - so­
fern man hier einen Zusam­
menhang erkennen würde. 

Allerdings kann es im gesamt­
städtischen Interesse liegen, 
Errichter von Mehrzweckan­
lagen zu gewinnen, wenn hier 
Ersatzschutzplätze für eine 
von der Stadt angestrebte Be­
seitigung eines Schutzraumes 
aus dem Zweiten Weltkrieg 
nachgewiesen werden könn­
ten. Bei der Stadtbildgestal­
tung sind insbesondere alte 
Hochbunker störend. Nicht 
immer lassen z. B. die Grund­
stücksverhältnisse eine Um­
bauung zu. 

Ferner kann möglicherweise 
eher ein Investor zur Errich­
tung eines öffentlichen Park­
hauses dann gewonnen wer­
den, wenn die von der Stadt 
bereitzustellende Ablösesum­
me aus Stellplatzverpflichtun­
gen nicht ausreichend er­
scheint. Die Erfahrung zeigt, 
daß sich Investoren hierauf 
spezialisiert haben und in ih­
rer Wirtschaftlichkeitsberech­
nung die Zuschüsse für öf­
fentliche Schutzplätze be­
rücksichtigen. 

Bewährt haben sich Mehr­
zweckanlagen in Tiefgaragen, 
unter einer größeren Arbeits­
stätte, wie z. B. Bank oder 
Versicherung. Von hier kön­
nen in der Regel in Verbin-

dung mit der Gemeindever­
waltung die Verwaltung und 
Unterhaltung des öff. Schutz­
raumes in Zweitfunktion und 
damit auch die schnelle Her­
stellung und Erhaltung der 
Betriebsbereitschaft über­
nommen werden. 

Zu b) 

Hierzu ergibt sich für die 
Kommunalverwaltung keine 
gesetzliche Verpflichtung, 
selbst dann nicht, wenn eine 
Aufsichtsbehörde dazu auf­
fordern würde. 

Andererseits kann der Bund 
auf seine Kosten auch ohne 
Antrag der Gemeinde einen 
öffentlichen Schutzraum wie­
der nutzbar machen. Dabei 
steht es der Kommunalver­
waltung nicht zu, die Über­
nahme zu verweigern (siehe 
"Freiburger Urteil": Bundes­
verwaltungsgericht 4 C 55.78/ 
VG VS. VI 198/78). 

Zu c) 

Über das Gemeindeverkehrs­
finanzierungsgesetz kann der 
Bund die Errichtung öffentli­
cher Schutzräume in U-Bahn­
Anlagen erzwingen. 

Zu d) 

Um den Verwaltungsaufwand 
im Zivilschutzamt und techni­
schen Ämtern zu minimieren, 
werden Verwaltung und Un­
terhaltung der öffentlichen 
Schutzräume gemäß § 18 (3) 
3. Satz des Schutzbaugesetzes 
möglichst dem Errichter einer 
Mehrzweckanlage übertra­
gen. 

Bereits vor Abgabe des zivil­
schutztechnischen und zivil­
schutztaktischen Gutachtens 
wird eine "Vorvereinbarung" 
zwischen Errichter/ Eigentü­
mer und der Stadt angestrebt. 
Hier wird die Mitbenutzung 
zivilschutztechnischer Räume 
und technischer Einrichtun­
gen durch den Besitzer der 
MZA, die Begriffe "Verwal-
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tung", "Unterhaltung", "Auf­
nahmebereitschaft" , "Unter­
haltung im Belegungsfall" so­
wie "Verkehrssicherheit" de­
fi niert und werden die daraus 
resultierenden Aufgaben so­
wie die Kostenerstattung fest­
gelegt. 

Bei Übernahme des öffentli­
chen Schutzraumes wird die 
Vorvereinbarung durch die 
Endfassung abgelöst. Diese 
wird insbesondere um Aufli­
stungen über Arbeitsschritte, 
-zeiten und -intervalle er­
gänzt. 

Bei Abgabe der Übernah­
meerklärung der Stadt gegen­
über dem Bund, gemäß Ziffer 
3.2.2 der bundesweiten Ver­
fahrensregeln, betont die 
Stadt zusätzlich, daß dann, 
wenn der Errichter, Eigentü­
mer von der Vereinbarung zu­
rücktritt, die Stadt die Verwal­
tung und Unterhaltung mit ei­
genen Kräften bzw. Firmen zu 
Lasten des Bundes im Sinne 
des Artikels 104 a Grundge­
setz durchführen wird. Dieser 
finanzielle Anspruch an den 
Bund wird auch dann gestellt, 
wenn Verwaltung und Unter­
haltung nicht an den Errich­
ter/ Eigentümer übertragen 
werden können. Dies wäre bei 
mangelnder Eignung der Fall , 
d. h., nach Aussage des In­
nenministeriums NRW auch 
dann, wenn der Errichter/ Ei­
gentümer die Aufnahmebe­
reitschaft nicht herstellen so­
wie die Unterhaltung im Bele­
gungsfalle nicht durchführen 
kann. Da das Innenministeri­
um die Herstellung der Auf­
nahmebereitschaft unter " Un­
terhaltung" subsumiert und 
das Schutzbaugesetz nicht 
zwischen der Unterhaltung 
außerhalb und während eines 
Belegungsfalles unterschei­
det, läge schon deshalb die 
Nichteignung vor. 
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Großbritannien: 
Keine Sorge um die Energieversorgung 
Großbritannien verfügt unter den Län­
dern der europäischen Gemeinschaft 
über dje größten Vorkommen an fossiler 
Energie. Allein die riesigen Mengen an 
förderungswürdigen Steinkohlereser­
ven umfassen bei heutigen Abbaume­
thoden 45 Milliarden Tonnen, die den 
Energiebedarf des Landes über mehrere 
Jahrhunderte hin decken könnten. Hin­
zu kommen Erdöl, das zunehmend in 
den letzten Jahren entdeckt wurde und 
wird, und beträchtliche Erdgasvorräte. 
Vier Fünftel der Gasversorgung werden 
zur Zeit durch Eigenaufkommen ge­
deckt. 

Trotzdem gibt es 22 in Betrieb befindli­
che Kernkraftwerke und sollen noch 
weitere hinzugebaut werden. Das Kern­
energie programm der Regierung sieht 
vier bis fünf Druckwasserreaktoren vor, 
die z. Z. entwickelt werden und in den 
neunziger Jahren gebaut werden sollen. 
Dafür sollen dann im Gegenzug die 
überalteten Kernreaktoren aus den 60er 
Jahren stillgelegt werden. 

Im europäischen Vergleich haben die 
Briten durch die Kombination des 
Eigenangebots an fossilen Brennstoffen 
und Nutzung der Energiegewinnung aus 
Kernreaktoren ein niedriges Strom­
preisniveau. Weiterhin preissenkend -
im Vergleich z. B. zu uns - sind die ge­
ringeren Umweltschutzauflagen zur 
Luftreinhaltung. Sie erfordern nur we­
nig Aufwendungen. Deshalb gibt es 
auch ständig Spannungen auf EG-Ebe­
ne, wenn darüber befunden werden soll , 
den Schadstoffausstoß aus Kohlekraft­
werken zu reduzieren. Statt schon ab 50 
Megawatt-Leistung, für die alle EG­
Länder eine Emissionsbegrenzung for­
dern, möchte der britische Staatsmiru­
ster für Umweltfragen Emissionsbe­
schränkungen erst ab 100 Megawatt und 
auch nur für Neuanlagen durchsetzen. 

Bei niedrigem Strompreis kann die in­
dustrie billiger produzieren und Ware 
auf dem Weltmarkt günstig anbieten. 

Rauchgasreinigung ist geplant und die 
Technik auch vorhanden, aber das neue 
Programm soll erst nach dem Jahre 2000 
anlaufen. Der Chairman der CEGB 
meinte, man müsse erst die Ursachen 

PTUnärenergieverbrauch 
in Großbritannien 

1987* 
N6t1ounpon 1.4 

lnJ9esamt: 332.2 Mio, SKE 

QueUe: Depatln)9tll cf Enetgy, • vOlhiuhge 2ahlen Grahk: IZE 

Netto.tromerzeugung 
in Großbritannien 

1986 

hugesamL 281 540 M'1O kWh 

Quelle. VlX;1Zl: (Protente gerundel) 

der Waldschäden und ihre komplexen 
Zusammenhänge genauer kennen, um 
an die Problem lösungen zu gehen. 

Nicht nur Radioaktivität macht vor Län­
dergrenzen keinen Halt oder schädliche 
Gase aus Chemiewerken, sondern ge­
nauso die Rauchgase aus den Kohle­
kraftwerken nicht. Was nützen dann alle 
hohen Auflagen an unsere heimischen 
Anlagen, wenn die Schadstoffe aus den 
Ländern um uns herum bei uns Schäden 
anrichten. Großbritannien wird sicher 
weiterhin gedrängt werden, sich den 
Richtwerten für Emissionsbegrenzung 
der übrigen EG-Länder anzugleichen. 

Sorgen um die Sicherung ihres Bedarfs 
an Energie aber werden die Briten nie 
haben müssen. 

Zugrunde gelegt sind Angaben in "Strom­
themen". 
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Persollenrellullg durch Rauch- und 
W ärmeab ZlIgsanlagell 

Von vornherein eingebaute Rauch- und 
Wärmeabzugsanlagen überall dort, wo im 
Falle eines Brandes Personen- und Sa­
chen gefährdet sind, können Qualm und 
Hitze frühzeitig und vor allem kontrolliert 
abziehen lassen . Der Feuerwehr und den 
Rettungseinheiten ist ein schnelles und 
gezieltes Eingreifen möglich. Meldungen 
wie diese: "Der Rauch stand in der Bahn­
hofshalle und zog nicht mehr ab. Der ei­
gentliche Brand war schnell gelöscht. Die 
Feuerwehr mußte jedoch mit Hilfe einer 
eigens angeforderten Drehleiter erst 
hochgelegene Fensterscheiben einschla­
gen, damit der Rauch abziehen konnte. 
Vorher legte sich der Rauch als dicker 
Schmutzfilm auf Boden-, Wand- und 
Deckenflächen" würde es nicht geben. 

Der Fachverband FVL weist darauf hin, 
daß Rauch- und Wärmeabzugsan lagen 
als wesentlicher Bestandteil des vorbeu­
genden Brandschutzes nicht nur der Si­
cherung von Sachwerten dienten, son­
dern vor allem - und dies ist hervorzuhe­
ben - dem Schutz von Menschenleben: 
Da sie im Brandfalle den Rauch zuverläs­
sig abführen, lassen sich freie Fluchtwege 
leicht erkennen. 

FVL Fachverband Lichtkuppel und Lichlband 
e. V., Heumarkl 14, 5000 Köln I. 
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Zum Inhalt dieser Literatur-Auslese, die 
in der 1. Auflage erschienen ist: Bauliche 
Anlagen, die heute unter Denkmalschutz 
stehen und die ursprünglich dem Schutze 
der Bevölkerung gedient haben. 

Die Literatur-Auslesen behandeln eng 
eingegrenzte Themen. Über Register 
kann gezielt nach bestimmten Problem­
und Fragestellungen, Autoren und ggf. 
Institutionen und Ortsangaben gesucht 
werden, so entnehmen wir der Einfüh­
rung dieses Bandes. Eine Auflage wird in 
kleiner Zahl herausgebracht, 40 bis 200 
Hinweise, aktualisierte Neuauflagen er­
scheinen in der Regel nach zwei Jahren. 

Beim oben genannten Informationszen­
trum und Raum und Bau ist ein Nachweis 
der Informationsvermittlungsstellen 
Bauwesen Raumordnung und Städtebau, 
Wohnungswesen zu haben. Der Textteil 
enthält Informationen über Arbeitsgebie­
te und bearbeitete Fachgebiete der nach 
Postleitzahlen geordneten Stellen. Der 
Registerteil faßt ein Ortsregister, ein ln­
stitutionenregister und ein Register der 
Ansprechpartner. 

AEG Solargeneratorenfiir das 
Weltraum- Teleskop 

AEG liefert die Solargeneratoren für das 
Weltraum-Teleskop, die dem Satelliten 
als einzige elektrische Energiequelle die­
nen. 50 000 Solarzellen werden auf einer 
fl exiblen Struktur des Solarpaddels ver­
schaltet, das in gerolltem Zustand im Sa­
telliten während des Starts gestaut ist und 
nach Erreichen der Umlaufbahn zu gro­
ßen GenerarorfIächen ausgefahren wird. 

Besondere Anforderungen an die Solar­
zellen werden durch die große Zahl der zu 
durchlaufenden Scbattenphasen während 
der Umläufe gestellt, in denen die Zellen 
und Strukturen jeweils aufgeheizt und 
wieder abgekühlt werden. Ebenso müs­
sen die Solarzellen gegenüber atomaren 
Einwirkungen im Orbit (ATOX-Proble­
matik) resistent sein. 

Quelle: AE G, Theodor-Stern-Kai 1, 6000 
Frankfurt 3. M. 70 

Billiger Strom ill Frallkreidl 

Die neuen französischen EdF ("Electricite 
de France")-Kemkraftwerke werden billi­
gen Strom produzieren: wegen der geringe­
ren Sicherheitsauflagen- Kosten wird die 
Kilowattstunde nur etwa 7 Pfennig kosten, 
eine im soeben fertiggestellten deutseben 
Atomkraftwerk Neckarwestbeim 11 dage­
gen das beinahe Doppelte: 13 Pfennige. 

Erstes Handtelefoll für das C-Netz 
V01l SELfür den mobilen Einsatz 

Die Standard Elektrik Lorenz AG (SEL) 
bringt unter der Bezeichnung SEM 340 
das erste kompakte Handtelefon für das 
C-Mobilfunknetz auf den Markt. Mit ei­
ner vollalphanumerischen Tastatur und 
Anzeige bietet es dem Benutzer höchsten 
Bedienungskomfort und erlaubt die Nut­
zung aller vom C-Netz angebotenen Be­
triebsmöglichkeiten. Ein reichhaltiges 
Zubehörprogramm für den tragbaren 
Einsatz sowie für die Verwendung des 
Geräts in Fahrzeugen ergänzt die Aus­
stattung. Damit können die Vorteile des 
Mobilfunknetzes auch unabhängig von 
Fahrzeugen genutzt werden. 

Wesentliche Leistungsmerkmale des 
Handtelefons: 

• vollalphanumerische Tastatur und An­
zeige, 

• Bedienerführung durch Symbole und 
Klartext, 

• 98 Speicherplätze fü r Rufn ummern 
und Rufnamen, 

• Menü-Funktion für Gebührenanzeige, 
Tonwahl (DTMF), Summer laut/ leise, 
Einbuchsignal Ein/ Aus, Anschaltung 
von Zubehör, 

• elektronisches Schloß zur wahlweisen 
Sperrung einzelner Gerätefunktionen 
(Schutz gegen Mißbrauch), 

• Betriebsautonomie mit einer Batterie­
ladung ca. 8 h Empfangsbereitschaft und 
ca. 0,5 h Sprechzeit mit voller Senderlei­
stung, 

• schneUer und leichter Batteriewechsel 
in Sekunden, 

• Eigentest mit Fehleranzeige. 

SEL Standard Elektrik Lorenz AG , Lorenzstr. 
10, 7000 Stuttgart 40 
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Mobilisierte Reinigungsreserven -
Hydraulik stall Strom 
Der Verursacher von Verunreinigun­
gen der Straße haftet 

1m Rahmen eines staatlich geförderten 
Technologieprojektes entwickelte die Fir­
ma Friedrichs ein kleines Anbaugerät, 
das die Reinigung an O rt und Stelle der 
Verschmutzung sofort besorgt und pro­
blemlos mitgeführt werden kann . Beim 
Einsatz von Bergungsfahrzeugen z. B. 
kann sofort die Straße gereinigt werden. 
Der Verbrauch mitzuführenden Reini­
gungswassers ist gering, der Antrieb er­
folgt durch die vorhandene Hydraulik des 
Gerätes. 

Das Produkt: 
· .. ein besonders leistungsstarkes Kom­
paktgerät, das sich leicht an eine vorhan­
dene Fahrzeughydraulik anschließen läßt 
(LKW, Betonmischer, Traktor, Kehrma­
schine, Baumaschine USw. ). 

Die Neuheit: 
· .. ein neuartiger Hydrauliktrafo (Ener­
gieumwandler) , der die verfügbare Hy­
draulikleistung direkt in Strahlleistung 
umwandelt und kleiner als eine vergleich­
bare Lichtmaschine ist. 

Die Antriebe: 
Kommunalfahrzeuge 
Bagger 
Radlader Traktoren 
Betonmischer 
LKW 
Kleinbagger 

Reinigungsfahrzeuge 
Bergungsfahrzeuge 
Schiffe 

· .. und vieles mehr 

Quell e: Fri ed richs Pum pen G mbH , Klosterstr. 
89, 4432 Gronau-Epe 

ESA-Erderkundungs-Programm im 
Aufwind 

Der unter Führung von Dornier von ei­
nem Konsortium im Auftrag der europäi­
schen Raumfahrtorganisation ESA dafür 
vorgesehene Satellit ERS- l nimmt ge-

Das Gerät Stra6eneinsatz 

Sofortreinigung Olesellankrelnigung 

genwärt ig, entsprechend dem Programm­
plan, bei allen Partnern Gestalt an. Das 
Konsortium besteht aus über 50 Firmen 
aus 12 europäischen Ländern und Kana-

ßausteUenelnsatz 

Baugrubenentleerung 

da. Der Start von ERS-l mit einer A ria­
ne-Rakete ist für 1990 vorgesehen. 

M ßß "ERS- l Newsletter" 
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Rudolf Decker 

OPERATION UMWELT 
Ideell zur Bewältigung eiller Krise 

469 Seitell, gebunden, DM 3980 
Hällssler- Verlag, ' 
Neuhausell-Stuttgart 1988 

"Die Stunde der Wahrheit ist gekom­
men ... Wir haben aUen Anlaß zu be­
fürchten, daß wir unseren Kind~rn und 
Enkeln und dann deren Kindern und En­
keln schwere Hypotheken hinterlassen". 
Der das mit Blick auf unsere Umwelt sagt, 
gehört durchaus nicht in die Reihe der 
professionellen apokalyptischen Prophe­
ten, die Abgesang auf den Untergang des 
Abendlandes erschallen lassen. Er ist 
selbständiger Unternehmer, beratender 
Bauingenieur, aktiver PoLitiker - und 
trägt zudem als Abgeordneter und Vorsit­
zender des Umweltausschusses des Land­
tages von Baden-Württemberg Mitver­
antwortung für einen Bereich wo es sich 
niemand mehr leisten kann, bl~ß "herum­
zudoktern". Der Autor der "Operation 
Umwelt" Rudolf Decker gehört der CDU 
an, sein Plädoyer für die Einfü hrung von 
Umweltabgaben erinnert aber eher an 
Positionen, die in der Öffentlichkeit von 
Sozialdemokraten und Grünen erhoben 
werden. Ist das der Grund, warum Lothar 
Späth, der baden-württembergische Mi­
Olsterpräsident, von einem "rigorosen 
und unbequemen Buch" sprach? 

Aber die Umweltpolitik ist nur eines von 
vielen Kapiteln, die dieses Buch auszeich­
nen. Es besticht nicht weniger durch eine 
umfassende und schonungslose Be­
standsaufnahme unserer gegenwärtigen 
Umweltsituation. Dabei unternimmt 
Decker häufiger Ausflüge in die Vergan­
genheit und holt dort, wo es ihm sinnvoll 
erscheint, die Sünden der Vergangenheit 
aus dem Dunkel der Geschichte in die 
Gegenwart zurück, weil so vieles ver­
ständlicher wird. Überhaupt zeichnet sich 
dIeses Buch durch gute Lesbarkeit und 
zugleich wissenschaftliche Fundiertheit 
aus, was selten genug vorkommt. 

Seine Themen sind Landwirtschaft, Woh­
nung, Stadt und Raumordnung, Ver­
kehrsfragen, solche der Energieerzeu­
gung und -versorgung, Luftverschmut­
zung, Abfa ll und vieles andere mehr -
kurz: die gesamte Palette der relevanten 
Umweltthemen heute. 

Ein empfehlenswertes Buch für alle die 
besorgt sind , und die wissen möchten 
w.elche Möglichkeiten der Genesung e~ 
für den "Patienten Umwelt" geben kann. 

Günther Wollmer 
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Damit Einbrecher nicht durch die 
Scheibe gehen 

Zwei Drittel aller Einbruchversuche rich­
ten sich It. Statistik des Bundeskriminal­
amts auf Fenster und Glastüren. Gerade 
diese Schwachstellen sind aber aus ästhe­
tischen Gründen überhaupt nicht oder 
nur unzureichend gesichert. Zettler hat ei­
nen Glasbruchmelder entwickelt, der klei­
ne Abmessungen und großen Wirkungs­
bereich miteinander verbindet. Die in dem 
nur ca. 32 x 25 x 18 mm (L x B x H) klei­
nen Gehäuse konzentrierte Elektronik 
überwacht eine Fläche von 2 m Radius. 
Zur Sicherung normaler Fenster reicht so­
mit ein Melder aus. 

Denkbar einfach ist die Montage: Der 
neue Glasbruchmelder wi rd auf die zu 
überwachende Scheibe geklebt. Beginnt 
diese durch mechanische Einwirkungen 
zu schwingen, so sendet der Melder elek­
trische Signale an die Sicherungszentale 
aus, die zum Alarm führen. Dabei werden 
- zur Vermeidung von Täuschungsalar­
men - nur Schwingungen ab ca. 80 kHz 
registriert. Erschütterungen im Niederfre­
quenzbereich, z. B. durch Klopfen an der 
Scheibe, durch Steinschlag, vorbeifahren­
de Autos, Raumschall o. ä. , bleiben im all­
gemeinen unberücksichtigt. Der Alarm 
auslösende Melder ist an der eingebauten 
Leuchtdiode schnell zu erkennen. 

Zetller PressediensI, Postfach 20 26 26, 8000 
München 2 

Neue Funkstatioll hilft weltweit bei 
Katastrophell 

Sie wiegt nur 40 Kilogramm, ist in zwei 
Reisekoffern verpackt und leicht zu trans­
portieren: Sie ist eine der ersten und wohl 

kleinste Type einer Satelliten-Erdfunk­
stelle in Europa. Der Arbeiter-Samariter­
Bund Deutschland setzt die Anlage welt­
weit zur internationalen Katastrophen­
Hilfe ein (wir haben darüber in der "Zivil­
verteidigung" berichtet). 

Erdbeben, Vulkanausbrüche, Wirbel­
stürme - Jahr für Jahr gibt es irgendwo 
auf der Erde Naturkatastrophen. Fern­
meldenetze brechen zusammen, Nach­
richten verbindungen reißen ab, und nicht 
selten müssen HiLfsorganisationen tage­
lang auf Informationen aus dem Kata­
strophengebiet warten. Wichtige, oft le­
benswichtige Zeit geht verloren. 

Mit seiner neuen Satelliten-Erdfunkstelle 
und der dazugehörigen Einsatzzentrale 
~st der Arbeiter-Samariter-Bund (ASB) 
Jetzt 10 der Lage, überall auf der Welt So­
forth ilfe zu leisten. 250 000 Mark kostet 
die Anlage. Einrichtungen dieser Art 
wurden bisher fast ausschließlich im See­
funkbereich eingesetzt. 

Die Station ist innerhalb einer Stunde 
aufgebaut und sendebereit. 

Ohne Kabel-Übertragung können die 
Mitarbeiter bei einem Einsatz im Ausland 
sofort Lagebeschreibungen vermitteln 
und über die Einsatzzentrale Hilfe veran­
lassen. Im Katastrophenfall sind die Hel­
fer in der Lage, in kürzester Zeit Video­
Standbilder von Verletzten zu übermit­
t~ln, so daß die Zentrale die richtige Me­
dlkamentenhilfe leisten und ärztliche 
Versorgung sicherstellen kann. 

Dieser Berichl stamml aus dem Jahrbuch 1988 
des ASB 
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Spezialbahn Rowalin mit hohem 
Sicherheits-Faktor zur Flachdach­
abdichtung 

Großer Widerstand gegen Perforation 
und mechanische Einwirkungen / 
Zügige und wetterunabhängige Ver­
legung / Hochalterungsbeständig oh­
ne Oberflächenschutz / Ausgezeich­
netes Kälte- und Wärmeverhalten: 
einsetzbar in allen Klimazonen von 
Nord bis Süd 

Basis für diese Eigenschaften: der Aufbau 
der Bahn mit alterungsbeständigem Po­
Iyolefin Copolymer, Spezial-Bitumen als 
Deckschicht und zwei thermisch endver­
fes tigten Polyestervlies-Einlagen in Stär­
ken von 200 bzw. 150 g/ m2• 

Bei der Entwicklung dieser Bahn ist vor 
allem auf Sicherheit Wert gelegt worden, 
und zwar sowohl hinsichtlich der Verar­
beitung als auch der langfristigen Funk­
tionstüchtigkeit. So besitzt Rowalin durch 
einen großen Widerstand gegen Perfora­
tion und mechanische Einwirkungen ho­
he Sicherheitsreserven und läßt sich zu­
verlässig, zügig und wetterunabhängig 
verlegen. Dabei ist ein jederzeit homoge­
ner und sicherer Verbund für Nähte, Stö­
ße und Anschlüsse gewährleistet. 

Quelle: Roland Werke, Zeppelinstr. l, 2807 
Achim 

Robuster, zuverlässiger Diese/­
Außenbordmotor vorgestellt 

Die Firma Yanmar bringt den neuen Mo­
tor auf den europäischen Markt. Das Mo­
dell D 27, ein 20 kW (27 PS) starker was­
sergekühlter Viertakt-Dieselmotor mit 3 
Zylindern , bietet überzeugende Werte: 
Zuverlässigkeit , Leistungsstärke, Langle­
bigkeit und die kraftsto ffbedingte Sicher­
heit. Die technischen Details verblüffen, 
wie z. B. die von Yanmar entwickelten In­
jektoreinheiten, die mi t höchster Präzi­
sion und etwa doppeltem Einspritzdruck 
wie bisherige Systeme arbeiten, d . h. die 
übliche voluminöse Einspritzpumpe ent­
fällt. Außerdem die obenliegende Nok­
kenwelle mit Steuerzahnriemen und ein 

Niederdruck-Prepregs für höchste 
Anforderungen 

Für die unterschiedlichsten Anwendun­
gen im Flugzeugbau, für Nutzlastverklei­
dungen in der Raumfahrt oder im Fahr­
zeug-, Maschinen- und Anjagenbau be­
währen sich Niederdruck-Prepregs der 
AEG Isolar- und Kunststoff GmbH. Sie 
bestehen aus Hochleistungs-Verbund­
werkstoffen wie harzimprägnierten Glas-, 
Aramid- und Kohlefasergeweben, wobei 
je nach Anwendungszweck und thermi­
scher Belastung die Gewebe mit Epoxid-, 
Phenol- oder Polyimidharzen imprägniert 
werden. Vorteilhaft werden sie überall 
dort eingesetzt, wo geringes Materialge­
wicht, hohe Stabilität und starke Belast­
barkeit gefordert werden. Die Materialien 
werden zur Herstellung duroplastischer 
Bauteile verwendet und haben sich auch 
bei höchsten Anforderungen, wie z. B. der 
Bauteilherstellung für das Airbus- und 
Ariane-Programm oder bei Blättern für 
Windkraftanlagen, langfristig bewährt. 

AEG , Theodor-Stern-Kai l, 6000 Frankfurt 
a. M. 70 

Induktionssystem mit Rammeffekt. Oder 
die Vibrationsarmut und die leisen Mo­
torgeräusche, die man einem Dieselmotor 
bisher nie zugetraut hatte. 

Es werden nur noch zwischen 25 und 
50 % des bisher erforderlichen Treibstof­
fes benötigt. 

Der Außenborder ist im Laufgeräusch 
und in den Vibrationen subjektiv ruhiger 
und leiser als die meisten vergleichbaren 
Zweitakt-Außenborder. E r ist ein uner­
müdliches Arbeitspferd und - wie wir 
meinen - zum Rettungseinsatz in der Ka­
tastrophe geeignet. 

Quelle: MARX-Marine, Wendenstr. 8- 12, 
2000 Hamburg 1 

Überall ill Verbi"dung bleiben, 
nicht lIur i/1 der Industrie - auch im 
Notjal/einsatz 

In geräuschstarker Umgebung haben es 
die Mitarbeiter oft sehr schwer, sich un­
tereinander verständlich zu machen. Die 
Sprache wird vom Lärm überlagert, der 
Austausch wichtiger Informationen und 
Anweisungen ist fast unmöglich. Ein 
Sprechfunkgerät reicht für derartige Ein­
satzgebiete (auch im Katastrophenfall) 
alleine nicht mehr aus. 

BarteIs & Rieger GmbH & Co. stellt die 
neue Hör-Sprech-Garnitur BARIPHON 
90 I vor, die in Verbindung mit einem 
Handsprechfunkgerät eine gute Sprach­
übertragung garantiert. 

Die komplette Garnitur besteht aus ei­
nem geräusch kompensierenden Mikro­
fon und einer Gehörschutzkapsel mit ein­
gebautem Lautsprecher und elektroni­
scher Pegelanpassung sowie zwei Steck­
buchsen für den Mikrofonanschluß und 
für das Verbindungskabel zum Sprech­
funkgerät. 
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Befestigen läßt sich das BARIPHON 90 I 
problemlos mit einem Klemm- oder 
Schrauban chluß an jedem Industrie­
heim. Selbst für Maskenträger ist die 
Sprechgarnitur BARIPHON 90 I die 
ideale und in der Praxis bereits bewährte 
Lösung für alle Verständigungsprobleme 
am Einsatzplatz: 

Außer dem Mikrophon BARlPHON 90 
MA für die Einsatzbereiche ohne Atem­
schutz bzw. für die Verwendung von Voll­
masken mit mechanischer Sprechmem­
brane werden zwei spezielle Maskenmi­
krofoneangeboten. Das Mikrofon BARI­
PHON 90 ME für die Träger einer Voll­
maske BRK 720 bzw. BARlKOS und das 
Mikrofon BARJPHON 90 MEP, das in 
Kombination mit der Überdruckmaske 
BRK 720 P verwendet werden kann . 

Barteis & Rieger GmbH & Co., Gürzenichstra­
ße 21, 5000 Köln I 

Mehr Sicherheit im Luftverkehr 

Das von AEG Olympia entwickelte Wet­
terdaten- und Informations-Anzeigesy­
stem WIAS hat die Bundesanstalt für 
Flugsicherung als erstes von zehn derarti­
gen Anlagen im Flugsicherungskontroll­
dienst Frankfurt in Betrieb genommen. 
Durch WIAS werden den Fluglotsen am 
Arbeitsplatz auf Video-Monitoren aktu­
elle Informationen über die herrschenden 
Wetterverhältnisse und über die Verfüg­
barkeit der für An- und Abflug notwendi­
gen Einrichtungen der Flughäfen vermit­
telt. 

AEG Öffentli chkeitsarbeit 

Weltrangliste für Solarkollektoren 

Die Solartechnik tut sich schwer in Mittel­
europa, denn unser Klima bietet mit sei­
nen häufigen Regenperioden und lan-
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gen, nebelreichen Wintern nicht gerade 
ideale Voraussetzungen. Nachdem sich 
der Markt für Solarkollektoren im An­
schluß an die Ölkrise 1973/74 eröffnet 
hatte, verzeichnete er hohe Zuwachsra­
ten. Einen Höhepunkt erreichten die Ver­
kaufszahlen 1980 und 1981, also in den 
beiden Jahren nach der zweiten Ölpreis­
explosion im Jahre 1979. Seither aller­
dings sind die Ziffern stetig gefallen, 
zweifelsohne, weil der Ölpreis Anfang 
der 80er Jahre wieder gesunken und sei t­
her auf tiefem Niveau gebLieben ist. Da­
her hat die Solarindustrie zur Zeit ums 
Überleben zu kämpfen. In den USA z. B. 
ist die Zahl der Hersteller von über 300 im 
Jahre 1979 auf weniger als 30 zurückge­
gangen, in der Schweiz von 30 auf 3. Den­
noch ist es interessant und aufschlußreich, 
das inzwischen Erreichte zu betrachten. 
Die folgenden Zahlen wurden Mitte 1987 
in Oxford auf einer Arbeitstagung der In­
ternationalen Energie Agentur (IEA) zu­
sammengetragen und sind Schätzwerte. 

Für Solargewerbe wie Käufer ist von Be­
deutung, wie hoch der Energieertrag ver­
anschlagt werden kann . Richtig geplante 
und bemessene Anlagen zur Wasserer­
wärmung liefern, so die Erfahrungswerte, 
Temperaturen zwischen 30 und 45 Grad 
Celsius CC) und jährlich 300 bis 650 Ki­
lowattstunden (kWh) je m2 Kollektorflä­
che (wobei die untere Grenze für unser 
Klima, die obere für sonnenreiche Zonen 
gilt) ; fü r die Erwärmung der 200 bis 300 
Liter Warmwasser, die in einem Einfami­
lienhaus täglich verbraucht werden, ha­
ben sich in unseren Breiten 5 bis 9 m2 Kol­
lektorfläche als optimal erwiesen. Bei der 
Schwimmbaderwärmung kann man mit 
20 bis 27 ·C und 250 bis 700 kWh/ m2 

rechnen, bei der Raumheizung mit 30 bis 
50 ·C und 150 bis 350 kWh/ m2

, bei der 
Erzeugung industrieller Prozeßwärme 
mit 35 bis 70 ·Cund 300 bis500 kWh/ m2

• 

Übrigens sparen 100 solar gewonnene 
kWh die Verbrennung von ungefähr 13 
Litern Heizöl. Die Erfahrung läßt den 
Schluß zu, daß unsere Kollektoren wenig­
stens 15 Jahre überdauern. 

Im Vergleich mit anderen Energieträgern 
kostet die solare Wassererwärmung in 
Mitteleuropa heute noch das Zwei- bis 
Vierfache der Erwärmung mit Öl oder 
Gas und bis zum Doppelten der mit Elek­
trizität. Einfachanlagen, wie ie in Au­
stralien, Israel oder Griechenland ver­
wendet werden, weil es dort im Winter 
nicht friert , sind hingegen heute schon 
voll konkurrenzfähig. 

Quelle: .. Stromthemen", IZE, Postf. 70056 1, 
6000 Frankfurt a. M. 70 

Umweltschutz durch 
Wärmeschutz -
60000 lieue Arbeitsplätze möglich 

Nur durch eine konzertierte Aktion von 
Industrie und Bundesregierung könne es 
gelingen, Wärmeschutzmaßnahmen im 
Baubereich durchzusetzen, die konkrete 
Verbesserungen im Umweltschutz mit 
sich bringen, stellte der Vorstandsvorsit­
zende des TVH Industrieverband Hart­
schaum e. Y. fest. 

Vom gesamten privaten Energiever­
brauch entfielen rund 50 % auf die Hei­
zung, 36,5 % aufs Auto und der Rest auf 
Warmwas er, Haushaltsgeräte und Be­
leuchtung. Die Schadstoffbelastung aus 
der Gebäudeheizung liege bei 1,5 Mio. 
Tonnen jährlich. Es bestünden weder bei 
den Mitgliedsfirmen des TVH noch in der 
Bundesregierung Zweifel darüber, daß 
dieser sich kumulierenden Schadstoff­
menge Einhalten geboten werden muß. 

Der IVH (Industrieverband Hartschaum 
e. Y.) sehe die Lösung in einem globalen 
Gebäudehüllen-Konzept, bei dem nach 
eingehender fachmännischer Untersu­
chung des Gebäudes sinnvolle Wärme­
därnmaßnahmen durchgeführt werden. 
Das aktivierbare Mindestpotential für 
Wärmeschutznachbes erung wird vom 
IVH auf 3,6 Milliarden Quadratmeter 
Gebäudehüllfläche geschätzt. Würde 
man diese Aufgabe in Angriff nehmen, 
könnte der Energieverbrauch der besser 
gedämmten Gebäude bis zu 50 % ge­
senkt werden. Zusätzlich würden 60 000 
neue Arbeitsplätze geschaffen und über 
20 Jahre erhalten werden. Um die Haus­
eigentümer auch bei dem derzeit niedri­
gen Energiepreis zum umweltbewußten 
Wärmeschutz zu bewegen, seien aller­
dings steuerLiche Anreize nötig. 

Industrieverband Hartschaum e. v. , In der Un­
teren Rombach 6 L, 6900 Heidelberg 
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Brandschutztiiren gut gestaltet 
Vorbeugender Brandschutz 

Bei Brandschutztüren denken nicht nur 
Laien, sondern oft auch Fachleute an 
Stahltüren, die sich in die Gestaltung ei­
nes Raumes nur schwer oder gar nicht 
einfügen. 

Vor allem im Objektbereich, also in Ho­
tels, Schulen, Kranken häusern, Kinder­
gärten und Verwaltungsgebäuden, in de­
nen Brandschutztüren vorgeschrieben 
sind, suchen Bauherr und Architekt eine 
Lösung, die auch in der Gestaltung an­
spricht. 

Die Firma Herholz bietet hochwertige 
Brandschutztüren an, die in fast 30 Echt­
holz-Oberflächen, DKS-beschichtet in 
rund 170 Farben oder auch ohne Oberflä­
chenbehandlung lieferbar si.nd. 

Bemannte Raumfahrt schafft 
Arbeitsplätze 

In der Heimat des europäischen Welt­
raumlabors Spacelab und der Wiege des 
neuen Raumstations- und Plattform pro­
gramms Columbus in Bremen (wie in 
Bonn) ist eine Kontroverse um das neue 
ESA-Langzeitprogramm entbrannt. In 
das Pro und Kontra der Politiker um die 
Notwendigkeit bemannter Raumfahrt­
aktivitäten mischte sich die Stimme eines 
Nasa-Experten. Jesco von Puttkarner for­
mulierte es deutlich: "Bemannte Raum­
fahrt schafft Arbeitsplätze". 

Der Wissenschaftler und Publizist, bei der 
Nasa verantwortlich als Manager für stra­
tegische und langfristige Programmpla­
nung, untermauert seine Aussage mit der 
Feststellung: " ln den USA si.nd durch die 
Vergabe der Arbeitspakete für die ge­
plante Raumstation zehntausend neue 
Arbeitsplätze geschaffen worden." Wenn 
Europa, wenn die Bundesrepublik den 
Anschluß an die Entwicklung nicht ver­
lieren wollten, müssen sie bemannte 
Raumfahrt betreiben , sagte von Puttka-

Die Brandschutztüren haben den amtli­
chen Prüf- und Eignungsnachweis für den 
vorbeugenden Brandschutz erbracht, so 
daß für sie seit Juli 1987 die bauaufsichtli­
chen Zulassungsbescheide vorl iegen . 

Brandschutztüren-Vielfalt bei Herholz 
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Bei der Bauabnahme gibt es deshalb kei­
ne Probleme mehr, denn die Zulassung 
befreit die Bauaufsichtsbehörden von der 
Verpflichtung, die Brauchbarkeit der 
Brandschutztüren zu prüfen. 

Quelle: Firma Herholz, Postfach 12 53, 4422 
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mer und merkte an: "Ohne dynamische 
Weiterentwicklung würde das Rad der 
Wissenschaft zurückgedreht. Europas 
Columbus-Programm, für das MBB in 

Bremen als Hauptauftragnehmer der 
ESA verantwortlich zeichnet, diene einer 
Vielfalt von Zielen , deren Ausgangs­
punkt die gemeinsame Raumstation sei. 

Jesco von Puttkamer weiter: "Columbus 
hat die größte Zukunft. Die Nasa-Ingeni­
eure freuen sich auf die weitere Zusam­
menarbeit. Sie wissen sehr wohl , daß das 
Weltraumlabor Spacelab aus Bremen 
stammt, und können aus dieser Erfah­
rung vertrauensvoll in die Zukunft schau­
en, auf die Arbeit bei gemeinsamen Pro­
grammen." 

ESA und Nasa haben die Vereinbarung 
(Memorandum of Unterstanding) für die 
gem einsamen Arbeiten beim Aufbau ei­
ner permanenten Raumstation in erdna­
her Umlaufbahn unterzeichnet. Das Co­
lumbus-Labor (unten) wird von der euro­
päischen Raumfahrtindustrie unter MB 8-
Führung beigesteuert. 

Hinweis des Autors zum Beitrag 

" Wirtschaftliche Planung von Raum­
lufttechnischen Anlagen in Schutz­
räumen" ZIVILVERTEIDIGUNG 
IV/1988", 
der erst nach Redaktionsschluß eingegan­
gen war. 

Es muß dort auf Seite 47, linke Spalte im 
vorletzten Satz, heißen: 

"Während bei 19,5 m3/ min die Luftfilte­
rung mit sieben Raumfiltern R 3 problem­
los möglich ist, wird bei 21,5 m3 I min ein 
achter Raumfilter R 3 erforderlich. " 

Bei Raumfiltern dürfen die angegebenen 
Luftvolumenströme (3 m3/ min bei R 3 
und 10 m3 I min bei R 10) nicht überschrit­
ten werden. Hingewiesen werden soll in 
diesem Zusammenhang noch einmal dar­
auf, daß in der Berechnung nur der grund­
sätzliche Weg hierzu aufgezeigt wurde. 
Selbstverständlich müssen örtliche Gege­
benheiten, wie z. B. zwischengeschaltete 
Abluftventile in Schleusen oder Lagerräu­
me bei objektbezogenen Berechnungen 
berücksichtigt werden. Auch geben die 
veröffentlichten Richtpreise nur gemittel­
te Cirka-Werte an, die sich regional oder 
auftragsbedingt sicher ändern können. 

Wesentlich ist es, die grundsätzlichen 
Schritte zu überlegen, um eine wirtschaft­
liche Planung zum Beispiel des entschei­
denden Betriebspunktes und damit der 
Gesamtanlage zu ermöglichen. 

Um nicht "am Detail zu kleben", wurde 
auch bewußt auf eine Grundrißdarstel­
lung eines Schutzraumes verzichtet. 
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